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Beginn: 10:04 Uhr 

Präsident André Kuper: Meine Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich heiße Sie alle 
zur heutigen, 33. Sitzung des Landtags Nordrhein-
Westfalen willkommen. Mein Gruß gilt auch unseren 
Gästen auf der Zuschauertribüne sowie den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich neun Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das Pro-
tokoll aufgenommen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung: 

Zunächst gebe ich Ihnen das Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung zum gestrigen Tagesordnungs-
punkt 13 bekannt (siehe Anlage 1). Es handelt sich 
dabei um die Schlussabstimmung in der zweiten Le-
sung über den Gesetzentwurf der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/1128 „Gesetz zur Aufhebung des 
Gesetzes zur Förderung des Klimaschutzes in Nord-
rhein-Westfalen – Stärkung des Industriestandorts in 
Nordrhein-Westfalen“. An der Abstimmung haben 
177 Abgeordnete teilgenommen. Mit Ja stimmten 13 
Abgeordnete. Mit Nein stimmten 164 Abgeordnete. 
Kein Abgeordneter hat sich der Stimme enthalten. 
Der Gesetzentwurf der Fraktion der AfD Drucksa-
che 17/1128 ist damit abgelehnt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, darüber hinaus 
gebe ich folgende Hinweise: 

Bereits am Mittwoch haben wir die Tagesordnung 
für die heutige Sitzung um einen neuen Tagesord-
nungspunkt 9 „Gesetz zur Änderung der gesetzli-
chen Befristung in § 15a Absatz 5 Satz 1 des Polizei-
gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen – Druck-
sache 17/3064“ ergänzt. Der nachfolgende Tages-
ordnungspunkt verschiebt sich entsprechend. 

Außerdem haben sich alle fünf im Landtag vertrete-
nen Fraktionen zwischenzeitlich darauf verständigt, 
den Tagesordnungspunkt 7 „Gesetz zur Aufhe-
bung des Gesetzes zur Stärkung des Kreistags und 
zur Änderung kommunalrechtlicher, haushaltsrecht-
licher und steuerrechtlicher Vorschriften“ und den 
Tagesordnungspunkt 10 „Öffentlichkeitsfahndung 
beschleunigen – Täter schneller fassen – Potentielle 
Opfer schützen“ zu tauschen. – Wie ich sehe, erhebt 
sich dagegen kein Widerspruch. Dann verfahren wir 
so. 

Ich rufe auf: 

1 Erst wird der Bock zum Gärtner gemacht, an-
schließend löscht man unangenehme Informa-
tionen auf Facebook – Will die Landesregie-
rung die finanzielle Förderung eines Projektes 
des Zentralrates der Muslime in Deutschland 
(ZMD) im Kampf gegen den Antisemitismus 
verheimlichen? 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag  
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/3112 

Die Fraktion der AfD hat mit Schreiben vom 9. Juli 
2018 gemäß § 95 Abs. 1 der Geschäftsordnung zu 
der genannten aktuellen Frage der Landespolitik 
eine Aussprache beantragt. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner Herrn Abgeordneten Wagner das Wort. 

Markus Wagner (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Landesregierung versucht nun – man höre und 
staune! – etwas gegen den muslimischen Antisemi-
tismus zu unternehmen. 

Das ist einerseits lobenswert und findet im Kern des 
Anliegens unsere Zustimmung. Alles, was vernünf-
tigerweise gegen Antisemitismus getan werden 
kann, findet unsere Unterstützung. Ich will in dieser 
Rede einmal davon absehen, dass es mit der AfD 
diese Anzahl an muslimischen Judenfeinden in un-
serem Land gar nicht gäbe. 

Es ist anderseits aber auch bemerkenswert. Denn 
anlässlich der letzten Plenardebatte zu dem ob Ihrer 
Politik der ungeschützten Grenzen notwendig gewor-
denen Antisemitismusbeauftragten haben Sie uns 
doch erzählt, dass das eigentlich kein Problem sei. 
Ich wurde sogar dafür gerügt, dass ich auf das Prob-
lem des importierten Antisemitismus hinwies. 

Nun gut; jetzt machen Sie da also etwas – man 
könnte auch sagen: irgendetwas. Aber was Sie tun 
und wie Sie dies tun, ist wieder einmal ein Ausweis 
für Ihren mangelnden Wertekompass und Ihr hand-
werkliches Ungeschick. 

Sie geben mal eben 160.000 € an die JuMu Deutsch-
land gGmbH, die damit dann etwas gegen die Juden-
feindlichkeit unter Muslimen unternehmen soll, und 
feiern, dass dies der Zentralrat der Muslime initiiert 
hätte. 

Eigentlich ist es verrückt: Die angeblich schwarz-
gelbe Landesregierung überholt Merkels schwarz-
rote Koalition im Bund wieder einmal links. Denn erst 
kürzlich entschied sich die Bundesregierung dafür, 
muslimischen Verbänden aufgrund ihrer Nähe zum 
türkischen Staat die Fördergelder drastisch zu redu-
zieren. 

Neben der türkisch-islamischen Union DITIB, die 
rund 80 % weniger erhält, zu deren Moscheeeröff-
nung Ministerpräsident Laschet aber gerne geht, ist 
auch der Zentralrat der Muslime, dessen Fördergel-
der sogar um 90 % gekappt werden, von der Kür-
zung betroffen.  



Landtag   13.07.2018 

Nordrhein-Westfalen 6 Plenarprotokoll 17/33 

 

Übrigens: Selbst der Obergrüne Volker Beck fordert, 
die Kooperation mit dem Zentralrat der Muslime 
gänzlich zu überprüfen. 

Aber – man fasst sich an den Kopf – die Landesre-
gierung Nordrhein-Westfalen schätzt die Förde-
rungswürdigkeit des Zentralrats der Muslime demge-
genüber offenkundig ganz anders ein. 

Stolz verkündete das Ministerium für Integration un-
ter der Führung von Joachim Stamp auf seiner Face-
book-Präsenz „Chancen NRW“ in der erstmalig 
publizierten und dann siebenmal korrigierten Version 
vom 4. Juli 2018 um 12:38 Uhr: „Landesregierung 
unterstützt Zentralrat der Muslime im Kampf gegen 
Antisemitismus“. 

Schaut eigentlich irgendjemand im sogenannten In-
tegrationsministerium einmal darauf, wer da für was 
unterstützt wird und wer da Steuergelder erhält? 

Das Versagen des Integrationsministers wurde dann 
allerdings von einigen ganz normalen, aber auch wa-
chen Bürgern aufgedeckt. Sie reagierten in der Kom-
mentarspalte mit scharfer, aber sachlicher und fak-
tenbasierter Kritik an dieser Förderung. Diverse Nut-
zer wiesen die Landesregierung nachdrücklich da-
rauf hin, dass im Zentralrat der Muslime auch die Is-
lamische Gemeinschaft in Deutschland, IGD, die 
vom Verfassungsschutz beobachtet werde, und das 
vom fundamentalistischen Regime in Teheran kon-
trollierte Islamische Zentrum Hamburg organisiert 
seien. 

Das Landesamt für Verfassungsschutz Hamburg be-
stätigt diese Aussagen. Das IZH ist als Instrument 
der iranischen Regierung zu bewerten. Es gibt dort 
extremistische Strömungen, und Mitglieder dieser 
Vereinigung haben an israelfeindlichen Demonstrati-
onen teilgenommen. Die Islamische Gemeinschaft in 
Deutschland wird auch im jüngsten Verfassungs-
schutzbericht des Bundes als Beobachtungsobjekt 
geführt und als Ableger der Muslimbruderschaft be-
wertet. Die IGD selber geht sogar ganz offen mit ihrer 
Mitgliedschaft im Zentralrat der Muslime um. 

Die Facebook-Nutzer kritisierten dementsprechend, 
man gehe hier mit Antisemiten gegen Antisemiten 
vor und habe eine untragbare Entscheidung getrof-
fen. 

(Zuruf von der AfD: Unglaublich!) 

Im Zeitraum vom 4. Juli 2018 um 12:38 Uhr bis zum 
5. Juli 2018 um 19:53 Uhr hat der Herausgeber den 
Beitrag dann insgesamt siebenmal redaktionell ver-
ändert und dabei die Erwähnung des Zentralrats zu-
nächst schrittweise und schließlich komplett entfernt, 
wie aus dem einsehbaren Bearbeitungsverlauf des 
Beitrages hervorgeht. 

In der jetzt aktuellen Fassung – wobei ich nicht weiß, 
ob diese Fassung während meiner Rede wieder ge-

ändert werden wird – verweist das Ministerium ledig-
lich noch auf das Projekt und den Projektträger JuMu 
Deutschland gGmbH, obwohl die Landesregierung in 
einer kurzen Entgegnung in der Kommentarspalte 
selbst erläutert, dass der Zentralrat der Muslime den 
Projektträger JuMu initiiert hat. 

(Zuruf von der AfD: Super!) 

Sogar aus einem in den Werbetext für die 160.000-€-
Posse integrierten direkten Zitat der Integrations-
staatssekretärin Serap Güler ist der Verweis ohne 
Kennzeichnung einer Manipulation entfernt worden. 

Frau Güler, wer ist denn eigentlich für Ihre öffentli-
chen Zitate verantwortlich? Ist für Sie der Zentralrat 
der Muslime nun förderungswürdig, wie in der ersten 
Version ihres Zitates, oder nicht, wie in der derzeiti-
gen Version? Können die Bürger nicht endlich eine 
klare Linie der Landesregierung erwarten? Wie ste-
hen Sie zu DITIB, Zentralrat und Co? 

Die enge Verzahnung wird auch dadurch ersichtlich, 
dass Aiman Mazyek, Vorstandsvorsitzender des 
Zentralrates der Muslime, auch im Beirat der JuMu 
vertreten ist. Gleichzeitig ist er auch noch FDP-
Parteifreund des Integrationsministers Stamp. 

Das mag das schnelle Fließen der Steuergelder noch 
einmal begünstigen. Vielleicht erklärt uns der Minis-
ter einmal, wie denn da die Wege laufen, wer da wen 
informell auf 160.000 € angesprochen hat. 

(Helmut Seifen [AfD]: Der Minister amüsiert 
sich!) 

Bei einer funktionierenden Landesregierung, die mit 
klarer und stringenter Strategie an die Sache heran-
geht, würde ich ja jetzt den Ministerpräsidenten auf-
fordern, im FDP-Integrationsministerium einmal für 
Ordnung zu sorgen. Aber zum einen hat er da ja 
schon seine Parteifreundin Serap Güler geparkt, die 
in der ganzen Sache auch nicht gerade eine gute Fi-
gur macht. Zudem hat unser „Der Islam gehört zu 
NRW“-Regierungschef dazu wahrscheinlich mal wie-
der keine Lust. 

Ihr AfD-Förderprogramm also in allen Ehren! Sie trei-
ben uns die Bürger ja regelrecht zu. Aber bitte; das 
Thema des Antisemitismus ist doch wirklich zu ernst, 
und die Steuergelder sind von den Menschen zu hart 
erarbeitet, als dass Sie weiter auf diese Art und 
Weise herumstolpern sollten. 

(Beifall von der AfD) 

Es darf schlicht und ergreifend keine weitere Zusam-
menarbeit mit der DITIB und dem Zentralrat der Mus-
lime geben. 

Mit Ihren Manipulations- und Vertuschungsversu-
chen auf Ihren Facebook-Seiten machen Sie es nur 
noch schlimmer. 
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Es ist daher nicht nur kein Wunder, dass die Landes-
regierung in Umfragen weit von einer Mehrheit ent-
fernt ist. Sie hat auch zu Recht keine Mehrheit mehr. 
Wer den rot-grünen Murks nicht wollte, hat ihn nun 
wieder, auch wenn er sich Schwarz-Gelb nennt. 

Auch in diesem Fall zeigt sich exemplarisch: Sie ha-
ben weder eine klare Linie, noch packen Sie es hand-
werklich. Und wenn das allzu offenbar wird, blamie-
ren Sie sich mit dem siebenfachen Versuch, einen 
kurzen Text bei Facebook zu redigieren. 

Eine solche Regierung, meine Damen und Herren, 
haben die Menschen wirklich nicht verdient. – Danke. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
CDU hat Frau Abgeordnete Voßeler das Wort.  

Margret Voßeler (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Sie haben 
nun in sieben Minuten, lieber Kollege Wagner, Ihren 
Kernpunkt weder adäquat noch überzeugend her-
überbringen können. Sie konnten dies auch schon in 
Ihrem Antrag nicht, der sechs Fußnoten und einen 
sperrigen, 35 Wörter umfassenden Titel enthält. 

Mit meinem landwirtschaftlichen Hintergrund möchte 
ich daher zunächst bei Ihrem sprachlichen Bild von 
dem Bock und dem Gärtner bleiben. Die von Ihnen 
verwendete Redewendung geht ursprünglich auf ba-
rocke Darstellungen zurück, auf denen Böcke zu se-
hen sind, die an jungen Trieben in Parkanlagen 
knabbern, also das Leben in der Natur im Keim ersti-
cken. Diese Redensart ist bereits ein Widerspruch in 
sich. 

(Zuruf von der CDU: Ja!) 

Er ist nicht fruchtbar. Dasselbe gilt für Ihr Anliegen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Zur Kommunikationsstrategie der Landesregierung 
wird sich sicher Herr Minister Stamp äußern. 

Aber nun zum geförderten Projekt selbst: Die JuMu 
Deutschland existiert seit Ende 2016 und ist eine ge-
meinnützige GmbH, bestehend aus zwei jüdischen 
und zwei muslimischen Organisationen als Gesell-
schaftern. JuMu zählt zwölf jüdische Gemeinden und 
acht muslimische Organisationen zu ihren Partnern. 

Das allein spricht schon für sich. Juden, Muslime, 
osteuropäische und nordafrikanische Zuwanderer 
führen gemeinsam Erziehungs-, Bildungs- und In-
tegrationsmaßnahmen in Form von Projekten und 
Workshops in der Jugend- und Sozialarbeit durch, 
die sowohl die Prävention als auch die Dialogarbeit 
zum Ziel haben. 

Dadurch wird nicht nur dem leider erstarkenden An-
tisemitismus die Stirn geboten, sondern auch unsere 

in der Bundesrepublik so wichtige Erinnerungskultur 
gefördert. 

Der Begriff des Antisemitismus ist im eigentlichen 
Sinne sehr ungenau, weil sich „semitisch“ auf die 
Sprachfamilie bezieht, zu der beispielsweise auch 
das Arabische zählt. Dennoch hat er sich für die Be-
schreibung der Diskriminierung von Juden und die 
politische Hetze gegen Juden international durchge-
setzt. 

Genau dieser Agitation und Ungerechtigkeit wird und 
soll mit der erstmaligen finanziellen Unterstützung 
der Landesregierung auch weiterhin entgegenge-
wirkt werden. 

(Unruhe) 

Der Bedarf ist vorhanden. Im vergangenen Jahr wur-
den 324 antisemitische Straftaten allein in NRW an-
gezeigt. Das sind 9 % mehr als im Vorjahr. Die Dun-
kelziffer liegt leider noch deutlich höher. Außerdem 
ist die Nachfrage der Schulen und Berufskollegs sehr 
groß. 

Gerade das Format, bei dem eine Jüdin bzw. ein 
Jude und eine Muslima bzw. ein Muslim gemeinsam 
in Schulklassen gehen, Fragen über ihr alltägliches 
Leben und ihre jeweilige Religion beantworten und 
so mit hartnäckigen Vorurteilen aufräumen können, 
bekam eine sehr positive Resonanz seitens der 
Schülerinnen und Schüler. 

Dass ausgerechnet Ihre Fraktion sich beim Thema 
„Maßnahmen und Projekte gegen Antisemitismus“ 
so prominent zu Wort meldet, ist wirklich mehr als iro-
nisch, ja, es ist sogar zynisch. Welche Lösungsan-
sätze hat denn Ihre Fraktion? 

Warum hat Ihre Fraktion nicht die Dringlichkeit gese-
hen, die Initiative ergriffen und einen Antrag zum An-
tisemitismusbeauftragten gestellt? 

(Zurufe von der AfD) 

Alle anderen Fraktionen kamen auf diese Idee, Sie 
nicht – 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Christian 
Loose [AfD]) 

vielleicht, weil Sie zu der Partei gehören, die die 
Schoah nur als einen „Vogelschiss“ in der deutschen 
Geschichte sieht. 

(Beifall von der CDU, der SPD und der FDP) 

Der Psychologe und Islamexperte Ahmad Mansour, 
der im Übrigen vor zehn Tagen bei dem von unserer 
Fraktion initiierten und ausgerichteten Werkstattge-
spräch zum Thema „Antisemitismus – Herausforde-
rungen, Umgang und Prävention“ einen Vortrag hielt, 
sagte, dass wir ganz neue Narrative schaffen müss-
ten, um dem offenen Antisemitismus gerade im Hin-
blick auf illiberale Muslime zu begegnen. 
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Eine solche Möglichkeit bieten die Projekte der JuMu 
gGmbH. 

Unser Fraktionsvorsitzender Bodo Löttgen sagte im 
Juni-Plenum zu einem anderen Thema, es sei bes-
ser, miteinander zu sprechen, als gegeneinander zu 
schweigen. So sehe ich das auch – gerade bezogen 
auf die Kooperation zwischen Juden, Muslimen und, 
nicht zu vergessen, Christen. 

Wir hätten hier im Plenum zu diesem Randthema al-
lerdings keine Aktuelle Stunde mit Ihrer Überschrift 
gebraucht, lieber Herr Kollege Wagner und Fraktion. 
Eine Kleine Anfrage an die Landesregierung wäre 
der richtigere Weg gewesen. Vielleicht wären Sie 
dann zu Ihren fünf Unterfragen auf den Punkt gekom-
men. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Voßeler. – Für die SPD-Fraktion 
spricht Frau Kollegin Müller-Witt. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Mit der Beantragung dieser Aktuellen 
Stunde durch die AfD ist ein vorläufiger Tiefpunkt der 
Diskussionen in diesem Parlament erreicht. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
rufe von Michael Hübner [SPD] und Christian 
Loose [AfD]) 

Worum geht es? Wir sollen über Posts der Landes-
regierung sowie die dazugehörigen Kommentare de-
battieren und daraus Schlüsse zum Handeln der 
Landesregierung ziehen. 

Natürlich zeugt es nicht von sonderlich sorgfältiger 
Arbeit, wenn eine Mitteilung mehrfach geändert wer-
den muss. Es ist auch nicht sehr vertrauenerwe-
ckend, wenn eine gesendete Botschaft mehrfach ge-
ändert wird. Dieses Vorgehen wirft die Frage auf, ob 
es klug war, so zu verfahren. – Aber das nur neben-
bei. 

(Zuruf von Roger Beckamp [AfD]) 

Nun aber zum Vorwurf der AfD, die Förderung eines 
Projektes, an dem auch Vertreter des Zentralrates 
der Muslime beteiligt sind, würde dem Antisemitis-
mus Vorschub leisten: Wie unsinnig dieser Vorwurf 
ist, wird jedem klar, der sich einmal genauer mit der 
Gesellschaft JuMu befasst hat. JuMu – das wurde 
gerade schon erläutert – wurde am 7. Dezember 
2016 als gemeinnützige GmbH gegründet. 

Zu dieser Gründung noch – mit Ihrer Erlaubnis, Frau 
Präsidentin – ein Zitat: 

„Ziel der Gesellschaft ist es nach eigener Aus-
sage, die Zusammenarbeit von Juden, Muslimen 

und Christen auf den Gebieten interreligiöser Di-
alog und Sozialarbeit deutschlandweit zu intensi-
vieren, zu professionalisieren und auf eine nach-
haltige Basis zu stellen.“ 

(Beifall von der SPD) 

So schrieb die „Jüdische Allgemeine“ am 11. Mai die-
ses Jahres.  

Es handelt sich also um ein Projekt, das ohne Zweifel 
ganz im Sinne der Bekämpfung des wachsenden An-
tisemitismus ist und dem interkulturellen und interre-
ligiösen Dialog dienen kann. 

Dem Beirat von JuMu – auch das wurde eben schon 
angedeutet – gehören sowohl Vertreter aus jüdi-
schen Synagogengemeinden als auch Vertreter der 
islamischen Moscheegemeinden und -verbände an. 

Dass der Zentralrat der Muslime dabei ist, ist kein 
Grund, JuMu zu diskreditieren. Im Zentralrat der 
Muslime sind die unterschiedlichsten Muslimver-
bände zusammengeschlossen. Eine pauschale Ver-
urteilung verbietet sich. 

Ende März dieses Jahres fand ein von JuMu organi-
siertes Treffen in der Synagoge der Jüdischen Ge-
meinde Mönchengladbach statt. Ziel war es, Musli-
men und Juden die Gelegenheit zu geben, die 
Grundlagen der jeweiligen anderen Religion kennen-
zulernen und Fragen zu stellen. 

Dort sprachen Hamza Wördemann vom Zentralrat 
der Muslime in Deutschland und Michael Rubinstein, 
Geschäftsführer des Landesverbandes der jüdi-
schen Gemeinden vom Nordrhein, jeweils ein Gruß-
wort. Dies macht deutlich, welchen Stellenwert die-
ses Projekt bei den jüdischen und muslimischen Ver-
bänden hat. 

Darüber hinaus hat es bereits vier jüdisch-muslimi-
sche Veranstaltungen unter dem Motto „Weißt du, 
wer ich bin?“ gegeben, die vom Bundesinnenminis-
terium gefördert wurden, und zwar in der Jüdischen 
Gemeinde Landkreis Barnim in Bernau, in der Islami-
schen Gemeinde Wuppertal, in Frankfurt am Main 
und in Dresden. 

Wie perfide ist es aber, wenn nun die AfD versucht, 
diese Arbeit von JuMu zu diskreditieren? JuMu ist 
eine private Initiative von Personen aus beiden Reli-
gionsgemeinschaften. Hier haben sich Juden und 
Muslime mit dem Ziel zusammengeschlossen, Gren-
zen zu überwinden und Unwissen übereinander ab-
zubauen – Grenzen, die die AfD wiederherstellen 
möchte. Denn Ihnen geht es gar nicht um den Schutz 
unserer jüdischen Mitbürger vor Antisemitismus, wie 
Sie vorgeben. Nein, die jüdischen Mitbürger sind für 
Sie nur willkommenes Mittel zum Zweck. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Christian Loose [AfD]) 
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Eigentliches Ziel Ihres Antrags ist das Schüren von 
Hass und Ablehnung gegenüber Menschen muslimi-
schen Glaubens. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Christian Loose [AfD]) 

Dabei ist Ihnen offensichtlich jedes Mittel recht. Ihre 
Vorwürfe sind substanzfrei. Sie führen keine Belege 
an, dass das Projekt nicht erfolgreich sein kann, son-
dern stellen nur Mutmaßungen an. Sie geben auch 
keine eigenen Impulse in die Debatte. Welche ver-
meintliche Alternative haben Sie denn? 

(Christian Loose [AfD]: Der Verfassungs-
schutz macht das, nicht wir! – Unruhe – Glo-
cke) 

Muslimischen Verbänden lediglich pauschal zu un-
terstellen, aus dem Ausland finanziert und ideolo-
gisch beeinflusst zu werden, reicht nicht. 

Nebenbei bemerkt: War es in der Vergangenheit 
nicht auch so, dass die Bundesregierung mit Blick auf 
eine ausländische Finanzierung und Steuerung isla-
mischer Vereine in Deutschland im Grundsatz eine 
stärkere Verortung der islamischen Organisationen 
in Deutschland für integrationspolitisch erforderlich 
hielt? 

„Unter bestimmten Voraussetzungen kann eine 
ausländische Finanzierung und Steuerung islami-
scher Vereine problematisch sein, wobei Finan-
zierung nicht gleich Steuerung bedeuten 
muss …“ 

So schrieb die Bundesregierung in ihrer Antwort auf 
eine Kleine Anfrage der Grünen. 

Ein gesetzliches Verbot der Auslandsfinanzierung 
von Religionsgemeinschaften würde zudem in das 
religiöse Selbstbestimmungsrecht des Art. 140 
Grundgesetz eingreifen. 

(Zuruf von Iris Dworeck-Danielowski [AfD]) 

Die Verflechtungen bei DITIB sind bekannt und oft 
thematisiert worden. Den Zentralrat der Muslime da-
mit gleichzusetzen, ist aber, wie erwähnt, eine Pau-
schalierung, die wir nicht teilen. 

(Beifall von der SPD) 

Was wir bei der Landesregierung aber vermissen, ist 
eine klare Haltung zur Frage der Anerkennung von 
muslimischen Verbänden als Religionsgemeinschaf-
ten oder auch als Körperschaften des öffentlichen 
Rechts. Als integrationspolitische Sprecherin der 
nordrhein-westfälischen CDU-Fraktion hatte Frau 
Serap Güler immer klare Haltung gefordert. Und wo 
ist sie heute, die klare Haltung? 

Die Landesregierung lässt auch völlig offen, wie der 
Religionsunterricht in Nordrhein-Westfalen künftig 
organisiert wird. Im kommenden Jahr endet der 2012 
von Rot-Grün gestartete erfolgreiche Modellversuch. 

Weil es aber noch keine islamische Religionsge-
meinschaft als Ansprechpartner gibt, bestimmt der-
zeit ein Beirat die Inhalte. Genau ein Jahr vor Aus-
laufen dieser Regelung hat die Landesregierung 
noch keine Neuregelung vorgelegt. Hier wünschen 
wir uns von der Landesregierung mehr Informationen 
über die zukünftige Perspektive. 

Wir hätten uns auch mehr Informationen zum geför-
derten Projekt und den Auswahlkriterien gewünscht. 

Abschließend: Die die SPD-Fraktion begrüßt die För-
derung des muslimisch-jüdischen Dialogs genauso 
wie des jüdisch-muslimisch-christlichen Dialogs. Hier 
stehen wir unmissverständlich an der Seite der Lan-
desregierung. 

Interreligiöse Gespräche helfen, einander zu verste-
hen und das friedliche Zusammenleben zu fördern. 
Dafür wollen wir uns weiter einsetzen. – Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Müller-Witt. – Für die FDP-Fraktion spricht der 
Abgeordnete Paul. 

Stephen Paul (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Guten Morgen! Zur Kommuni-
kationsstrategie der Landesregierung möchte ich 
mich nur kurz äußern. Wenn etwas nicht hinreichend 
präzise formuliert wurde oder zu Missverständnissen 
geführt hat, ist es angebracht, eine Klarstellung und 
Konkretisierung vorzunehmen. Das ist hier vonseiten 
des Ministeriums geschehen. Von einem Verheimli-
chen oder Vertuschen der finanziellen Förderung 
kann aus unserer Sicht überhaupt nicht die Rede 
sein. Vielmehr handelte das Ministerium nachvoll-
ziehbar. Im Internetauftritt des Ministeriums erken-
nen Sie sogar die redaktionellen Änderungen. Ich 
weiß also wirklich nicht, warum Sie weiter darauf her-
umhacken. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im letzten Plenum 
haben wir die Landesregierung damit beauftragt, ei-
nen Antisemitismusbeauftragten zu bestellen. Denn 
Antisemitismus ist leider – das wurde auch im Rah-
men der Plenardebatte deutlich – in den ver-
schiedensten Formen in unserer Gesellschaft vor-
handen.  

Es ist noch gar nicht lange her, dass israelische Flag-
gen vor dem Brandenburger Tor mitten in unserer 
Hauptstadt verbrannt wurden.  

Gleichzeitig wurden und werden Juden im alltägli-
chen Leben auf offener Straße – etwa in Berlin zu 
sehen – attackiert und leider auch Kinder jüdischen 
Glaubens in der Schule angefeindet.  
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Wir können unsere Augen vor dieser Wahrheit nicht 
verschließen. 

2017, im vergangenen Jahr, gab es laut polizeilicher 
Kriminalitätsstatistik insgesamt 1.453 antisemitische 
Straftaten; davon waren über 90 % rechtsradikal mo-
tiviert.  

In den Rubriken „Ausländische Ideologien“ und „Re-
ligiöse Ideologien“ wurden zusammen – nur, aber 
auch – 58 Taten gezählt. Dennoch steigert sich die 
Anzahl der Taten auch in diesem Bereich.  

Antisemitismus ist noch immer weit verbreitet, ist vor-
handen, und wir müssen dagegen etwas unterneh-
men. 

Auch wenn ein Großteil antisemitischer Übergriffe 
rechtsextrem motiviert ist, wie gerade anhand der 
Zahlen dargelegt, so lässt sich nicht bestreiten, dass 
unter den Tätern auch linke und muslimische Antise-
miten sind.  

Um Judenhass Einhalt zu gebieten, muss sich auch 
die Zivilgesellschaft, müssen sich alle Bürgerinnen 
und Bürger engagieren und ein Zeichen gegen Anti-
semitismus setzen.  

Muslimische Mitbürgerinnen und Mitbürger sind auch 
ein wichtiger Teil unserer Gesellschaft. Nach dem 
Vorfall der als Soldaten verkleideten Kinder in der 
Moschee meiner Heimatstadt Herford kann ich als 
Herforder gerade von muslimischer Seite getragenes 
Engagement gegen überzogenen Nationalismus, ge-
gen Antisemitismus nur begrüßen. 

Aus diesem Grunde freue ich mich auch darüber, 
dass das Integrationsministerium unter Leitung unse-
res Ministers Dr. Joachim Stamp das Projekt gegen 
Antisemitismus der JuMu Deutschland unterstützt.  

Das Projekt „Vielfalt zum Anfassen: Schüler*innen 
gegen Antisemitismus“ zielt nämlich gerade darauf 
ab, dass junge Menschen in Workshops über Antise-
mitismus aufgeklärt werden und dort etwas in den 
Köpfen geschieht und dass durch die Referenten jü-
dischen und muslimischen Glaubens gemeinsam 
und in Zusammenarbeit mit Jugendämtern, Schulen 
und verschiedenen anderen Einrichtungen und Part-
nern etwas geschieht. 

So lernen sich im Rahmen des Projekts Muslime und 
Juden kennen und schätzen. Genau so werden Vor-
urteile abgebaut.  

Das Projekt richtet sich insbesondere an Schülerin-
nen und Schüler, die in der Schule nicht oder nicht 
ausreichend über den Massenmord an den Juden 
während des Zweiten Weltkriegs aufgeklärt wurden. 

Die AfD fragt in ihrem Antragstitel, ob die Landesre-
gierung etwas verheimlichen will. Ich stelle eine Ge-
genfrage: Möchte die Fraktion der AfD etwas ver-
heimlichen?  

Anders als durch die Antragsteller dargestellt, ist 
JuMu Deutschland nämlich – das haben Kollegen 
schon erwähnt – eine gemeinnützige Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung, eine gGmbH. Jedermann, 
der JuMu im Internet sucht – man muss gar nicht 
lange recherchieren –, wird spätestens nach zwei Mi-
nuten darauf aufmerksam, dass JuMu völlig unab-
hängig vom Zentralrat der Muslime ist. 

Die Gesellschafter der JuMu sind jüdische Gemein-
den, der „Freie Verband der Muslime“, ReStart und 
ein sozialer Integrationsverein. Dieser Zusammen-
schluss ist gleichzeitig durch jüdische wie auch durch 
muslimische Vertreter geprägt. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der soge-
nannten Alternative für Deutschland, in Ihrem Antrag 
auf Einrichtung einer Enquetekommission, den Sie in 
diesem Plenum gestellt haben, möchten Sie unter 
Punkt 12 von der Landesregierung wissen, wie sich 
verfestigte antisemitische Stereotype auflösen las-
sen.  

Sie möchten wissen, wie es zu schaffen sei, dass jü-
dische Gemeinden nicht länger mit der Gefahr einer 
wachsenden Ausgrenzung und Bedrohung ihrer Mit-
glieder in Nordrhein-Westfalen konfrontiert sind.  

Darauf kann man doch nur sagen: genauso wie viele 
fortschrittliche Initiativen wie diese, über die wir ge-
rade sprechen, es hier vormachen. Denn durch den 
gemeinsamen interreligiösen Dialog, durch interreli-
giöse Sozialarbeit an den Schulen und gemeinsa-
mes Engagement aller Teiler der Gesellschaft kann 
dieses Ziel erreicht werden. 

Wenn an Schulen heutzutage die Bezeichnung „du 
Jude“ wieder als Schimpfwort genutzt wird, zeigt 
sich, wie notwendig genau diese interkulturellen und 
interreligiösen Projekte sind. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die finanzielle Un-
terstützung des Projekts ist somit ein wichtiger Schritt 
und ein klares Zeichen gegen Antisemitismus. Es ist 
ein Baustein im Rahmen einer Vielzahl von Maßnah-
men in Nordrhein-Westfalen zur Prävention von Ju-
denfeindlichkeit. Denn Judenfeindlichkeit darf in 
Nordrhein-Westfalen keinen Platz haben. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Paul. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ja, ich hätte 
viele Kritikpunkte im politischen Diskurs mit Minister 
Stamp oder mit Frau Staatssekretärin Güler anzu-
merken.  
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Aber ich habe heute keinen Grund, mich an Ver-
schwörungstheorien zu beteiligen, die dieser Aktuel-
len Stunde wieder einmal zugrunde liegen. Die Re-
zeptur des Antrags kennen wir: Verschwörungstheo-
rien aus der AfD-Internetblase. 

Verschwörungstheorie eins, die den beiden unter-
stellt, sie würden sich quasi an der Islamisierung 
Deutschlands beteiligen. 

Verschwörungstheorie zwei: Die Korrektur der Inter-
netinformation ist der Vertuschungsversuch, um von 
den Islamisierungsstrategien abzulenken. 

Verschwörungstheorie drei: Hier geht Geld unver-
blümt an Antisemiten. 

Das Ganze wird garniert mit Hetzen gegen Informa-
tion, Herziehen über geschlechtergerechte Sprache, 
schlampig recherchiert, Kolleginnen und Kollegen 
der AfD, tendenziös verquirlt, geschüttelt und ge-
rührt – Antragstext AfD fertig. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Es geht der AfD hier weder um zielgerichtete Aktivi-
täten gegen Antisemitismus noch um sonstige kon-
struktive parlamentarische Diskurse. 

Wenn ich hier heute früh aber zu diesem Tagesord-
nungspunkt rede, will ich deutlich machen, worum es 
uns wirklich gehen muss. Im Antrag von CDU, SPD, 
FDP und Grünen zum Einsetzen eines Antisemitis-
musbeauftragten heißt es: 

„Antisemitische Einstellungen drücken sich durch 
alltägliche Diskriminierungen von Jüdinnen und 
Juden aus. Zudem tritt neben dem Antisemitis-
mus aus dem rechtsextremen Spektrum in den 
letzten Jahren immer deutlicher auch ein Antise-
mitismus zutage, der sich aus dem Nahostkonflikt 
speist. Unter dem Vorwand der Israelkritik werden 
bestehende Tabus gebrochen und Hemmschwel-
len für antisemitische Taten gesenkt. Diese Spi-
rale gilt es nachhaltig zu durchbrechen. Der Land-
tag bekennt sich dazu, den Antisemitismus in all 
seinen Erscheinungsformen intensiv entgegenzu-
treten.“ 

Wenn wir das wirklich ernst meinen, ist es wichtig, 
Vorurteile aufzubrechen, vor allem auch durch Be-
gegnung und gemeinsames Engagement.  

Genau das ist das Ziel der Organisation JuMu. Die 
Abkürzung steht schließlich für junge „Juden und 
Muslime“. Dieses Projekt wird von der Landesregie-
rung gefördert. 

Die Korrektur auf den Internetseiten war in der Tat 
notwendig. Herr Minister Stamp, es wäre besser ge-
wesen, wenn dort gleich die korrekte Information ge-
standen hätte. Ich glaube, da sind wir uns einig. 

Aber die Gelder gehen eben nicht an den Zentralrat 
der Muslime, sondern an diese gGmbH, die JuMu 

trägt. Junge Juden und junge Muslime machen ge-
meinsame Jugendarbeit.  

Dazu gehört auch – das ist etwas, was uns allen 
wichtig ist –, gemeinsame Erinnerungsarbeit in dem 
Land zu betreiben, in dem sie zu Hause sein sollen 
und zu Hause sein wollen. Dazu gehört eine gemein-
same Kultur- und Sportarbeit. 

Ja, der ZMD – der Zentralrat der Muslime – gehört zu 
den Gründern, und der Vorsitzende ist auch heute 
noch Beiratsmitglied, genauso übrigens wie zwei 
Rabbiner. Eigentlich diskreditiert die AfD hier alle jü-
dischen Gemeinden, die sich im Beirat von JuMu als 
Partner engagieren – auch die jüdische Gemeinde in 
Mönchengladbach, die ebenfalls zu den Partnern der 
JuMu gGmbH gehört. 

Es geht Ihnen also eigentlich nicht um den Antisemi-
tismus und die Bekämpfung des Antisemitismus – 
nein: Das ist mal wieder platte Propaganda. 

Ob es sich um Projekte wie „Ibrahim trifft Abraham“, 
das schon seit Jahren erfolgreiche Abrahamsfest in 
Marl oder die Salaam-Schalom-Initiative handelt: Ge-
nau das sind die Ansätze, die wir unterstützen müs-
sen.  

Auch der kritische Blick der Community und der mus-
limischen Kreise auf sich selbst und das Nachhor-
chen, wo es da Antisemitismus gibt, sind wichtig. Ge-
nau diesen Blick müssen wir stärken; das unterstüt-
zen wir.  

Überall dort arbeiten junge Juden und junge Muslime 
am friedlichen Zusammenleben und bekämpfen An-
tisemitismus und Islamophobie und genauso eine 
weiter aufkeimende Kirchenfeindlichkeit. Das ist 
nämlich die Melange, das ist der Cocktail, der hier bei 
der AfD immer mitschwingt und immer mitpräsentiert 
wird. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Deswegen bitte ich die Landesregierung ausdrück-
lich, auch diese Projekte der abrahamitischen Welt-
religionen, die vor Ort so erfolgreich sind, wie das Ab-
rahamsfest in Marl und andere Initiativen, die ähnlich 
aufgestellt sind, weiterhin zu fördern.  

Und ich wünsche mir von der Landesregierung, statt 
solche Aktuellen Stunden abzuhalten, die Zeit sinn-
voll damit zu füllen, dass wir hier über die Ergebnisse 
solcher Projekte miteinander beraten können und 
dass darüber berichtet wird. Das wäre gut investierte 
Zeit – im Gegensatz zu dieser Aktuellen Stunde. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. – Der fraktionslose Abgeordnete 
Pretzell hat jetzt das Wort. 
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Marcus Pretzell (fraktionslos): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren Kolle-
gen! Es ist bedauerlich, dass diese Aktuelle Stunde 
zu diesem ernsten Thema insgesamt in einer etwas 
klamaukhaften Atmosphäre abgehalten wird.  

Das liegt vielleicht daran, dass heute alle mit etwas 
völlig anderem beschäftigt sind als mit dem Thema 
der Debatte.  

Bedauerlicherweise erleben wir auch, dass sich hier 
alle Redner wechselseitig beschimpfen, die schlim-
meren Antisemiten zu sein. 

(Zuruf von der CDU) 

Ich unterstelle jetzt ganz einfach mal, dass es sich 
bei allen Rednern vor mir – ich denke, auch bei de-
nen nach mir – nicht um Antisemiten handelt.  

Wenn es aber tatsächlich darum geht, den Antisemi-
tismus zu bekämpfen, sollten wir aufhören, uns 
wechselseitig genau das zu unterstellen; denn Anti-
semitismus ist ein bestehendes Phänomen. Aber ich 
denke, zumindest in diesem Haus können wir unter-
stellen, dass es sich, wenn überhaupt, um ein sehr 
untergeordnetes Randphänomen handelt, und zwar 
in allen Fraktionen. 

Meine Damen und Herren, wenn man ein solches 
Projekt gegen Antisemitismus fördert, haben die Lan-
desregierung und das zuständige Ministerium selbst-
verständlich die Aufgabe, sich die Träger genau an-
zusehen.  

Frau Müller-Witt, Sie haben vorhin völlig zu Recht be-
merkt: Es gibt zwei grundsätzliche Formen von Anti-
semitismus, mit denen wir es im Wesentlichen zu tun 
haben, zum einen den in Deutschland schon ziemlich 
lange beheimateten, mit einer langen Tradition ver-
sehenen deutschen Antisemitismus, den Antisemitis-
mus von Nazis und Neonazis.  

Zum anderen haben wir eine neue Erscheinungs-
form von Antisemitismus, der eben auch muslimi-
sche Wurzeln hat.  

Wenn Sie sagen, man kann nicht behaupten, dass 
der Zentralrat der Muslime durchgehend antisemi-
tisch ist, haben Sie selbstverständlich recht. Aber 
dass es im Zentralrat der Muslime durchaus solche 
Problemstellungen gibt, ist, glaube ich, unbestritten, 
wie wir erkennen, wenn wir unsere Verfassungs-
schutzbehörden ernst nehmen. 

Frau Müller-Witt, ich frage Sie: Nehmen wir an, wir 
hätten ein Jugendprojekt, das deutsche christliche 
oder auch atheistische Jugendliche mit jüdischen 
Jugendlichen zusammenbringt, und dort gäbe es 
unter den Trägerorganisationen auch Organisatio-
nen, die zumindest in kleinen Teilen Neonazis in ih-
ren Reihen hätten. Wir würden ein solches Projekt 
umgehend stoppen, und zwar zu Recht. Genauso 
sensibel sollten wir beim muslimischen Antisemitis-
mus agieren. 

Das ist kein Vorwurf an die jüdischen Gemeinden, 
die dort die Zusammenarbeit bisher mitgetragen ha-
ben. Das ist nur ein Appell, diese Träger noch einmal 
genauer unter die Lupe zu nehmen und vielleicht im 
nächsten Jahr kritisch zu überprüfen und vielleicht 
auch zu einer anderen Einschätzung zu gelangen. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Pretzell. – Für die Landesregie-
rung spricht jetzt Herr Minister Dr. Stamp. 

Dr. Joachim Stamp, Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Pretzell, ich weiß nicht, ob 
Sie gedanklich noch in Straßburg waren oder die De-
batte hier nicht verfolgt haben.  

(Heiterkeit) 

Ich meine, gerade zu all dem, was Sie hier vorgetra-
gen haben, ist eben argumentativ alles Entspre-
chende gesagt worden. 

Die Fraktion der AfD hat für heute diese Aktuelle 
Stunde zu einem Projekt beantragt, bei dem es um 
die Bekämpfung von Antisemitismus geht. 

Aber offenbar hat sie es nicht beantragt, weil ihr die 
Antisemitismusprävention am Herzen liegt, sondern 
weil sie ein vielversprechendes Projekt und seinen 
Träger zu demontieren versucht und die Landesre-
gierung als Förderer an den Pranger stellen will. 

Mein Haus fördert aktuell das Projekt „Vielfalt zum 
Anfassen: Schüler*innen gegen Antisemitismus“ der 
JuMu gGmbH, und dies aus gutem Grund.  

Wir erinnern uns alle an die Aktuelle Stunde letzten 
Jahres hier im Landtag. Anlass waren die antijüdi-
schen und antiisraelischen Umtriebe in Berlin. Die 
Entscheidung des US-Präsidenten, Jerusalem als is-
raelische Hauptstadt anzuerkennen, war einigen 
Grund genug, israelische Flaggen zu verbrennen 
und antisemitische Parolen zu rufen.  

Die Jüdische Gemeinde in Mülheim an der Ruhr 
sagte daraufhin wegen Sicherheitsbedenken eine öf-
fentliche Feier zum Chanukka-Fest ab. Ich erinnere 
mich an die große Betroffenheit aller hier vertretenen 
Fraktionen und an die engagierte Debatte. 

Der Landtag wollte in der damaligen Aktuellen 
Stunde im Dezember ein Zeichen gegen Antisemitis-
mus setzen. Kleine Anfragen aus den Fraktionen zu 
den Aktivitäten der Landesregierung gegen Antise-
mitismus folgten.  

Ich kann dazu noch einmal sagen: Meine Damen und 
Herren, wir sind hier sehr aktiv. Ein Beispiel dafür ist 
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das Projekt „Vielfalt zum Anfassen: Schüler*innen 
gegen Antisemitismus“. 

Warum wir die JuMu gGmbH bei der Umsetzung ih-
rer Ideen und ihres Engagements unterstützen, will 
ich gern noch einmal genauer erläutern. Erst einmal 
grundsätzlich:  

Ihre Aussage, die Bundesregierung reduziere För-
dergelder für den Zentralrat der Muslime in Deutsch-
land zu 90 % wegen seiner Nähe zur Türkei, ist nicht 
zutreffend. Unter anderem wurden im Zuge der 
Flüchtlingssituation 2015 für die Förderung Sonder-
mittel des Bundes bereitgestellt, die nun nicht mehr 
zur Verfügung stehen. 

Auch das Land Nordrhein-Westfalen arbeitet seit 
Jahren mit dem ZMD zusammen, zum Beispiel im 
Qualifizierungsprojekt muslimische und alevitische 
Wohlfahrtspflege oder auch im Beirat für den islami-
schen Religionsunterricht.  

Ganz abgesehen davon ist die JuMu aber auch eine 
eigenständige Organisation. Sie ist zwar auf Initiative 
des Zentralrats der Muslime in Deutschland ins Le-
ben gerufen worden, ist aber keine Organisation des 
ZMD. 

(Beifall von der FDP) 

Sie ist ein Zusammenschluss muslimischer und jüdi-
scher Partner – und das ist etwas, worüber wir uns 
ausdrücklich freuen. Diese Partner leisten nicht nur 
hervorragende Arbeit, sondern senden durch den in-
terreligiösen Ansatz auch wichtige Signale in die Ge-
sellschaft.  

Allein die Vorstellung, dass mein Haus wissentlich 
Antisemiten die Antisemitismusprävention machen 
ließe, ist völlig abwegig. 

Bei JuMu ist davon auszugehen, dass die beteiligten 
jüdischen Gemeinden daran kein Interesse haben 
können und diesen Zusammenschluss sofort verlie-
ßen, sobald Antisemiten dort aktiv würden. Es gibt 
dafür bisher auch keinerlei Anhaltspunkte; schließ-
lich ist JuMu schon in anderen Bundesländern aktiv. 

Zielgruppe des Projekts von JuMu sind junge Men-
schen, die von den bisherigen Maßnahmen gegen 
Antisemitismus nicht oder nur unzureichend erreicht 
wurden.  

Dies sind vor allem junge Menschen, die nicht in 
Deutschland zur Schule gegangen sind und keinen 
Schulunterricht über den Holocaust hatten – Klam-
mer auf: der bei Ihrem Bundesvorsitzenden bzw. 
Fraktionsvorsitzenden im Bundestag vielleicht auch 
nachgeholt werden müsste; Klammer zu –, 

(Beifall Sigrid Beer [GRÜNE]) 

oder die besonders stark mit Vorurteilen in ihrem So-
zialraum konfrontiert sind.  

Sie werden in Workshops, bei denen Referenten jü-
discher und muslimischer Gemeinden mitwirken, 
über Antisemitismus aufgeklärt. Diese Aufklärung fin-
det in öffentlichen Schulen statt, in Berufskollegs und 
in Kooperation mit den örtlichen Jugendämtern.  

Es werden Gemeinsamkeiten, aber auch Unter-
schiede der Glaubensrichtungen in diesen Work-
shops herausgearbeitet. Hier haben Jugendliche die 
Gelegenheit, überhaupt erst einmal Menschen jüdi-
schen Glaubens kennenzulernen. Sie haben die Ge-
legenheit, Fragen zu stellen, die ihnen ihre Eltern und 
Freunde nicht beantworten können. Ich halte das für 
einen sehr guten und auch sehr vernünftigen Ansatz. 

Gerade auch bei der Zielgruppe der Zugewanderten 
und Geflüchteten aus dem muslimischen Kulturraum 
ist die Vermittlung von demokratischen Werten und 
Grundkenntnissen der deutschen Geschichte wich-
tig. Ich denke, da sind wir uns alle einig.  

Die aktive Mitwirkung des ZMD in der gemeinnützi-
gen Gesellschaft JuMu – das will ich noch einmal 
deutlich sagen – spricht dabei für den Zentralrat der 
Muslime, nicht gegen ihn. 

Wenn sich ein Verband immer wieder in der öffentli-
chen Debatte und bei Projekten für ein friedliches 
Miteinander der Kulturen und Religionen engagiert, 
so ist ihm dies positiv zuzurechnen. Auch darin soll-
ten wir uns alle einig sein. 

Wozu eine solche Stimmungsmache führt, wie Sie 
sie betreiben, sieht man an den massiven Drohun-
gen gegen den Zentralrat der Muslime und seinen 
Vorsitzenden, wie sie gerade erst im März vorgefal-
len sind. Quasi in Ihrem Duktus werden da Droh-
briefe mit Nazisymbolen verschickt.  

Ich zumindest habe nichts davon mitbekommen, 
dass Sie sich von solchen Angriffen distanziert hät-
ten, die – das will ich ganz klar sagen – nicht nur An-
griffe auf Herrn Mazyek, auf den Verband und seine 
Mitarbeiter sind, sondern auf uns alle, auf unsere 
friedliche und freiheitliche Gesellschaft. 

(Beifall von der SPD, der FDP und den 
GRÜNEN – Widerspruch von der AfD) 

Sie leben davon, solche Stimmungen zu schüren und 
auszunutzen. Wir machen da nicht mit – damit das 
ganz klar ist. 

(Zurufe von der AfD) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich abschlie-
ßend noch kurz etwas zu den Veränderungen des 
Pressetextes zu JuMu im Netz durch die Social-Me-
dia-Redaktion in meinem Haus sagen:  

Entgegen Ihren Verschwörungstheorien handelt es 
sich dabei um vergleichsweise unspektakuläre all-
tägliche Redaktionsarbeiten. Aufgrund von Nachfra-
gen aus der Öffentlichkeit zu den Projektpartnern hat 
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das MKFFI eine Präzisierung des Sachverhalts für 
hilfreich erachtet – nicht mehr und nicht weniger. 

(Beifall von der FDP) 

Wenn ich mir das zum Schluss noch erlauben darf: 
Herr Wagner, Sie haben hier eine Rede vorgetragen 
und danach übers ganze Gesicht gelacht.  

Wenn Sie der Meinung sind, hier das Thema Antise-
mitismus auf diese Art und Weise behandeln zu müs-
sen, und sich von jedem Antisemitismus distanzie-
ren, dann haben Sie doch mal den Mumm, gegen je-
manden, der die Shoah als „Vogelschiss der Ge-
schichte“ bezeichnet hat, auf dem nächsten Bundes-
parteitag der AfD anzutreten! 

(Beifall von der CDU, der FDP und der SPD) 

Dann untersuchen Sie doch bitte mal die Einstel-
lungspotenziale Ihrer Anhängerschaft. Dann wissen 
Sie, wo Sie mit der Antisemitismusbekämpfung an-
fangen sollten. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU, der FDP, der SPD und 
den GRÜNEN – Zurufe von der AfD) 

Präsident André Kuper: Mir liegt eine weitere Wort-
meldung vor von der Abgeordneten Walger-De-
molsky.  

Gabriele Walger-Demolsky (AfD): Vielen Dank. – 
Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren! 
Ich habe keine Rede vorbereitet, weil mir klar war, 
dass ich auf Sie reagieren muss. 

(Marlies Stotz [SPD]: Aha, toll!) 

Fangen wir einmal an. Frau Voßeler, Sie werden si-
cherlich wissen, dass wir im Rahmen von „KOMM-AN 
NRW“ einen Entschließungsantrag gestellt haben, 
das Projekt „Durch Begegnung Brücken bauen“ finan-
ziell zu verstärken. Das war ein ernst gemeintes An-
liegen, das hier einfach weggefegt wurde. 

Ich möchte dazu noch ein paar Worte sagen. Dieses 
Projekt „Durch Begegnung Brücken bauen“ ist ein 
Projekt, das genau dem Duktus entspricht, den Herr 
Stamp gerade so beschworen hat: Jüdische Ge-
meinden kommen in Begegnung, junge Menschen 
kommen in Begegnung, insbesondere mit den jetzt 
hier Angekommenen.  

Verantwortet wird dieses Projekt aber nicht von einer 
muslimischen Gemeinde und auch nicht von mehre-
ren muslimischen Gemeinden, sondern eindeutig 
von der Jüdischen Gemeinde Bochum-Herne-Hattin-
gen. 

Es handelt sich um ein sehr gutes Projekt. Schade, 
dass Sie nicht bereit waren, die finanziellen Mittel für 
dieses Projekt zu erhöhen. Das wäre wegweisend 
gewesen – im Gegensatz zur Unterstützung von 

JuMu, von denen man nicht weiß, was die genau ma-
chen und bei deren Arbeit außer der Begegnung mit 
der Jüdischen Gemeinde Mönchengladbach noch 
nichts herausgekommen ist. 

(Beifall von der AfD) 

Jetzt zur Strategie bei Facebook. Die Landesregie-
rung unterstützt den Zentralrat der Muslime im 
Kampf gegen Antisemitismus. – So hat es begonnen.  

Aber dann wurde es etwas unruhig, weil der Zentral-
rat der Muslime nämlich nicht ganz so sauber und 
antisemitisch ist, wie das teilweise vorgetragen wird. 
Eine Klarstellung wäre eine Erklärung und Bereiche-
rung des Vorhandenen und nicht das Wegnehmen 
von Informationen. Wenn ich etwas reduziere, stelle 
ich – weiß Gott – nicht klar. 

(Beifall von der AfD) 

Diese Verbindung – Herr Stamp hat es selbst ge-
sagt – besteht nun einmal auch. Es ist eben nicht so, 
dass JuMu völlig unabhängig ist. Im Beirat sitzt Herr 
Mazyek, der auch im Zentralrat der Muslime eine Be-
deutung hat und der sich nicht von seinen Mitgliedern 
in der muslimischen Gemeinde oder im Zentralrat der 
Muslime distanziert, die antisemitisch sind. Das ist 
doch das Problem: Herr Mazyek distanziert sich 
nicht. 

Sie erwarten Distanzierung an jeder Ecke. Das ha-
ben wir gestern alles besprochen. Wir haben noch 
nicht einmal eine Distanzierung gehört. Aber wenn 
Sie es hören möchten, sage ich Ihnen:  

Ich distanziere mich selbstverständlich von jedem 
Anschlag auf jede jüdische Gemeinde.  

Ich distanziere mich auch von jedem Anschlag auf 
eine muslimische Gemeinde, und ich wünschte, Sie 
würden sich auch auf Anschläge gegen uns distan-
zieren.  

Aber wenn ein Landtagskollege im Wahlkampf richtig 
angegriffen wird, mit einem Schlag auf den Kopf, fin-
det sich das noch nicht einmal in der Kriminalstatistik 
wieder. – Danke schön. 

(Anhaltender Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Meine Damen und Herren, 
mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. 
Daher schließe ich die Aktuelle Stunde. Bevor wir zu 
Tagesordnungspunkt 2 kommen, liegt mir eine Wort-
meldung zur Geschäftsordnung des Abgeordneten 
Kerkhoff vor. Herr Kerkhoff, Sie haben das Wort. 

Zur Geschäftsordnung 

Matthias Kerkhoff (CDU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich beantrage nach § 39 
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der Geschäftsordnung eine Unterbrechung dieser 
Sitzung für 30 Minuten. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – § 39 der 
Geschäftsordnung ist angesprochen worden: „Auf 
Antrag einer Fraktion kann die Sitzung mit Mehrheits-
beschluss unterbrochen werden.“ 

Ich lasse über diesen Vorschlag abstimmen. Wer die 
Sitzungsunterbrechung möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind SPD, Grüne, CDU und 
FDP. Wer ist dagegen? – Die AfD. Wer möchte sich 
enthalten? – Das sind die drei fraktionslosen Abge-
ordneten. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 11:30 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung: 10:57 Uhr bis 
11:36 Uhr) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Glocke des Präsidenten) 

Wir setzen unsere Sitzung fort. Ich rufe auf: 

2 Urlaubssemester für Gründerinnen und Grün-
der 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP  
Drucksache 17/3020 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die CDU 
dem Abgeordneten Braun das Wort. 

Florian Braun (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Nach der Unter-
brechung des Plenums kommen wir nun zur Unter-
brechung des Studiums. Ich muss zugeben: Ich hatte 
damals in meinem Studium keinen Mut – möglicher-
weise ist das auch daran gescheitert, dass ich keine 
gescheite Idee hatte, mit der es sich gelohnt hätte, 
das Gründen zu wagen. 

Abseits meiner Person ist Deutschland bekannt für 
seinen Erfindergeist. Ich bewundere diejenigen, die 
kreativ sind, die mutig sind. Wir brauchen diese Män-
ner und Frauen, weil sie unser Land mit ihren Inno-
vationen nach vorne bringen und Arbeitsplätze und 
Wohlstand schaffen. Manchmal scheitern sie auch – 
das ist okay. Die Mühen und der Mut gehören gesell-
schaftlich anerkannt und politisch unterstützt.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir tragen dafür Sorge, dass die Mutigen und die Ma-
cher die Möglichkeit haben, ihr innovatives Potenzial 
zu realisieren. Als NRW-Koalition arbeiten wir Stück 
für Stück an einer neuen Gründerkultur. Es macht mir 
persönlich Freude, zu sehen, dass wir es schaffen, in 

diesem Land etwas zu bewegen. Durch unseren Ein-
satz für Gründerinnen und Gründer schaffen wir es, 
NRW einen neuen Gründergeist einzuhauchen.  

Damit haben wir bereits im letzten Jahr begonnen, 
und zwar mit dem Entfesselungspaket I und der Mög-
lichkeit zur elektronischen Gewerbeanmeldung. Im 
Juli 2018 wurde das Gründerstipendium NRW „1.000 
mal 1.000“ gestartet. Damit unterstützen wir all dieje-
nigen, die gerade in der Pre-Seed- und Seed-Phase 
auf wackligen Beinen stehen. 1.000 Gründungsakti-
visten werden zwölf Monate lang 1.000 € im Monat 
erhalten und davon profitieren. Ich bin sicher: Das ist 
ein Vorbildprojekt für die ganze Nation. 

(Beifall von der CDU) 

Nun starten wir in die nächste Bauphase: die Bereit-
stellung von Zeit, um eine Gründung zu initiieren. 
Das klingt trivial, ist es aber nicht. Viele Gründungen 
entstehen während eines Studiums. Man stößt auf 
Sachverhalte, man diskutiert und entwickelt zusam-
men mit Kommilitonen Ideen, man forscht und will 
praktisch umsetzen – aber kann oder will man dafür 
sein Studium unterbrechen? 

Die Frage aber ist: Kann oder will man bis zum Ab-
schluss seines Studiums warten? Oder ist die Idee 
dann vielleicht schon von jemand anderem realisiert 
oder durch die digitale Entwicklung überholt worden? 
Wir wollen den Studentinnen und Studenten die Ent-
scheidung erleichtern und ihnen die Möglichkeit ei-
nes bzw. zweier Urlaubssemester schaffen. 

Probiert euch aus! – Das rufen wir den Gründerinnen 
und Gründern in NRW zu.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ausgründungen und der Wissenstransfer von Hoch-
schulen haben großes Potenzial, und das sollten wir 
als Land mit Anspruch nicht ganz uneigennützig för-
dern.  

Die derzeitige Situation hat mitunter Studienabbrü-
che oder schlechte universitäre Leistungen zur 
Folge. Die Gründerinnen und Gründer sehen sich mit 
einem finanziellen Risiko und einer immensen Ar-
beitsbelastung konfrontiert und sind bürokratischen 
Pflichten ausgesetzt – trotz aller Bemühungen unse-
rerseits, diese zu reduzieren. 

Sie sollten sich in der Phase einer Unternehmens-
gründung nicht auch noch mit Studienplänen und 
Klausuren befassen müssen. Urlaubssemester sind 
schon heute für Praktika und Auslandsaufenthalte 
möglich, wieso nicht auch für eine Unternehmens-
gründung, sozusagen als Intensivpraktikum? Die Be-
urlaubungsgründe sollten vielfältig sein. Das können 
ein Businessplan, erste Produktergebnisse oder ein 
Gründerstipendium wie unser neues Programm 
„1.000 mal 1.000“ sein. 

Das ist keine Initiative, die viel Geld kostet, die aber 
Wirkung bei denen zeigen kann, die zwischen Mut 
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und Zurückhaltung hin und her gerissen sind. Das 
wird sicherlich auch dem Finanzminister gefallen, der 
gleich für die Landesregierung reden wird. Das ist 
eine Initiative, die auch dem Bundesverband Deut-
sche Startups gefällt, weil sie ganz offensichtlich die 
Bedürfnisse der Betroffenen trifft. 

Die Erfahrungen, die man dabei sammelt, sollten 
auch für das Studium nicht vergebens sein. Wer Ver-
anstaltungen und Kurse zu Gründungskonzepten, zu 
Businessplänen oder Ähnlichem besucht, der sollte 
sich das auch in Credit Points anrechnen lassen kön-
nen.  

Meiner persönlichen Erfahrung nach sollte es mehr 
von diesen Kursen an den Universitäten und Fach-
hochschulen geben. Vielleicht hätte mir das damals 
während meines BWL-Studiums den entscheiden-
den Schub gegeben. Wenn es auch in meinem Fall 
nicht für eine Unternehmensgründung gereicht hat, 
so freue ich mich nun zumindest, als Teil der NRW-
Koalition Mitgründer des Chancenlandes NRW für 
Gründungswillige zu sein.  

Deshalb, liebe Gründerinnen und Gründer: Werdet 
mutig! Seid mutig! Nehmt euch die Zeit! Die NRW-
Koalition steht an eurer Seite. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Braun. – Für die FDP-Fraktion 
spricht der Abgeordnete Körner.  

Moritz Körner (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen, liebe Kollegen! Das Silicon Valley wäre ohne 
die Universität von Stanford nicht denkbar. Ich will 
jetzt keinen Vergleich zu einem „Rheinland Valley“ 
ziehen – unser Ziel ist es jedoch Nordrhein-Westfa-
len zu einem Gründerland zu machen. Hierfür sind 
Hochschulen und ihr Umfeld gute Nährböden – dort 
entstehen Ideen für Forschungsprojekte und neue 
Geschäftsmodelle. 

Möglicherweise schlummert in jedem unserer 
750.000 Studierenden in Nordrhein-Westfalen ein 
potenzieller Gründer mit großartigen neuen Ge-
schäftsideen. Außer dem Geld, das wir als NRW-
Koalition mit dem Gründerstipendium bereitstellen, 
braucht man zum Gründen auch Zeit; der Kollege 
Braun hat es schon erwähnt. Deswegen ist ein Grün-
dersemester, ein Urlaubssemester für Gründer, eine 
gute Idee. 

Das ist gut für die Studierenden, weil ihnen auf diese 
Weise mehr Flexibilität ermöglicht wird. Wenn je-
mand sein Studium abbricht und erfolgreich ein Un-
ternehmen gründet, dann ist der Studienabbruch 
nicht so schlimm. Startups ist jedoch zu eigen, dass 
sie ein Geschäftsmodell zunächst einmal ausprobie-
ren, und häufig scheitert das auch. Das soll aber 
nicht als Makel gelten. 

Für solche Fälle wollen wir es durch das Gründerse-
mester ermöglichen, sein Studium einfach wieder 
aufnehmen zu können. So lassen sich ein Studien-
abbruch oder eine Überschreitung der Regelstudien-
zeit vermeiden, die man in seinem Lebenslauf immer 
erklären müsste. Das Ganze ist also gut für Studie-
rende.  

Wenn Studierende Förderungen aus dem EXIST-
Programm – das ist die große deutschen Startup-
Förderung – erhalten wollen, müssen sie auch heute 
schon nachweisen, dass sie Vollzeit an einem Pro-
jekt arbeiten. Sie müssen insofern ihr Studium abbre-
chen oder sich beurlauben lassen. Dies wird von den 
Gründercentern an den Hochschulen unterstützt, ist 
aber rechtlich durchaus schwierig.  

Wir schaffen dadurch Klarheit und machen die Sache 
vor Ort einfacher. 

An Hochschulen, die in diesem Bereich besonders 
aktiv sind, heißt es in den Fachbereichen: Beschäf-
tigt unsere Leute nicht ständig mit diesen Grün-
dungsideen, weil sie sonst nicht bei uns zu Ende stu-
dieren und wir dann Probleme haben. – Wir senden 
daher an die Hochschulen das klare Signal: Unter-
stützt eure Studierenden, das macht es uns in recht-
licher Hinsicht einfacher. Das bestätigen mir auch 
Gründerzentren, mit denen ich an verschiedenen 
Hochschulen gesprochen habe.  

Sicher könnte man an Gegenargumente denken, 
zum Beispiel den Mitnahmeeffekt: Jemand schreibt 
sich ein, um die günstigen Bedingungen für Studie-
rende mitzunehmen. Ich habe das daraufhin geprüft: 
BAföG-Leistungen gibt es nicht, wenn man ein Ur-
laubssemester einlegt, also kann man das schon mal 
nicht mitnehmen.  

Die studentische Krankenversicherung ist besonders 
günstig und könnte vielleicht ein Mitnahmeeffekt 
sein. Man wird aber entweder angestellt oder arbeitet 
selbstständig, und dann gilt die studentische Kran-
kenversicherung sowieso nicht mehr. Das heißt, 
auch hierbei entfällt der Mitnahmeeffekt als Gegen-
argument. 

Diese Idee bietet unseren gründungswilligen Studie-
renden gute Möglichkeiten und stellt Nordrhein-
Westfalen stärker auf. Wir setzen damit als Land ein 
klares Zeichen: Unsere Hochschulen lehren und for-
schen nicht nur begeistert, sondern sie unterstützen 
auch das Gründen. Sie sollen Hingabe und Eigenini-
tiative wecken und das Unternehmertum als Leitbild 
neben einer angestellten Tätigkeit etablieren. Vor al-
lem sollen sie ein erfinderfreundliches Klima schaffen 
und die Freude am Neuen fördern. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Körner. – Für die SPD-Fraktion 
spricht Herr Kollege Bell. 
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Dietmar Bell (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die SPD-Fraktion 
begrüßt die Initiative der Regierungskoalition aus-
drücklich, zu überprüfen, ob es sinnvoll ist und ob die 
Möglichkeit besteht, Urlaubssemester für Unterneh-
mensgründer und Start-ups einzurichten. 

In den letzten Jahren verzeichnen wir an den Hoch-
schulen die Entwicklung, dass Start-ups von Studie-
renden deutlich an Bedeutung gewonnen haben. 
Dem liegt die Erkenntnis zugrunde, dass Professo-
rinnen und Professoren häufig kein Interesse an Un-
ternehmensgründungen haben und die frühzeitige 
Ideenvermarktung erfolgreicher über Studierende 
implementiert werden kann.  

Diese Erfahrung korrespondiert mit der Tatsache, 
dass eine Vielzahl von Gründerzentrenten an den 
Hochschulen eingerichtet wurde. Hier will ich nur die 
Universität zu Köln nennen, die gerade für 20 Millio-
nen € ein sehr großes Projekt auf den Weg gebracht 
hat, nachdem sie über Jahre hinweg ihre erfolgrei-
chen kleineren Projekte in Köln begleitet und ausge-
wertet hat. 

An den Hochschulen finden wirklich tolle Sachen 
statt. Wenn ein solches Gründersemester dabei hilft, 
die Rahmenbedingungen zu verbessern, werden wir 
uns in keinem Fall in den Weg stellen. 

Wie Sie aber schon gesagt haben: Es klingt trivial, ist 
es aber nicht. Wir hätten uns deswegen heute eine 
Überweisung in den Fachausschuss gewünscht, 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

weil wir finden, dass es sich lohnt, darüber zu disku-
tieren. Ich will die Argumentation jetzt einmal umkeh-
ren, lieber Moritz Körner. Ich fände es sinnvoll, bei-
spielsweise darüber zu diskutieren, wie das BAföG 
gestaltet werden kann, damit eine Unterbrechung 
des Studiums nicht zu einer Finalisierung von BAföG 
führt. In diesem Zusammenhang müssen wir auch 
über andere Fragen intensiv diskutieren.  

Es wäre wünschenswert gewesen, zunächst mit den 
Hochschulen, die eine gleiche Interessenlage haben, 
in einen Dialog zu treten, bevor der Ball wieder ans 
Ministerium zurückgespielt wird. In Form von Exper-
tengespräch hätten wir ausloten können, wie die 
Rahmenbedingungen im Hochschulgesetz aus ihrer 
Sicht ausgestaltet sein könnten, um einen möglichst 
guten Weg für alle zu finden. 

Wir werden uns deshalb bei diesem Antrag enthal-
ten, begrüßen dessen Intention aber ausdrücklich. 
Wie gesagt, wir hätten uns einen Dialog im Fachaus-
schuss gewünscht. Das wäre dem Anliegen ein 
Stück weit gerechter geworden. – Herzlichen Dank 
für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
Herr Abgeordneter Bell. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht der Kollege Bolte-Richter. 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sind uns im Ziel 
absolut einig. Wir Grüne wollen Gründerinnen und 
Gründern Freiräume an den Hochschulen verschaf-
fen, damit sie ihre Innovationen im eigenen Unter-
nehmen umsetzen können. Es ist auch richtig, anzu-
erkennen, dass Studierende dafür andere Maßnah-
men brauchen als wissenschaftliche Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter oder Professorinnen und Profes-
soren. 

In diesem Antrag und in dem, was dahintersteckt, 
zeigt sich wieder eine gewisse Janusköpfigkeit der 
Landesregierung. Die eine Kopfseite – um im Bild zu 
bleiben – steht für die Innovationspolitik. Man kann 
sicher zugestehen, dass einige Ihrer Projekte auch 
für uns in Ordnung gehen; die werden Ihre Innovati-
onspolitiker auch umgesetzt bekommen. Die andere 
Kopfseite steht für die Kulturministerin mit Nebentä-
tigkeit in der Wissenschaftspolitik, die gerade ein 
Hochschulgesetz verantwortet, das zu einem absolut 
konservativen Rollback führen wird. Das passt nicht 
zusammen. 

(Beifall von den GRÜNEN und Marcus Pretzell 
[fraktionslos]) 

Der Kollege Bell hat gerade auf erfolgreiche Bei-
spiele hingewiesen, bei denen die Hochschulen in 
Nordrhein-Westfalen eine gute Gründungsförderung 
organisieren. Wir kennen viele erfolgreiche Ausgrün-
dungen von den Hochschulen, die zeigen, dass es 
bereits gute Rahmenbedingungen gibt. Es ist aber 
auch vernünftig, zu prüfen, an welchen Stellen wir 
diese Rahmenbedingungen verbessern können. 

Ein Urlaubssemester zur Umsetzung einer Grün-
dungsidee ist an sich ein guter Vorschlag. Die Aner-
kennung von akademischen Gründerseminaren auf 
das Studium ist ebenfalls richtig und sollte auch dort 
möglich sein, wo das bisher nicht der Fall ist. 

Ich wäre froh, wenn ich hier aufhören könnte, 

(Helmut Seifen [AfD]: Wir auch!) 

aber da gibt es noch das Hochschulgesetz, mit dem 
Sie die Freiheit der Studierenden und damit auch der 
Gründerinnen und Gründer an den Hochschulen 
drastisch einschränken werden. Das passt nicht zu 
dem, was Sie in Ihrem Antrag fordern. Es ist etwas 
schizophren, auf der einen Seite die Freiheit der Stu-
dierenden einzuschränken und sie auf der anderen 
Seite einzufordern. 

Hören Sie auf, die Studierenden zu bevormunden! 
Mit der Anwesenheitspflicht oder mit den Studienver-
laufsvereinbarungen wird das Studium dermaßen 
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verschult, dass den Studierenden die Freiheit ge-
nommen wird, nebenbei kreativ und innovativ zu 
sein. Schon gar nicht können sie so ein Unterneh-
men hochziehen.  

Eine Unternehmensgründung ist nicht möglich, wenn 
jemand die ganze Woche von früh bis spät in Veran-
staltungen präsent sein muss. Eine Ausgründung ist 
nicht möglich, wenn sich Studierende nicht aussu-
chen können, auf welche Semester sie ihre Veran-
staltungen und Prüfungen legen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wer ein Unternehmen gründet, ist später seine ei-
gene Chefin oder sein eigener Chef. Da interessiert 
es nicht, ob der Abschluss ein oder zwei Semester 
nach der Regelstudienzeit erfolgt. Es ist ohnehin 
falsch, wenn CDU und FDP sich immer wieder hier 
hinstellen und den jungen Leuten einzureden versu-
chen, sie müssten unbedingt in der Regelstudienzeit 
den Abschluss schaffen.  

Kluge Köpfe und junge Talente haben kein Problem, 
einen Arbeitsplatz zu bekommen, selbst wenn sie ein 
oder zwei Semester länger studiert haben. Wir brau-
chen an unseren Hochschulen Querdenker und 
keine reinen Klausurenschreiber. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich sagte es eingangs: Die Forderungen in Ihrem An-
trag sind grundsätzlich in Ordnung. Wenn Schwarz-
Gelb aber wirklich Freiraum für junge Menschen und 
attraktivste Rahmenbedingungen an den Hochschu-
len schaffen möchte, damit die Studierenden ihre 
Ideen in Geschäftsmodellen entwickeln und auspro-
bieren können, dann müssen Sie die Reform des 
Hochschulgesetzes stoppen. Das wäre effektiver 
und unbürokratischer. Alle Studierenden sollten frei 
sein, auch mal ein Semester über etwas nachdenken 
zu können, nicht nur Gründerinnen und Gründer.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie haben unsere Unterstützung für das Urlaubsse-
mester; für den Antrag gibt es jedoch eine Enthaltung 
von uns. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Bolte-Richter. Für die AfD-Frak-
tion spricht Herr Abgeordneter Seifen. 

Helmut Seifen (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Es ist doch 
immer wieder merkwürdig, dass zwei Vertreter von 
Parteien, die so weit auseinander sind wie die AfD 
und die Grünen, bei der Bewertung des Regierungs-
handelns durchaus übereinstimmen. Ich stimme 
Ihnen nämlich zu, Herr Bolte-Richter, dass das Re-

gierungshandeln an dieser Stelle vollkommen inkon-
sequent ist. Ich ziehe nur andere Schlussfolgerungen 
daraus; das können Sie sich vorstellen. 

Inkonsequenz ist wohl das Grundmerkmal des politi-
schen Handelns, anders etwa als in anderen Berei-
chen des täglichen Lebens, in denen Autoritäten und 
Entscheidungsträger dann für verlässlich und glaub-
würdig gelten, wenn sie Konsequenz in ihrem Han-
deln zeigen. Dies ist im politischen Raum offensicht-
lich vollkommen anders. Gerade Sie von den Altpar-
teien vermitteln den Eindruck, dass Entscheidungen 
willkürlich getroffen werden, ohne logische Strin-
genz, offensichtlich darauf bedacht, den jeweiligen 
Moden zu folgen, auch wenn sich da manches wider-
spricht. 

So haben Sie durch das neue Hochschulgesetz mit 
der Möglichkeit, die Anwesenheitspflicht festzuset-
zen – Herr Bolte-Richter hat das gerade schon be-
klagt –, eine höhere Verlässlichkeit in der Beteiligung 
an Seminarveranstaltungen sichergestellt, was wir 
sehr begrüßt haben. Nun kommen Sie mit einem An-
trag um die Ecke, der diese Verlässlichkeit wieder 
unterläuft, wenn auch auf andere Art und Weise – 
und das ist inkonsequent. 

(Zuruf von Moritz Körner [FDP]) 

– Doch Herr Körner, warten Sie; ich erkläre Ihnen 
das gleich. 

Urlaubssemester sind eine sinnvolle Regelung, 
wenn das Studium aus wichtigem Grund unterbro-
chen wird – das ist doch keine Frage –: Krankheit, 
Geburt eines Kindes; früher war es auch die Bundes-
wehr. Statt weiterhin Leistungen zu beziehen, wird 
hier wirklich unterbrochen und nicht einfach ausge-
setzt oder freigenommen, was für beide Seiten von 
Vorteil ist, solange die Lebenshaltungskosten für das 
Urlaubssemester gesichert sind.  

Die Frage ist allerdings: Wann ist ein Grund wirklich 
wichtig, eine Unterbrechung wirklich sinnvoll? Da 
kommen Sie einfach nur mit Modebegriffen.  

(Zuruf von Moritz Körner [FDP]) 

– Das müssen Sie schon abwägen, Herr Körner. Im 
Idealfall ist das Studium so aufgebaut – ich weiß 
nicht, wie es bei Ihnen war –, dass sich eine innere 
Lernprogression ergibt, dass man die Semester nicht 
einfach wie Perlen einer Perlenkette aneinanderreiht, 
sondern dass das eine logische Stringenz hat, was 
über die Semester hinweg zu vertieften Erkenntnis-
sen führt. So erhofft man sich das zumindest. 

(Zuruf von Florian Braun [CDU]) 

– Warten Sie mal, Herr Braun. – Je weiter man im 
Studium vorangeschritten ist, desto tiefer ist man in 
diesem Erkenntnisprozess verankert. Das weiß je-
der, der ordentlich und intensiv studiert hat. Umso fa-
taler ist eine Unterbrechung des Studiums gerade in 
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dieser Spätphase. Der Gründer wird ja wahrschein-
lich nicht nach dem ersten Semester unterbrechen, 
sondern wenn, dann wird er das später machen, 
wenn er im siebten oder achten Semester ist. Gerade 
in dieser Spätphase des Studiums ist die Unterbre-
chung sehr ungünstig. 

Sie schreiben selbst in Ihrem Antrag, dass die Grün-
dung eines neuen, innovativen Unternehmens zeit-
lich und finanziell sehr aufwendig ist. Ja, das ist rich-
tig. Das darf man sich nicht so einfach vorstellen. Da-
mit deuten Sie doch selbst darauf hin, dass die Grün-
dung eines Unternehmens in einer so kurzen Zeit wie 
ein oder zwei Semestern nicht zu bewältigen ist.  

Wie denken Sie sich das eigentlich? Das ist unglaub-
lich. Eine zunächst veranschlagte Gründungsdauer 
wird bei der Selbstständigkeit doch häufig überschrit-
ten, weil geschäftlich unerfahrene Unternehmer sich 
verschätzen oder überschätzen. Ist das Projekt er-
folgreich, dann wird der Gründer nicht ins Studium 
zurückkehren. Das glauben Sie doch wohl selbst 
nicht. 

(Zuruf von Moritz Körner [FDP]) 

Er wird sein Studium nicht abschließen. Wenn das 
Projekt dann erfolgreich bleibt, ist es ja auch gut. 
Aber scheitert dieses Projekt nach einigen Jahren, 
Herr Körner, dann steht er irgendwann nach vier Jah-
ren da, ist ohne Projekt und hat keinen Abschluss. 
Deshalb ist es unüberlegt, die jungen Leute dazu zu 
verleiten, einer Augenblicksidee nachzugeben. Letzt-
lich ist Ihr Antrag ein Förderprogramm für Studienab-
brecher. 

Wenn also ein Urlaubssemester nötig ist, dann sollte 
man es nur erlauben, wenn wichtige persönliche 
Gründe vorliegen. Die Gründung eines Unterneh-
mens ist unserer Meinung nach nicht solch ein Fall. 
Sie kann vielmehr auch noch zwei oder drei Jahre 
später erfolgen. 

(Zuruf von der FDP: Ach!) 

– Das ist so! Glauben Sie doch nicht, dass da jede 
Woche irgendeiner mit einer neuen Idee kommt, die 
brillant ist. – Eine wirklich gute Unternehmensidee 
funktioniert später auch noch.  

Urlaubssemester für Gründungen müssten deshalb 
an hohe Auflagen geknüpft sein. Der Gesamterfolg 
der Unternehmung wäre einzuschätzen, was aber 
äußerst schwierig ist.  

Deshalb ist der Vorschlag von CDU und FDP unserer 
Ansicht nach unüberlegt. Er ist getragen von dem 
Ansinnen, sich modern zu geben, unkonventionell zu 
sein. Ich kann Sie nur davor warnen, an der falschen 
Stelle Unkonventionalität zu zeigen.  

Bringen Sie etwas mehr Konsequenz in Ihre politi-
schen Entscheidungen hinein; dann werden Sie bei 
den Bürgern verlorenes Vertrauen wieder zurückge-
winnen. Das sage ich hier von der AfD für Sie, um 

Ihrer selbst willen. So aber geben Sie wieder nur ein 
Zeichen, dass Sie der Büttel des Zeitgeistes sind. 
„Gründer“ hört sich eben gut an – fortschrittlich, 
smart, modern, halt wie Macron und wie Lindner. Ge-
rade Letzterer sollte Ihnen doch gerade ein warnen-
des Beispiel sein. Der ist doch mehrfach geschei-
tert. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
Herr Abgeordneter Seifen. Für die Landesregierung 
hat jetzt Frau Ministerin Pfeiffer-Poensgen das Wort. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren Abgeordneten! Die Landesregierung begrüßt 
den vorliegenden Antrag, der mit dem Ziel überein-
stimmt, Nordrhein-Westfalen zum starken Gründer-
land zu machen. 

Gründerinnen und Gründer entwickeln oftmals um-
fassende Konzepte – dies tun sie übrigens auch 
schon während der Semester und nicht erst in dem 
Freisemester, über das wir gerade sprechen –, set-
zen sie um und gestalten sie weiter. Dazu brauchen 
sie neben dem notwendigen Geld auch Zeit. Wer er-
folgreich gründen will, tut dies in der Regel nicht zwi-
schen Seminar und Vorlesung. Das gilt insbesondere 
da, wo junge und kreative Start-ups mit der starken 
technologischen Basis Nordrhein-Westfalens und 
seiner großen Dichte an Wissenschafts- und For-
schungseinrichtungen zusammenwirken.  

Urlaubssemester für Gründerinnen und Gründer 
können daher einen wesentlichen Beitrag dazu leis-
ten, das große Potenzial für Gründungen zu erschlie-
ßen und damit zur Schaffung von Arbeitsplätzen so-
wie zur Erneuerung von Arbeitsplätzen beizutragen. 

Dass diese Urlaubssemester, wie im Antrag gefor-
dert, unbürokratisch und ohne zu hohe Hürden ge-
währt werden sollen, passt sehr genau zum Geist der 
Hochschulfreiheit, der für die Novellierung des Hoch-
schulgesetzes leitend ist. Insofern begrüße ich die-
sen Antrag. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Nun hat der Abgeordnete Braun 
von der CDU-Fraktion noch einmal um das Wort ge-
beten. Das soll er auch bekommen. Aber ich muss 
Sie darauf aufmerksam machen: Sie haben eine 
überaus sportliche Redezeit, nämlich 17 Sekunden. 

Florian Braun (CDU): Dann machen wir das auch 
genauso sportlich. Ich möchte nur kurz die Mär aus-
räumen, dass das Urlaubssemester genau das 
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schafft: eine klare Trennung, um sich zu konzentrie-
ren – entweder auf das Studium oder auf die Grün-
dung. 

Wer gründen will, der soll dies gerne tun und sich 
die Zeit dafür nehmen. Wer aber das Studium in 
Angriff nimmt, der soll sich dann aber auch darauf 
konzentrieren und nicht von uns dazu animiert 
werden, durch die Parallelität in beidem schlechte 
Leistungen zu erbringen. Herr Bell, ich freue mich 
auf die Diskussion zur Reform des Hochschulge-
setzes. Dabei werden wir dies sicher hier im Parla-
ment weiter vertiefen können. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Nun hat noch einmal für die Fraktion 
der FDP der Kollege Moritz Körner das Wort. Bitte 
schön. 

Moritz Körner (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen, liebe Kollegen! Wir haben zur Kenntnis ge-
nommen, dass die Opposition, SPD und Grüne, dem 
Antrag sehr positiv gegenübersteht und ihn im Detail 
noch diskutieren möchte. Wir sehen das als eine 
gute Initiative an und würden daher von unserem ei-
gentlichen Ansinnen – direkte Abstimmung – zu einer 
Überweisung an den Fachausschuss übergehen. 

(Beifall von der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Dann können wir es fachlich diskutieren. Ich nehme 
die große Unterstützung hier im Hause wahr. Diese 
hat das Ministerium sicher auch registriert; es wird 
die Initiative bestimmt positiv begleiten. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Körner. – Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wir sind damit, da mir keine weiteren Wort-
meldungen vorliegen, am Schluss der Aussprache. 

Gerade wurde beantragt, anders als in der Tagesord-
nung vorgesehen, hierüber keine direkte Abstim-
mung vorzunehmen, sondern den Antrag an den 
Fachausschuss, den – darüber müssten wir uns 
noch verständigen – Wissenschaftsausschuss – 

(Michael Hübner [SPD]: Wissenschaft und 
Wirtschaft!) 

federführend – und zur Mitberatung an den Aus-
schuss für Wirtschaft, Energie und Landesplanung 
sowie 

(Henning Höne [FDP]: … und Digitales! – Wei-
tere Zurufe von der FDP) 

– ja – an den Ausschuss für Digitalisierung und Inno-
vation – noch weitere? – Nein – zu überweisen. Ich 
darf fragen, ob dieser Vorschlag die Zustimmung des 
Hauses findet. – Gegenstimmen? – Stimmenthaltun-
gen? – Damit ist der Antrag einstimmig – anders, als 
ausgewiesen – an die entsprechenden Fachaus-
schüsse zur Beratung überwiesen. 

(Beifall von der SPD) 

Ich rufe auf: 

3 Internationale Gartenausstellung Metropole 
Ruhr bringt mehr Jobs und Lebensqualität ins 
Ruhrgebiet 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/3012 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/3144 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der SPD dem Abgeordneten Hübner das Wort. 

Michael Hübner*) (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Einerseits bin ich mit dem 
Verlauf des Plenums gerade sehr zufrieden, anderer-
seits – das geht an die beiden zuständigen Ministe-
rinnen – bin ich etwas unzufrieden: Ich habe zur 
Kenntnis genommen, dass Sie für heute, 13:00 Uhr – 
Politik wird ja zunehmend in Formeln gemacht – die 
Formel verbreitet haben: 53-4-3-1. 

Sie laden heute, am Freitag, dem 13. – was ich sehr 
beachtlich finde –, und zum Ferienbeginn 53 Bürger-
meister aus dem Ruhrgebiet, aus dem Bereich des 
RVR vier Landräte, drei Bezirksregierungen und die 
SPD-Fraktionsvorsitzende im RVR, Frau Martina 
Schmück-Glock, in Ihr Ministerium am Jürgensplatz 
ein. Ich muss sagen: Das hat schon eine gewisse 
Chuzpe. 

(Unruhe) 

Wir haben Ferienbeginn. Die Kolleginnen und Kolle-
gen Bürgermeister haben sicher auch heute andere 
Aufgaben als – umweltpolitisch sehr beachtens-
wert! – den Stau im Stauland Nummer eins zu ver-
längern, indem sich 53 von ihnen hierher auf den 
Weg machen, und sie haben sicher auch andere Ein-
drücke vom Stauland Nummer eins verdient, als 
heute Nachmittag mehrere Stunden im beginnenden 
Ferienverkehr stillzustehen und eben nicht die Ver-
antwortung für ihre Stadt wahrzunehmen. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von der CDU) 
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Ich finde, beide Ministerinnen verdeutlichen damit ei-
nes: Diese Landesregierung hat ein großes Problem 
mit dem Ruhrgebiet und der Ernsthaftigkeit, eine In-
ternationale Gartenausstellung im Jahr 2027 im 
Ruhrgebiet durchzuführen, und das ist wirklich ver-
werflich, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der SPD) 

Einen Eindruck davon durften wir uns schon in der 
Sondersitzung des Kommunalausschusses machen, 
in der Sie, Frau Scharrenbach, sehr eindrücklich auf 
den Weg gebracht haben, dass die Landesregierung 
natürlich grundsätzlich und ideell hinter dem Vor-
schlag steht, eine Internationale Gartenausstellung 
im Ruhrgebiet durchzuführen – wenn sie nichts kos-
tet! 

Für den Fall, dass es etwas kostet, haben Sie einge-
räumt: Wir haben rund 80 Millionen € an Städte-
bauförderungsmitteln. Wenn die Kolleginnen und 
Kollegen im Ruhrgebiet diese für andere Zwecke – 
wie beispielsweise für die Internationale Gartenaus-
stellung – verwenden wollen, sollen sie uns das mit-
teilen. Dann sind wir – unter dem Vorbehalt der Aus-
finanzierung in den Städten – bereit, Geld zur Verfü-
gung zu stellen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine bitterere Ab-
sage an das Ruhrgebiet habe ich, ehrlich gesagt, 
noch nicht erlebt. 

(Beifall von der SPD) 

Sie haben auch erkannt, dass das eine Chance fürs 
Ruhrgebiet ist. Auch an Ihnen ist nicht vorbeigegan-
gen, dass die Vorläuferprojekte wie die Internationale 
Bauausstellung nicht nur Industriekultur populär ge-
macht haben, sondern auch gezeigt haben, wie man 
wirtschaftlichen Strukturwandel im Ruhrgebiet ge-
stalten kann. Darüber hinaus hat die RUHR.2010 
deutlich gemacht, was gelingen kann, wenn eine 
Landesregierung richtig, richtig, richtig engagiert ist 
und Hilfestellung gibt, beispielsweise, indem auch 
einmal die A 40 gesperrt und Kultur als Instrument 
eines gelingenden Strukturwandels auf den Weg ge-
bracht wird. 

Die Internationale Gartenausstellung ist die Chance 
für das Ruhrgebiet, lieber Kollege Hovenjürgen. – Als 
Vorsitzender der Verbandsversammlung hast Du ja 
jetzt auch Glück, dass Du noch hier sein darfst und 
noch nicht drüben sein musst, weil die Veranstaltung 
erst um 13:00 Uhr beginnt. – Wir haben die Chance, 
das Ruhrgebiet zur grünsten Industrie- und Metropol-
region Europas zu entwickeln. Dafür ist jedes Engage-
ment notwendig. 

(Beifall von der SPD) 

Das, was bisher vorgelegt worden ist, war nichts. 
Vielleicht wird das durch Ministerin Heinen-Esser 
jetzt besser als das, was wir von Ina Scharrenbach 
dazu hören durften; ich hoffe sehr darauf und freue 

mich auf Ihre Worte, Frau Heinen-Esser. Ich hoffe 
wirklich, dass es mehr wird. Denn die Bürgermeister 
haben es verdient, heute nicht umsonst im Stau zu 
stehen im Stauland Nummer eins, um hierhin zu ei-
nem Termin zu kommen, der wahrscheinlich nur 
dazu führt, dass ihnen wieder gesagt wird: Wir kön-
nen das gerne machen, aber Ihr müsst es selber fi-
nanzieren. – Das ist keine Hilfe fürs Ruhrgebiet. Das 
wäre lächerlich. 

(Beifall von der SPD) 

Mit diesen Worten will ich schließen und danke für 
die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, lie-
ber Kollege Hübner. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der CDU der Kollege Hovenjürgen das 
Wort. Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

Josef Hovenjürgen (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Lieber Kollege Hübner, eine 
Rede geprägt von vollkommener Ahnungslosigkeit! 
Mehr kann man dazu nicht sagen. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Erstens ist Ihre Fraktionsvorsitzende im RVR nicht 
Verbandsdirektorin, sondern das ist Frau Geiß-Nett-
höfel. 

(Michael Hübner [SPD]: Hast Du recht, hast 
mich erwischt!) 

Und, lieber Herr Hübner, lassen Sie sich bitte Folgen-
des ins Stammbuch schreiben: Die Verbandsdirekto-
rin ist über Land gereist und hat über eine Garten-
ausstellung in der Größenordnung einer Regionalen 
gesprochen. Die Frage, ob sie dies denn von der al-
ten Landesregierung schriftlich hätte, hat sie ver-
neint; es habe nur mündliche Absprachen gegeben. 

Auf Befragen der Häuser stellte sich heraus, dass 
in keinem der Häuser irgendeine sachliche, fachli-
che oder finanzielle Vorsorge durch die alte Lan-
desregierung getroffen worden ist. 

(Michael Hübner [SPD]: Es geht um diese 
Landesregierung!) 

Nein, diese Frechheit lasse ich Ihnen nicht durchge-
hen, lieber Kollege Hübner. Ihre Landesregierung hat 
angeblich Zusagen gemacht, die nicht fundamentiert 
sind. Und Sie verlangen jetzt Einhaltungen von Zu-
sagen, die diese Landesregierung so nicht gegeben 
hat. 

(Michael Hübner [SPD]: Sind Sie dafür oder 
dagegen?) 
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Aber eine Zusage hat diese Landesregierung gege-
ben, und jetzt hören Sie genau zu: Diese Landesre-
gierung möchte eine IGA im Ruhrgebiet  

(Michael Hübner [SPD]: Unter welchen Bedin-
gungen denn?) 

und das Thema mit den Betroffenen erörtern. Und 
der Erörterungstermin ist heute, lieber Kollege. Weil 
die Landesregierung diese IGA möchte und weil Sie 
mit den Betroffenen vorher nicht geredet haben, ist 
es sinnvoll, dass dieses Gespräch stattfindet. 

(Michael Hübner [SPD]: Josef, das ist nicht 
richtig!) 

Das ist der Unterschied zwischen Ihrem Handeln und 
dem Handeln der jetzigen Landesregierung. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege! 

Josef Hovenjürgen (CDU): Nein, ich trage im Zu-
sammenhang vor. 

Um das noch einmal ganz deutlich zu sagen: Sich 
hier hinzustellen, ohne etwas an Vorbereitungen be-
trieben zu haben, die ganze Region in der Luft hän-
gen zu lassen, um dann der neuen Landesregierung 
einen Mühlstein um den Hals zu legen und zu sagen 
„Macht mal schön“, ist schäbig. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Hannelore Kraft [SPD] – Weitere Zurufe von 
der SPD) 

– Frau Kraft, wo ist Ihre schriftliche Zusage? Mündli-
che Zusagen tragen nicht. In keinem der Häuser war 
Vorsorge getroffen worden. Erzählen Sie hier nichts! 

(Beifall von der CDU und der FDP – Wider-
spruch von der SPD) 

Noch einmal: Wer so mit dem Ruhrgebiet umgeht, 
versündigt sich am Ruhrgebiet! 

(Zurufe von der SPD) 

Wer so mit den Menschen im Ruhrgebiet umgeht, 
der muss sich nicht wundern, dass die Menschen ab-
wandern und Ihre Partei nicht mehr wählen! 

(Zurufe von der SPD) 

Im Ruhrgebiet brauchen wir Arbeit und Entwicklungs-
möglichkeiten. Sie, Herr Hübner, haben die Chance, 
im Zuge der Regionalplanung mitzuwirken, damit das 
Ruhrgebiet Chancen bekommt. Ich bin gespannt, wie 
Ihre Partei sich einlässt. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Mehrere 
Zurufe von der SPD) 

Die IGA wird es geben. Sie wird von der Landesre-
gierung unterstützt werden. Ich bin gespannt, wel-
chen Beitrag Sie leisten.  

(Mehrere Zurufe von der SPD) 

Bis jetzt war das ärmlich. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Mehrere 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Hovenjürgen. – Als nächster Red-
ner hat nun für die Fraktion der FDP der Abgeordnete 
Paul das Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Stephen Paul (FDP): Verehrte Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen!  

(Mehrere Zurufe) 

Ich warte einmal, bis die Opposition sich beruhigt 
hat. – Lieber Kollege Hübner, ich darf einmal kurz 
aus Ihrem Antrag zitieren, ich zitiere natürlich wört-
lich: 

„Vor dem Hintergrund dieser Möglichkeiten und 
Perspektiven sollte es im Interesse nicht nur des 
Ruhrgebiets, sondern auch der davon profitieren-
den anderen Landesteile und damit des Landes 
insgesamt sein, das Projekt zum Erfolg zu füh-
ren.“ 

So der SPD-Antrag. – Meine sehr geehrten Damen 
und Herren, damit haben Sie quasi – ich vermute, 
aus Versehen – den Finger bereits in die Wunde ge-
legt. Andere Landesteile profitieren eben nur dann 
von diesem Großprojekt, wenn sie dafür nicht die Ze-
che zahlen müssen. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Aber genau das macht 
die Landesregierung!) 

Auch die Bürgerinnen und Bürger an der Ruhr profi-
tieren nur dann, wenn das Projekt auf solide Füße 
gestellt und vor Ort politisch in den Bürgerschaften 
aller Städte und finanziell unterstützt wird.  

Das Land, die Landesregierung wie die regierungs-
tragenden Fraktionen, haben sich ganz klar zu einer 
Internationalen Gartenausstellung an der Ruhr be-
kannt. Das kann jede und jeder auch im Protokoll der 
Ausschusssitzung nachlesen.  

Eine IGA an der Ruhr ist aber keine Landesveran-
staltung, sondern lässt sich nur gemeinsam und part-
nerschaftlich zwischen dem Land, dem Regionalver-
band Ruhr und an allen beteiligten Kommunen zu-
sammen stemmen. Deswegen muss man auch mit 
allen gewählten Hauptverwaltungsbeamten spre-
chen. 

Mit dem klaren Bekenntnis des Landes sind nun alle 
regionalen Akteure gefragt. Wir brauchen ein klares 
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Bekenntnis zur IGA und zu den damit verbundenen 
Kosten. Wir können und wollen als Land keinen Blan-
koscheck ausstellen. Hier sind vor allem die beteilig-
ten Kommunen an der Ruhr gefragt, ein Ja zu ihren 
Eigenanteilen an diesem Projekt abzugeben. Sie 
müssen es prüfen vor dem Hintergrund ihrer Leis-
tungsfähigkeit und ihre Bürgerinnen und Bürger 
transparent über die entstehenden Kosten zu infor-
mieren. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Paul, entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. 
Kollege Mostofizadeh möchte Ihnen gern eine Zwi-
schenfrage stellen. 

Stephen Paul (FDP): Gern im Anschluss an meinen 
Redebeitrag. 

Wir haben daher auch alle beteiligten Kommunen zur 
Anhörung am 14. September in den Landtag einge-
laden. Spätestens dann müssen die beteiligten Ruhr-
gebietskommunen erklären können, ob sie bereit und 
in der Lage sind, ihre Eigenanteile zu erbringen. Als 
Land können wir nicht entscheiden, welche Projekte 
zum Beispiel für Duisburg oder für Gelsenkirchen Pri-
orität haben. In jeder der beteiligten Kommunen 
sollte sichergestellt sein, dass auch die Bürgerinnen 
und Bürger hinter diesem Projekt und den Folgekos-
ten stehen. Letztlich hängt bei solchen Großereignis-
sen die gesellschaftliche Akzeptanz davon ab, dass 
sie organisatorisch wie finanziell solide aufgestellt 
sind. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Darum geht es uns als NRW-Koalition aus Freien 
Demokraten und Christdemokraten. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Deshalb haben wir heute hierzu auch unseren Ent-
schließungsantrag eingebracht, der unter anderem 
klare Ratsbeschlüsse zur Finanzierung fordert. Mit 
unserem Antrag unterstreichen wir, dass wir als 
NRW-Koalition genauso wie die von uns getragene 
Landesregierung hinter der IGA stehen.  

Wir brauchen jedoch mindestens genauso dringend 
den Rückhalt und die solide Planung durch die Kom-
munen und ihre Bürgerinnen und Bürger. Wären die 
Ruhrgebietskommunen finanziell am Ende überfor-
dert, träfe das die gesamte kommunale Familie in 
Nordrhein-Westfalen. Wir wollen Sorge dafür tragen, 
dass zunächst geklärt ist, wie leistungsfähig sich die 
Ruhrgebietskommunen selbst sehen, ob sie die Las-
ten tragen können. 

Unterstützen Sie doch mit uns gemeinsam die IGA 
an der Ruhr. Unterstützen Sie unseren partnerschaft-
lichen Kurs mit den lokalen Akteuren, unterstützen 
Sie unser kommunal verantwortliches Handeln und 

stimmen Sie mit uns für den von uns eingebrachten 
Entschließungsantrag. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Jetzt hat wie an-
gekündigt Herr Kollege Mostofizadeh die Gelegen-
heit für seine Frage. Bitte schön. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Herr Paul, danke schön, dass ich jetzt doch noch 
eine Frage stellen darf. – Die Frage ist: Wie viel Geld 
ist die Landesregierung bereit, in dieses Projekt zu 
stecken? Sind es 0 Millionen € oder 250 Millionen €, 
wie es der RVR beantragt hat? 

Stephen Paul (FDP): Das ist eine Frage, die Sie, lie-
ber Herr Kollege, der Landesregierung stellen müs-
sen.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Alles klar!) 

Hier gibt es eine klare Aussage, auch einen klaren 
Entschließungsantrag mit einer Bereitschaft der 
NRW-Koalition. 

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD]) 

Ich denke, wir werden im Ausschuss und bei anderer 
Gelegenheit die Möglichkeit haben, dass Sie diese 
Frage an die Landesregierung richten können. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Er hat null 
gesagt!) 

Ich bin ja nicht Vertreter der Landesregierung, son-
dern einer der gewählten Volksvertreter. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Paul. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Abgeord-
nete Remmel das Wort. Bitte schön, Herr Kollege 
Remmel. 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD) 

Johannes Remmel (GRÜNE): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich beginne mal mit etwas Positivem. Was posi-
tiv ist, muss man auch positiv benennen, ich muss 
aber einschränkend hinzufügen, dass es erst auf 
Druck der Opposition, aufgrund unserer Nachfrage, 
sprich: 

(Lachen von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

– Ja, ich erkläre es Ihnen gleich. – durch eine Be-
richtsanfrage an die Landesregierung und durch 
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zweimaliges Thematisieren im Ausschuss, ein Ge-
spräch bei der Ministerin mit der Bundesgesellschaft 
gegeben hat, um die am 30. Juni endende Frist – bis 
dahin muss man sich entschieden haben – noch ein-
mal zu verlängern. Das ist positiv. Dadurch gibt es 
zusätzliche Zeit, 

(Ralf Witzel [FDP]: Was haben Sie denn ge-
macht?) 

die Dinge miteinander zu klären, um Entscheidungs-
spielräume zu gewinnen und Entscheidungen in die-
ser Zeit zu treffen. Also an dieser Stelle herzlichen 
Dank für diese Möglichkeit, durch Zeitgewinn Dinge 
zu klären. Doch da hört es schon auf. 

Herr Hovenjürgen, Ihre Lautstärke eben ist ein Be-
weis dafür, dass Sie da ein kleines Problem haben. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Denn eigentlich müssten Sie den Modus etwas än-
dern. Für die Opposition ist es in Ordnung mit der 
Lautstärke und dem Anspruch, es zu wollen. Aber ich 
glaube, in der Regierung muss man machen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Remmel, entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbre-
che. Es gibt den Wunsch nach einer Zwischenfrage. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Ja, ich komme jetzt 
dazu, weil Sie es auch in Ihrem Antrag geschrieben 
haben. Das ist doch evident. 

Im Ausschuss hat der Staatssekretär den Ablauf er-
läutert. Und das ist entlarvend. Im August 2017 hat 
der RVR das Konzept, wie von der alten Landesre-
gierung angefordert, vorgelegt – einschließlich einer 
Finanzierungsnotwendigkeit. Dann hat es im August 
2017 eine Besprechung gegeben, und seitdem ist bis 
heute nichts passiert, 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

wartet die Landesregierung angeblich auf irgendwel-
che Zusagen aus irgendwelchen Kommunen. Da ist 
nichts passiert, über ein Jahr ist nicht gearbeitet wor-
den. Das ist das Ergebnis Ihrer Regierungspolitik. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Remmel, entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbre-
che. Kollege Hovenjürgen … 

Johannes Remmel (GRÜNE): Nein. Gleich. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Wenn Sie mir 
einfach ein Signal geben, ob Sie das zulassen, dann 
ist gut. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Dann also später. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Die Frage ist diffizil, 
weil es da einen gewissen Widerspruch gibt – ich will 
das gar nicht abstreiten – zwischen unterschiedli-
chen konzeptionellen Vorstellungen: einerseits, eine 
Ausstellung zu machen, die eher – sage ich mal – 
den Unternehmen eine Leistungsschau bietet, so wie 
beispielsweise eine Ausstellung in den Niederlan-
den, die „Floriade“ in Venlo, konzipiert gewesen ist, 
anderseits ein städtebauliches Entwicklungsprojekt, 
Dekadenprojekt, so wie der Ministerpräsident es im 
Übrigen auf dem Ruhrgebietsforum vorgetragen hat. 

Das ist bis heute konzeptionell nicht entschieden. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Genau!) 

Deshalb bedarf es hier auch der Zusammenarbeit 
und der Hilfestellung der Landesregierung. 

Aber mit Blick auf diese Frage, welches Konzept mit 
welcher Finanzierung verbunden ist, entpuppt sich 
die nun getroffene Entscheidung des Kabinetts als 
Danaergeschenk, als ein vergiftetes Geschenk. 

Wie kann man denn sagen: „Wir wollen die IGA“, 
aber keine zusätzlichen Mittel bereitstellen? Das 
passt doch hinten und vorne nicht zusammen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Da müssen Sie noch mehr drauflegen; sonst wird es 
das so oder so nicht geben. 

(Michael Hübner [SPD]: Überhaupt etwas 
drauflegen!) 

Auch ein Ausstellungsprojekt in einer Kommune des 
Ruhrgebiets, wie ich es nennen will, bedarf der Un-
terstützung anderer Kommunen; es bedarf aber auch 
zusätzlichen Geldes, sonst wird es nicht funktionie-
ren.  

Hier sind also die Hausaufgaben nicht gemacht wor-
den. Das Wollen stimmt, okay. Aber das Machen 
stimmt nicht, und das Können stimmt schon gar 
nicht; denn zum Können gehört an dieser Stelle 
Geld.  

Konkretisieren Sie Ihre Vorstellungen. Legen Sie zu-
sammen mit dem RVR und den Kommunen ein or-
dentliches Konzept vor, und sichern Sie Ihre Unter-
stützung, auch die finanzielle, zu. Das wäre der rich-
tige Weg. Im Übrigen sollte das auch als Vorlage an 
das Parlament gehen; denn zumindest nach meiner 
Einschätzung wären hier auch haushaltsrelevante 
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Fragen zu besprechen. Die Mittelfristige Finanzpla-
nung muss sich ändern, wenn die entsprechende 
Unterstützung gewährt werden soll. 

Das ist eine große Chance für eine weitere Entwick-
lung des grünen Ruhrgebiets. Die „Grüne Hauptstadt 
Europas“, Essen, hat vorgemacht, wie es geht. Mit 
dem Emscher-Projekt, dem größten Umweltprojekt 
in Europa, sind die Grundlagen für eine Perspektive 
gelegt, gar keine Frage. Aber man muss es wollen 
und vor allen Dingen können. Machen Sie es endlich! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Remmel, bleiben Sie freundlicherweise am Redner-
pult; denn es folgt nicht nur eine beantragte nament-
liche Abstimmung, sondern es gibt zunächst eine 
Zwischenfrage von Herrn Kollegen Hovenjürgen und 
eine angemeldete Kurzintervention von Herrn Abge-
ordneten Witzel. – Bitte schön, Herr Hovenjürgen. 

Josef Hovenjürgen (CDU): Danke, Frau Präsiden-
tin. – Herr Remmel, Sie hatten die Chance, sich an 
dieser Stelle ehrlich zu machen. Leider haben Sie 
das versäumt. Darf ich nach der Haltung fragen, die 
Sie zu der IGA hatten, und welche Vorbereitungen 
Sie in Ihrem Haus getroffen haben? Sie haben jetzt 
noch einmal die Chance, sich ehrlich zu machen. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Da brauche ich gar 
nichts ehrlich zu machen; das sind ganz normale 
Vorgänge. Die Konzeptionen des RVR sind vorge-
stellt worden; sie sind entsprechend bewertet wor-
den. Es gab einen Auftrag an den RVR, diese Vor-
stellungen finanziell zu untermauern und zu konkre-
tisieren: Was kostet es konkret? Auf welcher Grund-
lage und welches Konzept? 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Sie haben das ab-
gelehnt, Herr Remmel! Das wissen Sie! – Mi-
chael Hübner [SPD], an Josef Hovenjürgen 
[CDU] gerichtet: Du bist doch Vorsitzender der 
Verbandsversammlung! – Weitere Zurufe von 
der CDU und der SPD) 

– Da werden Sie kein Dokument finden. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Das ist aber eine 
interessante Aussage! – Weitere Zurufe von 
der CDU und der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen … 

Johannes Remmel (GRÜNE): Schauen Sie doch in 
die Unterlagen. Da ist überhaupt nichts zu verber-
gen. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Ja, ja!) 

Es hat eine Kabinettssitzung dazu gegeben; da ist 
vorgetragen worden. Dann gab es einen entspre-
chenden Auftrag. Der Auftrag ist erfüllt worden, ins-
besondere durch Untermauerung durch Zahlen … 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Schamlos! Sie 
sind schamlos, Kollege! Schamlos ist das, was 
Sie hier machen! – Weitere Zurufe von der 
CDU und der SPD) 

Gar keine Frage, die Hausaufgaben der alten Lan-
desregierung sind gemacht. Sie haben das nicht fort-
gesetzt. Das ist der Punkt. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Remmel. Ich darf Sie bitten, wei-
terhin vorne am Rednerpult zu bleiben; denn es gibt 
die angemeldete Kurzintervention des Abgeordneten 
Witzel, der jetzt für 90 Sekunden Kurzintervention 
das Wort erhält. Bitte. 

Ralf Witzel (FDP): Vielen Dank, Frau Präsidentin! – 
Herr Kollege Remmel, es ist in jeder Hinsicht be-
zeichnend, dass Sie an der Stelle zu dem Thema 
sprechen und wie Sie reden. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Warum?) 

Sie haben gerade mit Inbrunst und großer Emotiona-
lität vorgetragen, in der Regierung muss man „ma-
chen“. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Ja!) 

Deshalb frage ich Sie: Was haben Sie denn von Ihrer 
Seite aus gemacht? Welche konkreten finanziellen 
Zusagen haben Sie für die IGA getätigt? Welche Vor-
planungen hat es von Ihnen in der Mittelfristigen Fi-
nanzplanung gegeben? Welche Anmeldungen ha-
ben Sie beim Finanzminister vorgenommen?  

Nach allem, was man nach der Übergabe der Regie-
rungsgeschäfte gehört hat, gab es da nämlich eine 
ganz andere Haltung von Ihnen. Es gab innerhalb 
der alten, abgewählten Landesregierung von Rot-
Grün Uneinigkeit, wie man mit diesem Projekt um-
geht. Herr Kollege Remmel, dass Sie gerade gesagt 
haben: „Wer die IGA will, muss eigene Mittel bereit-
stellen“, heißt für mich im Umkehrschluss: Ihr Unter-
lassen bedeutet, Sie sind gegen die IGA. Sehe ich 
das so richtig? 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte schön. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Witzel, Sie kön-
nen noch zehnmal nachfragen. Ordentliches Regie-
rungshandeln besteht darin, auf der Grundlage eines 
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Konzeptes entsprechende Finanzmittel beim Finanz-
minister zu beantragen. 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Das Konzept liefert in dem Fall derjenige, der die Ver-
anstaltung durchführen will. Den Auftrag hat es ge-
geben. Das Konzept ist dann Ihrer Regierung vorge-
legt worden, und Sie haben nicht weitergemacht. 
Das ist der Punkt. Hausaufgaben erledigt. Sie haben 
nicht weitergemacht. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
rufe von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Remmel. – Es hat nun für die 
Fraktion der AfD – die im Übrigen bereits eine na-
mentliche Abstimmung zu diesem Tagesordnungs-
punkt schriftlich beantragt hat – Herr Abgeordneter 
Strotebeck das Wort. Bitte sehr. 

Herbert Strotebeck*) (AfD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen! Meine Herren! Nachdem Essen 2010 Kultur-
hauptstadt war, taucht bereits das nächste kulturelle 
Großereignis am Horizont auf: eine Gartenausstel-
lung. Bis zur Internationalen Gartenausstellung im 
Ruhrgebiet dauert es allerdings noch ein Jahrzehnt. 
In der Zwischenzeit finden also noch zwei Fußball-
weltmeisterschaften statt – hoffentlich mit Deutsch-
land. 

Getreu dem Motto „Frühe Planung ist die halbe 
Miete“ beschäftigt sich die SPD nun schon mit dieser 
Veranstaltung im Jahre 2027, vielleicht in der Sorge, 
immer weniger im Landtag be- und mitwirken zu kön-
nen. 

Schauen wir uns einmal den Planungsstand der Gar-
tenausstellung an: Dank einer umfangreichen Be-
werbungsmappe lässt sich schon viel über das Kon-
zept erfahren. Zunächst einmal wird versprochen, 
dass sich die kommende Gartenausstellung von al-
len bisherigen Ausstellungen unterscheidet. Ob und, 
wenn ja, inwieweit das in der Realität zutrifft, wird sich 
zeigen. 

Die Gartenausstellung soll an verschiedenen Orten 
im Ruhrgebiet auf verschiedenen Ebenen stattfinden 
und aus bis zu 100 Projekten bestehen. Finanziell tei-
len sich Kommunen, Land und Bund die Ausstellung. 
Sechs sogenannte Zukunftsgärten inklusive dreier 
Leistungsschauen des Gartenbaus sollen auf der 
ersten Ebene als Hauptanziehungspunkte dienen 
und Fragen zu Themen wie Energie, Klima und Um-
welt beantworten – hoffentlich ideologiefrei. 

Erstaunlicherweise kostenpflichtig soll der Besuch 
der Gärten Emscher Nordwärts in Dortmund, Duis-
burger Rheinpark und Nordsternpark Gelsenkirchen 
sein. Eine Veranstaltung, die von so vielen öffentli-

chen Trägern und damit durch Steuergelder geför-
dert wird, sollte grundsätzlich für alle Bürger kosten-
frei sein. 

Daher verwundert es mich umso mehr, dass die SPD 
in ihrem Antrag schreibt, die vorhandenen Förder-
töpfe würden nicht ausreichen. Merkwürdigerweise 
versäumt es die SPD, Gärtner und Garten bzw. Ross 
und Reiter im Antrag zu benennen. Wie stark wäre 
die Gartenausstellung bei ausschließlichem Rück-
griff auf die Fördertöpfe unterfinanziert? Mit welchen 
Einnahmen durch den Eintrittskartenverkauf wird ge-
rechnet? All diese Fragen müssen beantwortet oder 
zumindest gestellt werden, bevor platte Forderungen 
nach mehr Geld erhoben werden. 

(Beifall von der AfD) 

Immerhin: Drei kostenfreie Gärten soll es im Kreis 
Recklinghausen, im Kreis Unna und im Kreis Wesel 
geben. 

Auf der zweiten Ebene der Gartenausstellung mit 
dem Namen „Unser Garten“ werden städtische Pro-
jekte vorgestellt und die vorhandenen Parkanlagen 
und Gärten präsentiert. Ich hoffe doch, dass zumin-
dest diese bereits vorhandenen Gärten nicht abge-
grenzt und kostenpflichtig werden. 

Der Hochglanzprospekt verspricht die Aufwertung 
zahlreicher Grünflächen und auch die Erstellung von 
Themenrouten. Eine genaue Auswahl der Projekte 
soll noch dieses Jahr in Zusammenarbeit mit dem 
Regionalverband Ruhr erfolgen. 

Sogenannte nachbarschaftliche Grüninitiativen von 
Bürgern aus dem Ruhrgebiet erhalten auf der dritten 
Ebene unter dem Schlagwort „Mein Garten“ eine 
Plattform. 

Inhaltlich und auch finanziell durchgeführt werden 
soll die Internationale Gartenausstellung von 53 
Kommunen – wir haben es gehört –, vier Kreisen, der 
Metropole Ruhr, Verbänden, der regionalen Wirt-
schaft und dem Land Nordrhein-Westfalen. 

Im Rahmen der Gartenausstellung sollen 200 Millio-
nen € in die Infrastruktur investiert werden. Wer die 
Straßen in Städten wie zum Beispiel Duisburg kennt, 
wird sich über diesen Nebeneffekt der Gartenaus-
stellung freuen. 

Die SPD bezeichnet die Gartenausstellung als 
Chance für das Ruhrgebiet. Wir von der AfD-Fraktion 
hoffen, dass diese Chance auch genutzt wird, und 
begrüßen den gefassten Grundsatzbeschluss. 

Gleichwohl sollten wir uns alle bewusst machen, 
dass die sprichwörtlich blumigen Ankündigungen bei 
Großveranstaltungen immer mit Vorsicht zu genie-
ßen sind. So ist es zum Beispiel fraglich, ob die 
10.000 neuen Arbeitsplätze wirklich entstehen und 
Bestand haben. 
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Wir als AfD-Fraktion würden uns gewiss über eine 
erfolgreiche und vor allem nachhaltige Gartenaus-
stellung im Ruhrgebiet freuen, stehen kritikloser Wer-
besprache in Anträgen jedoch kritisch gegenüber. 

Auch finden wir es schade, dass heute eine direkte 
Entscheidung über ein Projekt im Jahre 2027 ver-
langt wird, insbesondere für einen finanziellen Frei-
fahrtschein. 

Was hat denn gegen eine Ausschussüberweisung 
gesprochen? Im Ausschuss hätten wir uns inhaltlich 
über offene Fragen unterhalten und damit beschäfti-
gen können. 

So müssen wir Ihren Gartenantrag leider sprichwört-
lich im Regen stehen lassen und werden ihn ableh-
nen. 

Der Entschließungsantrag greift genau dieses Finan-
zierungsproblem auf. Darum stimmen wir dem Ent-
schließungsantrag zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Strotebeck. – Für die Landesre-
gierung hat nun Frau Ministerin Heinen-Esser das 
Wort. Bitte sehr, Frau Ministerin. 

Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: Frau Prä-
sidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich fange jetzt auch einmal 
positiv an. Ich freue mich nämlich darüber, dass wir 
in Nordrhein-Westfalen einen Bewerber für eine 
große Gartenschau haben. Das ist etwas unglaublich 
Positives. 

Das letzte Mal, als wir in Nordrhein-Westfalen eine 
große Gartenschau hatten – das war 1997 in Gelsen-
kirchen, ist also schon einige Jahre her –, hat das 
dieser Stadt sehr gutgetan. Gelsenkirchen hat sich 
dadurch positiv entwickelt. Deshalb würde es mich 
freuen, wenn 2027 – 30 Jahre danach – wieder eine 
große Gartenschau in Nordrhein-Westfalen realisiert 
werden könnte. 

Das Kabinett hat sich am Dienstag – dazu ist hier 
schon gesprochen worden – ausführlich mit dem 
Thema „IGA“ befasst. Meine Kollegin Ina Scharren-
bach und ich haben dazu eine gemeinsame Vorlage 
erstellt und gesagt: Die Landesregierung wird die 
Durchführung einer Internationalen Gartenschau im 
Ruhrgebiet unterstützen. 

Das sagen wir beide Ihnen hier im Landtag zu. Das 
sagen wir dem RVR zu. Das sagen wir auch den be-
teiligten Kommunen ganz klar zu. 

(Beifall von der CDU) 

Gartenschauen haben positive Effekte für die Le-
bensqualität. Sie haben auch wirtschaftliche Effekte. 
Dazu können Sie auch all die Bürgermeister der 
Städte befragen, in denen es schon Gartenschauen 
gegeben hat. 

Ich will mich mit Ihnen gar nicht darüber streiten, wie 
groß diese wirtschaftlichen Effekte sind, oder das 
jetzt groß diskutieren. Aber eines kann man sagen: 
Die Darstellung, dass die IGA das zentrale struktur-
politische Projekt für das Ruhrgebiet sei, erscheint 
mir ein wenig übertrieben. Denn – das ist auch oft 
genug besprochen worden – es gibt viele Herausfor-
derungen für das Ruhrgebiet. Andere Themen sind 
Bildung, Forschung, innere Sicherheit, Mobilitätskon-
zepte und Digitalisierung, um nur einige zu nennen. 
Eine Gartenschau – das muss ich ehrlich sagen; und 
ich habe beruflich mit Gartenschauen zu tun gehabt 
und war einmal Geschäftsführerin eines Gesellschaf-
ters der Deutschen Bundesgartenschau-Gesell-
schaft, kenne mich also wirklich damit aus – kann es 
nicht leisten, diese Themen mit abzubilden. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Ministerin, 
entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. Der 
Abgeordnete Mostofizadeh hat den Wunsch, eine 
Zwischenfrage zu stellen. 

Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: Nein. Das 
machen wir bitte hinterher. Ich möchte gern im Ge-
samtzusammenhang vortragen. 

Die Gartenschau ist ein gutes Instrument der Frei-
raum- und der Stadtentwicklung. Sie ist mehr als eine 
Leistungsschau für Tulpen und Rosen. Sie hat sich 
entsprechend weiterentwickelt und wird positive Ef-
fekte auf die Stadtentwicklung haben. 

Die IGA kann aber, wie gesagt, nicht alle Probleme 
lösen und alle Themen aufgreifen. Deshalb müssen 
wir in der Tat gucken: Wohin lenken wir die Förder-
mittel, die wir haben? Denn wir müssen sie fair und 
gerecht im Land verteilen und alle Regionen im Blick 
haben. 

(Beifall von der CDU) 

Es darf nicht sein, dass andere Regionen leer aus-
gehen, weil wir alles Geld, das wir haben – ich 
komme gleich noch auf das Finanzvolumen, um das 
es hier geht, zu sprechen –, jetzt in eine Richtung 
lenken. 

Bisher stehen Fördererwartungen zwischen 136 und 
160 Millionen € im Raum. Das sind Summen, die 
man erst einmal abrufen muss. Eine Landesgarten-
schau wird von uns im Schnitt mit 15 bis 20 Millio-
nen € gefördert. Bei einer Bundesgartenschau sind 
es in der Regel 50 bis 60 Millionen €. Hier geht es um 
die dreifache Summe. Daher müssen wir uns das 
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sehr klug anschauen und die Konzepte entspre-
chend bewerten, und zwar auch mit Blick darauf, wel-
che Effekte diese Gelder dann tatsächlich haben 
können. 

Die Kommunen sind dabei wichtig. Eben wurde 
darüber gelästert, dass wir die Bürgermeister hier-
her einladen. Ich meine: Welche Personen, wenn 
nicht die Bürgermeister, müssen darüber entschei-
den, ob sie eine solche Gartenschau haben wollen? 

(Beifall von der CDU)  

Wenn wir sie heute einladen, hat das damit zu tun, 
dass wir froh sind, einen Termin gefunden zu haben, 
an dem wir in Ruhe mit der Deutschen Bundesgarten-
schau-Gesellschaft und den Bürgermeistern darüber 
sprechen können, und zwar frei von Zeitdruck. 

Die Verkehrsstaus – da muss ich mich einmal an die 
Opposition wenden – haben ja Sie verursacht und 
nicht wir. 

(Beifall von der CDU – Lachen und Zurufe von 
der SPD – Christian Dahm [SPD]: Aber Sie ha-
ben das nicht gelöst!) 

Sie müssen sich einmal mit dem Thema „Defizite“ 
beschäftigen; denn das müssen die Kommunen wis-
sen. Ich darf Sie noch einmal auf Folgendes hinwei-
sen: Die IGA in Hamburg, die vorletzte große Inter-
nationale Gartenschau, hat ein Defizit von 70 Millio-
nen € verursacht, welches das Land Hamburg tragen 
musste. Das Defizit der letzten IGA in Berlin betrug 
36 Millionen €. Das sind Zahlen, die wir den Kommu-
nen auch ehrlich nennen müssen. 

Wir werden heute Nachmittag das Konzept bespre-
chen. Wir werden darüber diskutieren. Die Bürger-
meister werden diese Informationen mit nach Hause 
nehmen. Die Kommunen müssen dann tatsächlich 
Ratsbeschlüsse dahin gehend treffen, dass sie bereit 
sind, an einer solchen IGA mitzuwirken. Ich finde, 
Herr Kollege, dass heute Nachmittag ein guter Ter-
min dafür ist. 

Ich freue mich auf die Diskussion mit allen Beteiligten 
und danke meiner Kollegin Ina Scharrenbach, mit der 
ich das Thema gemeinsam bearbeiten darf. Wir wer-
den dann alle zusammen, so wir leben, 2027 die Gar-
tenschau im Ruhrgebiet eröffnen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Der Abgeordnete Mostofizadeh hat 
sich zu einer Kurzintervention gemeldet. Dafür erhält 
er jetzt das Wort. 

Mehrdad Mostofizadeh: Frau Präsidentin, herzli-
chen Dank. – Ich möchte drei Punkte ansprechen, 
Frau Ministerin, weil Sie sich in Ihren Äußerungen 

fachlich von dem unterscheiden, was sowohl der Mi-
nisterpräsident als auch die Ministerin für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung gesagt haben. 

Erstens. Der Ministerpräsident ist der Auffassung, 
dass dies sehr wohl ein städtebauliches Dekaden-
projekt ist, das auch zu unterstützen ist. Sie haben es 
jedoch infrage gestellt. 

Zweitens. Was die Finanzfrage betrifft, haben Sie 
ausgeführt, dass üblicherweise 15 bis 20 Millionen € 
für eine Landesgartenschau und 50 bis 60 Millio-
nen € für eine Bundesgartenschau bereitgestellt wer-
den könnten. Die Ministerin für Heimat, Kommuna-
les, Bau und Gleichstellung hat hingegen gesagt, al-
les müsse aus dem Bereich des Städtebaus kom-
men; ansonsten müsse es gestrichen werden. Das 
bedeutet 0 € zusätzlich. Da besteht durchaus eine 
Diskrepanz. 

Herr Paul hat mich ja aufgefordert, die Regierung zu 
fragen, wie viel Geld es dafür geben soll. Heute ist 
doch klar: Zwischen dem Konzept, das der RVR vor-
gelegt hat, und dem, was Sie hier für berechenbar 
halten, besteht eine Differenz von 150 bis 200 Millio-
nen €. Sie als Landesregierung haben die Aufgabe, 
zu klären, wie das aufzulösen ist. Das sind zwei völlig 
verschiedene Veranstaltungen. IGA ist nicht gleich 
IGA. Das hätten Sie klarmachen müssen. 

Drittens. Vielleicht können Sie folgende Frage beant-
worten: Haben Sie dem Ministerpräsidenten diese 
Position einmal mitgeteilt? Oder lebt er wieder im 
Wolkenkuckucksheim, und die Ministerinnen müs-
sen es dann abarbeiten, was damit gar nichts mehr 
zu tun hat? 

Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: Ich zitiere 
mich ungern selber. Aber ich habe vorhin gesagt – 
das kann man auch gerne im Protokoll noch einmal 
nachlesen –: Die IGA ist ein bedeutendes Instrument 
der Freiraum- und Stadtentwicklung. Die IGA ist aber 
nicht dazu da, alle Themen im Ruhrgebiet – ein-
schließlich Digitalisierung, Bildung, Forschung etc. – 
gleichermaßen abzubilden. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Das hat doch auch nie 
jemand behauptet!) 

Es ist ein Instrument der Freiraum- und Stadtentwick-
lung – Punkt. 

Zur finanziellen Unterstützung: Wir haben auch in un-
serem Kabinettsbeschluss sehr klar gesagt, dass wir 
die IGA aus den bestehenden Programmen heraus, 
die es gibt – Landesprogramme, Bundesprogramme, 
EU-Programme –, unterstützen werden. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Das ist doch selbstverständlich. 
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Ich weise noch einmal darauf hin, dass die IGA auch 
schon im vorigen Kabinett vorgestellt worden ist. Da-
bei sind, wenn ich es richtig in Erinnerung habe – ich 
schaue einmal kurz zu meinen Kollegen –, auch Fi-
nanzvolumen genannt worden. Wenn man mehr 
ausgeben möchte, hätte man ja auch dieses Finanz-
volumen einstellen können. Aber Sie haben es nicht 
getan. 

Warum ist es nicht eingestellt worden? Weil das Kon-
zept diskutiert werden muss und mit den Bürgermeis-
tern besprochen werden muss. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Das werden wir heute Nachmittag tun. Nach der Som-
merpause werden wir dann mit Ihnen weiter darüber 
sprechen. Die Frist ist von der Deutschen Bundesgar-
tenschau-Gesellschaft und der internationalen Gesell-
schaft bis zum Ende des dritten Quartals dieses Jah-
res geschoben worden, sodass wir das in aller Ruhe 
in den Kommunen besprechen und uns dann auch 
auf die Förderung verständigen können. 

Schütten Sie bitte das Kind nicht mit dem Bade aus, 
sondern lassen Sie uns zuerst über das Konzept 
sprechen und dann über die entsprechende finanzi-
elle Ausstattung und darüber, woher das Geld 
kommt. Wir brauchen an dieser Stelle die Bereit-
schaft aller. – Danke schön. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Heinen-Esser. – Eine weitere Kurzin-
tervention ist nicht angemeldet. Das heißt: Wenn Sie 
mögen, können Sie das Rednerpult verlassen 

(Heiterkeit) 

und dem Kollegen Hübner den Platz überlassen, 
dem ich jetzt auch das Wort erteile. Er hat für die 
Fraktion der SPD noch einmal um das Wort gebeten. 
Eigentlich hätte er nur 27 Sekunden Redezeit. Da die 
Landesregierung ihre Redezeit aber um 40 Sekun-
den überzogen hat, 

(Michael Hübner [SPD]: Danke!) 

bleibt Ihnen noch ein bisschen mehr Zeit, lieber Herr 
Kollege Hübner. Sie haben das Wort. 

Michael Hübner*) (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Paul hat vor-
hin in seinem Beitrag deutlich gemacht, dass er sich 
mit diesem Thema nicht so richtig auseinanderge-
setzt hat. 

(Zurufe von der FDP: Oh!) 

Das ist auch nicht schlimm, wenn man aus Herford 
kommt. Denn andere Kollegen aus Herford haben 
sich sehr wohl damit beschäftigt, beispielsweise Herr 
Kollege Dahm. 

Ich will aber eines feststellen: Sie haben in einer Be-
merkung – ich möchte sie einmal frei aus dem Kopf 
zitieren – ganz deutlich gemacht, was diese Landes-
regierung und die sogenannte NRW-Koalition davon 
halten. 

(Zuruf von Stephen Paul [FDP]) 

Sie haben gesagt: In Bezug auf jedes Geld, das ins 
Ruhrgebiet fließt, muss gegenüber allen anderen Re-
gionen argumentiert werden. – Wenn Sie es nicht 
wollen, dann sagen Sie das bitte auch deutlich, an-
statt sich hinter irgendwelchen fadenscheinigen Ka-
binettsbeschlüssen, die das Ruhrgebiet angeblich 
fördern sollen, zu verstecken. 

(Beifall von der SPD) 

Darüber hinaus hoffe ich, dass Sie, Frau Heinen-Es-
ser, sich auf jeden Fall stärker einbringen werden, als 
es die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung bisher getan hat. 

Dem Hinweis auf unsere Verantwortung für die Staus 
möchte ich wie folgt kontern: Wir haben nicht ver-
sprochen, dass der Stau in einem Jahr beseitigt wird. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Christof Ra-
sche [FDP]) 

Ich erinnere mich noch gut an das Plakat vom 
Stauland Nummer eins und daran, wer hier alles ins 
Lenkrad gebissen hat. Heute machen es 53 Bürger-
meister, vier Landräte und mehrere Bezirksregierun-
gen. Sie hätten als Umweltministerin die Chance ge-
habt, zumindest dafür zu sorgen, dass diese die 
Feinstaubbelastung nicht nach oben treiben. – 
Danke schön. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hübner. – Für die Fraktion der CDU hat 
noch einmal der Kollege Hovenjürgen das Wort. Bitte 
sehr.  

Josef Hovenjürgen (CDU): Sehr geehrter Herr Hüb-
ner, es macht das Ganze nicht besser, wenn Sie 
noch einmal an das Rednerpult gehen und den Fein-
staub in den Mittelpunkt Ihrer Handlungen stellen. 

Diese Landesregierung hat – ich sage es noch ein-
mal – klar erklärt: Sie möchte eine IGA im Ruhrge-
biet. Sie möchte die Kommunen im Ruhrgebiet dabei 
unterstützen, 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

aber es auch zusammen mit den Kommunen erör-
tern, sodass es dort nicht zu nicht tragbaren Folge-
lasten kommt. 
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Das ist eine verantwortbare Politik, wie man sie mit 
den Verantwortlichen in den jeweiligen Regionen be-
treibt. Das haben Sie nie getan. Darunter leidet zum 
Beispiel auch die Region des Ruhrgebiets heute 
noch. 

Insofern sage ich an dieser Stelle noch einmal: Die 
Bauministerin hat ein Dekadenprojekt für das Ruhr-
gebiet in Aussicht gestellt, um es mit einer namhaften 
Summe zu unterstützen. Insofern erfährt das Ruhr-
gebiet sehr wohl Unterstützung. 

(Zuruf von Marc Herter [SPD]) 

Wir erörtern das Ganze aber mit den Verantwortli-
chen vor Ort. Wir verteilen kein Geld mit der Gieß-
kanne, 

(Christian Dahm [SPD]: Nein, nein, nein! – 
Weitere Zurufe von der SPD) 

sondern fördern das, was förderfähig ist und was vor 
Ort erarbeitet worden ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Das ist etwas, was Sie bisher nie getan haben. 
Schade drum! 

(Beifall von der CDU und der FDP – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Jetzt nicht ausrutschen, 
Herr Hovenjürgen! – Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ich schaue einmal in die Runde, 
ob es weitere Wortmeldungen zu dem Antrag und 
dem Entschließungsantrag gibt. – Das ist nicht der 
Fall. 

Allerdings hat sich Herr Kollege Kerkhoff zur Ge-
schäftsordnung gemeldet. Dazu gebe ich ihm jetzt 
das Wort. Bitte schön. 

Zur Geschäftsordnung 

Matthias Kerkhoff (CDU): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir haben gestern ja 
schon ein Verfahren für die Abstimmungen gefun-
den, das sich bewährt hat. Deshalb beantrage ich, 
dass wir beide Abstimmungen, die nun anstehen, 
hintereinander durchführen, gemeinsam auszählen 
und die Beratung während der Auszählung fortset-
zen. Das gilt auch für alle weiteren Punkte, zu denen 
heute noch eine namentliche Abstimmung beantragt 
werden könnte. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU, der SPD und der FDP – 
Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Kerkhoff. – Ich frage, ob es Ge-
genstimmen gegen diese Vorgehensweise gibt. Mit 

Ihrem Einverständnis würde ich diesen Antrag sei-
tens des Präsidiums gerne um die Bitte erweitern, 
dass es in keiner Weise als despektierlich verstan-
den wird, wenn wir die Abgeordneten nur mit dem 
Nachnamen aufrufen. Können wir so verfahren? Ich 
frage noch einmal, ob es Gegenstimmen gegen 
diese Vorgehensweise gibt. – Das ist erkennbar nicht 
der Fall. Damit ist der Antrag zur Geschäftsord-
nung angenommen. 

Wir stimmen zunächst über den Antrag der Fraktion 
der SPD Drucksache 17/3012 ab. 

Ich darf dazu mitteilen, dass nach § 44 Abs. 2 unse-
rer Geschäftsordnung die namentliche Abstimmung 
durch den Aufruf der Namen – wie wir uns gerade 
verständigt haben, der Nachnamen – der Mitglieder 
des Landtags erfolgt. Die Abstimmenden haben bei 
Namensaufruf mit Ja oder Nein zu antworten oder zu 
erklären, dass sie sich der Stimme enthalten. 

Ich bitte nun Frau Abgeordnete Spanier-Oppermann, 
mit dem Namensaufruf zu beginnen. 

(Der Namensaufruf erfolgt.)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gibt es noch Abge-
ordnete im Saal, die ihre Stimme abzugeben wün-
schen? – Das habe ich von Frau Gebhard angezeigt 
bekommen. – Frau Dworeck-Danielowski. – Frau 
Wermer. 

Sind weitere Kolleginnen oder Kollegen im Raum, die 
noch ihre Stimme abgeben wollen? – Das ist nicht 
der Fall. 

Dann schließe ich die Abstimmung und bitte um Aus-
zählung. 

(Die Auszählung erfolgt.) 

Wie gerade vom Hohen Haus beschlossen, werden 
wir aber unmittelbar in die nächste Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP Drucksache 17/3144 einstei-
gen. Auch hier ist die namentliche Abstimmung be-
antragt. 

Wir führen sie in dem bewährten Verfahren durch. 
Ich bitte Herrn Abgeordneten Schmitz, mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen. 

(Der Namensaufruf erfolgt.)  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schmitz; das haben Sie wunderbar vorgele-
sen.  

(Heiterkeit) 

Ich sehe, es gibt noch Abgeordnete im Saal, die ihre 
Stimme noch nicht abgegeben haben.  

(Es erfolgt der zweite Durchgang des Na-
mensaufrufs. – Roger Beckamp [AfD] meldet 
sich.) 
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– Hat Herr Beckamp seine Stimme abgegeben? – 
Wir haben hier bei Ihnen ein Ja stehen. Stimmt das? 
– Sehen Sie, Herr Beckamp, dann hat jemand Ja ge-
sagt, ohne dass Sie dabei waren.  

Ist Herr Lienenkämper auch aufgerufen worden? 

(Heiterkeit) 

– Der Finanzminister hat auch abgestimmt, so wie es 
sich gehört. Gestern hatte ich den Eindruck, dass es 
schon mal zeitlich knapp war; deshalb frage ich lieber 
noch einmal nach. 

Nachdem wir uns nun alle namentlich gut kennen – 
das ist auch ein Effekt der vielen namentlichen Ab-
stimmungen –, 

(Heiterkeit von der CDU, der SPD, der FDP 
und den GRÜNEN) 

kommen wir jetzt … 

(Zuruf: Zu einer kurzen Pause!) 

– Kurze Pause? Das wär’s noch.  

(Heiterkeit) 

Es gibt immer wieder konstruktive Vorschläge aus 
dem Rund des Hauses. 

Diesen Tagesordnungspunkt kann ich noch nicht 
schließen. Wir können ihn erst abschließen, wenn wir 
das Abstimmungsergebnis haben. Das Verfahren 
kennen Sie mittlerweile.  

Die Stimmen werden nun ausgezählt. Wir bekom-
men die Ergebnisse mitgeteilt und geben diese zu 
den beiden Abstimmungen zu einem späteren Zeit-
punkt bekannt.  

Bevor ich den Tagesordnungspunkt 4 aufrufe ... 

(Vizepräsidentin Angela Freimuth geht zum 
Präsidium und überreicht dem Präsidenten ein 
Blatt Papier.) 

– Ist das der Grund, warum Sie nach vorne kommen, 
Frau Kollegin? – Sie hat nämlich einen Mahnzettel 
geschrieben. 

Sie sehen, die Übergaben erfolgen schriftlich und 
mündlich. Sie weist darauf hin, dass ich noch einmal 
auf den Tagesordnungspunkt 2 zurückkommen soll.  

Hier wurde festgestellt und beschlossen, dass die 
abschließende Beratung und Abstimmung im feder-
führenden Wissenschaftsausschuss in öffentlicher 
Sitzung stattfinden soll. Damit das auch so erfolgt, 
muss das so ins Protokoll aufgenommen werden. 
Deshalb hat es die Kollegin entsprechend aufge-
schrieben.  

Ich habe es jetzt vorgelesen, und Sie haben es mit-
einander so vernommen. Auch dies ist damit ord-
nungsgemäß vollzogen.  

Ich rufe jetzt auf:  

4 Grundsteuer schnell und verfassungskonform 
reformieren 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/3033 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/3143 

Die Aussprache ist eröffnet. An das Pult tritt Herr 
Mostofizadeh für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nachdem wir nun 
geübt haben, wie man abstimmt, können wir uns der 
Sachdebatte wieder intensiver widmen.  

Es ist auch gut, dass der Finanzminister rechtzeitig 
im Raum ist, denn das war er anscheinend nicht, als 
die Fraktion, der er angehört, einen Entschließungs-
antrag zur heutigen Sitzung abgegeben hat.  

Herr Minister, es ist schon beeindruckend, dass die 
große Kommunalpartei CDU tatsächlich in ihrem An-
trag formuliert, dass die Grundsteuer, über die wir 
heute reden, die wichtigste Einnahmequelle der 
Kommunen sei.  

Selbst nach kursorischem Überblick ist die Gewerbe-
steuer rund zweieinhalb bis dreimal so stark wie die 
Grundsteuer.  

Das macht deutlich, auf welchem Niveau sich im Mo-
ment die parlamentarische Arbeit von CDU und FDP 
bewegt. Das ist schon beeindruckend.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Trotzdem ist die Grundsteuer von höchstem Belang, 
Herr Finanzminister. Der Entschließungsantrag 
macht allzu deutlich, was sich hier abspielt. Ich finde 
es nicht in Ordnung, wie Sie mit dieser Sache umge-
hen.  

Die Grundsteuer muss bis zum Ende des Jahres 
2019 mit einem verfassungskonformen Gesetzent-
wurf sowohl durch den Bundestag als auch durch 
den Bundesrat gehen.  

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

– Ich habe 19 gesagt, Herr Kollege. 

Sie machen mit Ihrem Antrag deutlich, worum es 
Ihnen geht: Sie wollen nicht die Kommunen schüt-
zen, Sie wollen nicht die Grundsteuer schützen, son-
dern Sie wollen das Verfahren nutzen, um noch ein-
mal die Einigung im Bundestag und unter den Bun-
desländern infrage zu stellen.  
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Sie wollen nicht auf der Seite der Kommunen sein, 
sondern Sie stellen das Konstrukt infrage, weil Sie 
noch einmal sagen, dass Sie an die Grundmodalitä-
ten der Grundsteuer wollen.  

Das macht deutlich, worum es Ihnen geht: Sie wollen 
die Finanzierungsbasis der Kommunen infrage stel-
len, und das ist nicht in Ordnung, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich frage mich schon, Herr Finanzminister, warum 
Sie nicht bereit sind, die wenigen Entschließungs-
punkte, die wir hier vorgelegt haben, zu akzeptieren.  

Wir fordern Sie nicht auf, einen bestimmten Gesetz-
entwurf vorzulegen, sondern auf der Basis der Eini-
gung weiterzuarbeiten und dem Bundesfinanzminis-
ter Beine zu machen, der diese Einigung, als er noch 
Ministerpräsident von Hamburg war, ein Stück weit 
hintertrieben hat. Wir fordern Sie auf, dass das 
größte Bundesland – und das ist unsere Verantwor-
tung – dafür sorgt, dass die Kommunen in den 
nächsten Jahren nicht ohne Kleider dastehen.  

Wenn die Grundsteuer wegfällt, ist es das Ende der 
kommunalen Finanzierung, wie wir sie in Deutsch-
land kennen. Das ist eine große Gefahr, der Sie sich 
nicht stellen, Herr Finanzminister.  

Deswegen möchte ich Sie dringend auffordern, tätig 
zu werden, sich nicht hinter fadenscheinigen Berich-
ten zu verstecken, sondern zu sagen, mit welcher 
Haltung Sie in die Verhandlungen gehen, was Sie 
dafür tun, dass die Grundsteuerdebatte abgeschlos-
sen wird, und welche Positionen Sie auf den Tisch 
legen.  

Das, was CDU und FDP hier vorgelegt haben, macht 
eher deutlich, dass es Ihnen darum geht, die Einnah-
mebasis der Kommunen zu schmälern, die Positio-
nen infrage zu stellen.  

Wenn Herr Krückel gleich redet: Was meinen Sie 
denn mit Gründlichkeit vor Schnelligkeit? Was wollen 
Sie denn noch fachlich erheben? Was hindert Sie da-
ran, die fachliche Arbeit voranzustellen? Oder glau-
ben Sie etwa, dass das, was das Bundesverfas-
sungsgericht jetzt entschieden hat, eine Neuerung 
ist?  

Bereits 2006 und auch in den Jahren davor hat das 
Bundesverfassungsgericht in ständiger Rechtspre-
chung genau das den Ländern und dem Bundesfi-
nanzminister ins Stammbuch geschrieben, was jetzt 
da ist: Die Bewertung der Immobilien, wie sie jetzt 
vorgenommen wird, ist schlicht unfair.  

Jedes Gesetz, das jetzt kommen kann, muss fairer 
sein, weil es eine bessere Bewertung ist. Wir müssen 
uns jetzt schnell auf den Weg machen, diese Bewer-
tungsverfahren vorzunehmen.  

Ein komischer bzw. ein führender Politiker, ein Bun-
desvorsitzender einer Partei, hat einmal gesagt: 
Nichtstun ist Machtmissbrauch. – Was Sie hier ma-
chen, gefährdet die Finanzierungsbasis der Kommu-
nen, stellt die Vereinbarung infrage. Das macht deut-
lich, dass Sie 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

durch Nichtstun Ihre Macht dafür missbrauchen wol-
len, die Besteuerung von Vermögen in Deutschland 
noch einmal infrage zu stellen. Das finde ich gera-
dezu absurd in dem größten Bundesland mit erhebli-
chen kommunalen Finanzierungsproblemen. – Herz-
lichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Mostofizadeh. – Nun spricht Herr Krückel für die 
CDU-Fraktion. 

Bernd Krückel (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Lieber Kollege Mosto-
fizadeh, nach dem, was wir gestern und heute hier 
erlebt haben, hatte ich die Hoffnung, dass Sie zu die-
sem Thema sachlich unterwegs sind und hier nicht 
Klassenkampfparolen ausbringen, um über die 
Grundsteuer oder deren Reform zu sprechen.  

Anders als die Grünen ihren Antrag überschreiben, 
nämlich die Grundsteuer schnell zu reformieren, 
sollte dies in erster Linie sachgerecht und verfas-
sungssicher erfolgen.  

Lieber Kollege Mostofizadeh, Sie kennen doch die 
Probleme, die es auf Bundesebene und im Bundes-
rat gegeben hat, eine Einigung der Bundesländer zur 
Ausgestaltung der Steuer herbeizuführen. Wir sollten 
uns schon die Zeit nehmen. 

Ich habe keinen Zweifel daran, dass der Finanzmi-
nister die Interessen des Landes Nordrhein-Westfa-
len und insbesondere die unserer Kommunen in Ber-
lin sachgerecht vertreten wird.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Wie ist Ihre 
Position in der Sache?) 

Die Neugestaltung muss administrierbar sein. Insbe-
sondere die Werte, auf die Grundsteuervorschriften 
angewendet werden, müssen umgesetzt werden 
können und dürfen unsere Finanzverwaltung nicht 
vor Riesenprobleme stellen.  

Insofern sollten wir sachgerecht, an Ergebnissen ori-
entiert unterwegs sein und nicht ein Tempo an den 
Tag legen, das diese Möglichkeiten gefährdet. 

Ich wollte vielmehr noch auf unseren Antrag einge-
hen, bin aber aufgrund Ihrer fehlenden Sachlichkeit 
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zu der Einschätzung gekommen, dass wir mit unse-
rem Antrag sachgerecht unterwegs sind. Ich ver-
mute, die Kolleginnen und Kollegen 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Das ist 
keine Position.) 

haben die Pausen, die durch die namentlichen Ab-
stimmungen entstanden sind, ausgiebig genutzt, sich 
mit dem Antrag von CDU und FDP zu beschäftigen, 
sodass ich hier nicht weiter ausführen muss. – Ich 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und werbe für 
unseren Entschließungsantrag. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Krückel. – Für die SPD kommt Herr Kämmerling ans 
Pult. Er hat auch das Wort. 

Stefan Kämmerling (SPD): Ich habe die Geschäfts-
ordnung nicht so auswendig drauf, aber ich glaube, 
ich bekomme jetzt die Redezeit, die Herr Krückel 
nicht genutzt hat, gutgeschrieben? 

(Zuruf: Nein.) 

– Nein.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Das wäre uns neu, 
Herr Kämmerling. 

Stefan Kämmerling (SPD): Basis der Grundsteuer 
in Ihrer aktuellen und in Jahrzehnten geübten Form 
sind völlig veraltete Einheitswerte für Grundbesitz. 
Die Regelung lässt unberücksichtigt, dass Grund-
stücks- und Immobilienpreise zwischenzeitlich deut-
lich gestiegen sind. Damit sieht das Bundesverfas-
sungsgericht den Gleichheitssatz in Art. 3 Abs. 1 
Grundgesetz verletzt.  

NRW-Kommunen partizipieren mit 3,6 Milliarden € 
pro Jahr an dem Grundsteuergesamtaufkommen 
von bundesweit 14 Milliarden €. Die Grundsteuer 
stellt damit eine der bedeutendsten Einnahmequel-
len der Kommunen dar.  

Im Bundesrat haben auch mit Stimme von Nordrhein-
Westfalen insgesamt 14 Bundesländer den Reform-
vorschlag eines sogenannten Kostenwertmodells 
verabschiedet. Das Modell sieht vor, neben dem 
Wert des Bodens auch den pauschalisierten Wert 
des darauf errichteten Gebäudes in die Bemes-
sungsgrundlage einzubeziehen. Dieser Vorschlag 
erscheint zum jetzigen Zeitpunkt nicht völlig ungeeig-
net. 

Ein weiterer Vorschlag der Bundesländer Hamburg 
und Bayern hingegen löst nicht nur bei den kommu-
nalen Spitzenverbänden deutliche Kritik aus. Er sieht 
ein Flächenmodell vor, nach dem die Grundsteuer 

wertunabhängig nach der Größe der Grundstücke 
und der Gebäudeflächen bemessen würde. Es gibt 
zumindest berechtigte Zweifel, ob das gerecht wäre. 

Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat zudem vor we-
nigen Tagen in die Debatte eingebracht, dass zu-
künftig gegebenenfalls die Umlagefähigkeit der 
Grundsteuer auf Mieter nicht mehr zwingend gege-
ben sein müsste. Auch dieser Debattenbeitrag ist zu 
berücksichtigen. 

Welches Modell sich schließlich durchsetzen wird, ist 
heute nicht absehbar. 

Für uns Sozialdemokraten steht fest, dass wir mit äu-
ßerster Sorgfalt darauf achten werden, dass keine 
Lösung umgesetzt wird, die Mieterinnen und Mieter 
unverhältnismäßig belastet. 

Der heute von Bündnis 90/Die Grünen vorgelegte 
Antrag geht leider überhaupt nicht auf mögliche Mo-
delle ein.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Dennoch sind die im Antrag verfassten Feststellun-
gen und Beschlussvorschläge richtig, und zwar aus 
unserer Sicht mit einer Ausnahme: Dass der Landtag 
jetzt beschließen soll, Einnahmen aus der Grund-
steuer im Falle ihres potenziellen Wegfalls zu kom-
pensieren, erscheint geeignet, damit ein strategisch 
falsches Signal an den Bund zu senden. 

Besser ist es aus unserer Sicht, die Kräfte darauf zu 
konzentrieren, dass die Einnahmen als solche den 
Kommunen erhalten bleiben, nicht aber ohne Not 
ihre Kompensation durch das Land anzukündigen. 

Zum Entschließungsantrag von CDU und FDP: Viel 
anderes als bei den Grünen steht da auch nicht drin. 
Aber auch Sie lassen einen Lösungsansatz vermis-
sen. Zudem ist Ihnen ein offensichtlicher  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE) 

Formulierungsfehler unterlaufen, den ich jetzt mal 
ganz sachlich darstellen will, denn ich halte den für 
nicht ganz unproblematisch:  

Auf Seite 2 im letzten Absatz beantragen Sie, der 
Landtag möge die Landesregierung damit beauftra-
gen – ich zitiere –, „sich gegen Mehrbelastungen für 
die Gesamtheit der Mieter und Eigentümer … einzu-
setzen“.  

„Gesamtheit“ ist das Problem. Wenn man das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts in einem Satz zu-
sammenfassen wollte, müsste man es so bezeich-
nen: Die einen zahlen derzeit zu viel, die anderen 
zahlen derzeit zu wenig. 

Wenn „Gesamtheit“ in Ihrem Antrag „alle“ bedeutet – 
und ich wüsste nicht, was „Gesamtheit“ sonst bedeu-
ten soll –, dann wollen Sie hier gleich beschließen – 
ich glaube, das war nicht Ihre Absicht –, dass Sie für 
alle Mieter und alle Eigentümer Mehrbelastungen 
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ausschließen. Ich glaube nicht, dass das Ihre fachli-
che Auffassung dessen ist, was uns da erwartet. 

Exakt das Gegenteil fordert nämlich das Bundesver-
fassungsgericht. Noch einmal: Das Urteil sagt: Die 
einen zahlen zu viel, die anderen zu wenig. – Es ist 
unlogisch, heute festzustellen, dass Sie ausschlie-
ßen, dass in Zukunft niemand mehr und niemand we-
niger bezahlen wird. Das wird aus meiner Sicht nicht 
funktionieren. 

Es funktioniert nur dann, wenn Sie tatsächlich zu der 
Auffassung gekommen sind, dass Sie das sicherstel-
len wollen. Dann müssen Sie es aus dem Bundes-
haushalt oder aber aus dem Landeshaushalt kom-
pensieren.  

Da das noch nicht einmal gerechnet ist, bin ich wirk-
lich mal gespannt, ob Sie das jetzt gleich hier noch 
abräumen. Sollten Sie das nämlich nicht tun, glaube 
ich, dass Sie mit Ihrer Feststellung, Sie würden aus-
schließen, dass irgendwer hier in Zukunft aufgrund 
einer Neuregelung mehr bezahlt, zumindest die Auf-
merksamkeit der Fachpresse haben werden.  

Ich gucke mal nach rechts: Der Finanzminister ist 
noch entspannt, aber ich könnte mir vorstellen, dass 
in der entsprechenden Fachabteilung, sollten Sie bei 
der Aussage bleiben, kurz vor dem Urlaub doch noch 
ein bisschen Aufregung produziert wird. – Haben Sie 
vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kämmerling. – Für die FDP-Fraktion hat Herr Kollege 
Witzel das Wort. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Die Grundsteuerreform 
ist zweifellos ein Thema von großer Bedeutung für 
die finanzielle Handlungsfähigkeit der Kommunen. 
Das gilt insbesondere auch in Nordrhein-Westfalen 
mit einem Aufkommen von knapp 4 Milliarden €.  

Das wichtigste Anliegen aus kommunaler Sicht ist 
daher eine rechtssichere neue Erhebungsgrundlage, 
denn ab dem 1. Januar 2025 besteht bekanntlich 
sonst keine Erhebungsberechtigung mehr. 

Wenn diese verfassungskonforme Modellentschei-
dung aber getroffen ist, haben Kommunen unabhän-
gig von den konkreten Variablen über die Hebesatz-
festlegung kein Problem mehr, ihren bisherigen 
Steuerertrag zu sichern.  

Daher spricht außerordentlich viel für eine bürokra-
tiearme, rechtlich nicht angreifbare Berechnungs-
grundlage. Wir brauchen ausdrücklich kein neues 
Bürokratiemonster.  

Befürchtungen sind berechtigt, dass bei dem von der 
abgewählten Links-links-Regierung präferierten Be-
wertungsmodell genau diese einfache und rechtssi-
chere Lösung nicht gegeben ist.  

35 Millionen Liegenschaften sind dann in dem rot-
grünen Modell konfliktträchtig neu zu bewerten, und 
das kann etliche Jahre dauern und zu langem 
Rechtsstreit führen.  

Der heutige Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat 
das bisherige rot-grüne Modell daher auch abge-
lehnt,  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

da er es für unpraktikabel hält und einen erneuten 
jahrelangen Rechtsstreit befürchtet. 

Vieles spricht dafür, mit allen Bundesländern noch 
einmal neu darüber nachzudenken,  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Um 2020 
herum?) 

wie eine effiziente und tragfähige Erhebungsbasis 
gefunden werden kann. 

Über diese Frage stehen wir auch innerhalb der 
NRW-Koalition im Gespräch.  

Rechtssicherheit ist eine wichtige Anforderung, aber 
eben auch längst nicht die einzige. Aufkommens-
neutralität ist ebenso zentral. Diese kann nicht, Herr 
Kollege Kämmerling, jedem Mieter und jedem Eigen-
tümer individuell garantiert werden, sie ist aber in der 
Summe, also in der Gesamtheit, anzustreben. 

Die Grundsteuerreform darf keinesfalls dazu dienen, 
eine heimliche Steuererhöhung auf kaltem Wege zu 
realisieren. Nordrhein-westfälische Kommunen kas-
sieren nämlich heute bereits mit ihren Kommunal-
steuern deutschlandweit mit am höchsten ab. Dieser 
zentrale Anspruch fehlt völlig in dem grünen Antrag.  

Ganz im Gegenteil sprechen die Grünen ja in ihrem 
Antragstext von einem „ergiebigen Vorschlag“, den 
sie für die neue Grundsteuer wollen. Ergiebig soll 
diese sein. An den klebrigen Fingern der Grünen soll 
wieder möglichst viel Steuergeld hängenbleiben. Das 
lehnen wir natürlich ab. 

(Beifall von der FDP) 

Ferner sind Gerechtigkeit und Sachangemessenheit 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

sehr wichtige Kriterien für die Akzeptanz. Fehlan-
reize müssen vermieden werden. Es macht doch kei-
nen Sinn, Herr Kollege, die Bürger deshalb stärker 
abzukassieren, 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

weil sie das machen was, was politisch gewollt ist – 
Gebäude energetisch zu sanieren, barrierefrei umzu-
bauen oder zum Zwecke der Quartiersentwicklung 
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zu modernisieren. Auch diesen Aspekt blendet der 
Antragsteller völlig aus. 

Große Verwerfungen für Mieter, Wohneigentümer 
und Vermieter müssen bei der Grundsteuerreform 
vermieden werden. Es wäre ein Drama, wenn sich 
zahlreiche Bürger genötigt sähen, nur aufgrund eines 
Modellwechsels ihre angestammte Wohnung aufge-
ben zu müssen. Auch zu diesem wichtigen Punkt gibt 
es im vorliegenden Antrag lediglich Fehlanzeige. 

In der Bundesregierung werden derzeit noch weiter-
gehende Änderungen debattiert, die mit dem Ge-
richtsurteil überhaupt nichts zu tun haben, aber von 
großer Bedeutung sind. So steht dort die Umlagefä-
higkeit der Grundsteuer zur Disposition. Die FDP-
Landtagsfraktion will derlei Umverteilungen im 
Windschatten der Grundsteuerreform aber vermei-
den, da sie unser Ziel konterkarieren, mehr und qua-
litativ besseren Wohnraum für mehr Bürger unseres 
Landes zur Verfügung zu stellen. 

Die FDP-Landtagsfraktion wird die Reformdebatte im 
Interesse der Menschen weiterhin intensiv begleiten 
und braucht dafür sicherlich nicht die zweifelhaften 
Belehrungen durch die Grünen im vorliegenden An-
trag. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Witzel. – Für die AfD-Fraktion hat nun Herr Loose 
das Wort. 

Christian Loose (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Heute geht es um die Grundsteuer – ein Problem, 
das schon seit 2009 vom Bundesfinanzhof gerügt 
wird, weil es rechtswidrig ist. Was haben die großen 
Parteien oder ehemals großen Parteien in den letz-
ten Jahren für Reformvorschläge vorgelegt? – Keine. 
Sie waren im Antireformschlaf, bis jetzt das Bundes-
verfassungsgericht Sie geweckt und gesagt hat: 
Wenn Sie keine Reform hinbekommen, entgehen 
Ihnen die Gelder ab dem Jahr 2025. 

Es geht um 14 Milliarden €, und Sie haben die Sorge, 
dass die Kommunen unterfinanziert sind. Wofür 
brauchen die Kommunen dieses Geld? – Ich kann 
Ihnen ein paar Beispiele aufzeigen: In Bochum ist es 
für tolle Fahrradgaragen für E-Bikes, bei denen oben 
eine Solarzelle ist – Mehrkosten gegenüber norma-
len Fahrradgaragen: eine halbe Million Euro. In Bo-
chum werden auch Elektrobusse über die 
BOGESTRA, eine 100%ige Tochterfirma der Städte, 
angeschafft – Mehrkosten 15 Millionen €. Sehen wir 
uns die Flüchtlingskosten an. Hier werden Mieten 
von 10 € kalt bezahlt, während in der gesamten Um-
gebung die Kaltmiete nur 5 € beträgt. 

Es ist eine reine Verschwendung, die Sie hier auf 
kommunaler Ebene betreiben, und das geht auf der 
Landes- und der Bundesebene weiter. 

(Beifall von der AfD) 

Auch die CDU ist bei dieser Verschwendung dabei. 
Fragen Sie einmal in Köln nach dem Horitzky-Flücht-
lingshotel, wo etwas zu einem Hotel umbenannt wird, 
damit man ordentlich abkassieren kann. 

Auf Landesebene verschwenden Sie 50 Millionen € 
allein für den sogenannten Klimaschutz. Herr Pink-
wart hat nicht verstanden, dass man mit Geld andere 
Ressourcen kaufen kann. Er sagte, er wolle für seine 
Enkel Ressourcen schonen. Im Moment verschwen-
det er diese Ressourcen aber; das Geld wird später 
fehlen. 

Auf Bundesebene geben Sie im Rahmen des EEG 
25 Milliarden € aus, ohne eine einzige Tonne CO2 zu 
sparen, weil das über den europäischen Emissions-
handel alles wieder aufgefangen wird. 

Für Asylbewerber aus Urlaubsländern wie Tunesien 
oder Marokko werden 20 Milliarden € ausgegeben. 
Wissen Sie was? – Ich war bei der Wahl von Erdoğan 
vor zwei Wochen auf dem höchsten Turm von Istan-
bul; 250 m hoch und damit höher als der MAIN 
TOWER. Wen haben wir dort getroffen? – Einen jun-
gen Iraker. Wir haben ihn nach seinem Schicksal ge-
fragt. Er hat dort Urlaub gemacht, und im Irak studiert 
er Zahnmedizin. Ich frage Sie, wie er das in einem 
solchen zerbombten Land machen kann. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wir reden gerade 
über die Grundsteuer. Das ist Ihnen schon 
klar?) 

Von Ihnen, von den Grünen, kommt kein einziger 
Vorschlag für eine Verbesserung. Jetzt soll die Ver-
waltung etwas neu durchwurschteln, und am Ende 
wird das wieder vom Bundesverfassungsgericht ein-
kassiert. Von Ihnen dazu: Nichts. 

Vielleicht sollten Sie einfach einmal in andere Länder 
wie die Schweiz blicken oder in das AfD-Programm 
sehen, da haben wir nämlich etwas. Wir haben zum 
Beispiel hohe Freibeträge, wonach eine Familie mit 
zwei Kindern bis 36.000 € überhaupt keine Steuern 
bezahlt, und dann beginnt es mit der Staffelung. Die 
Gemeinden – das ist die Lösung – können auf die 
Einkommensteuer einen Aufschlag erheben, und da-
mit fallen die Grund- und die Gewerbesteuer weg. 
Die haben Sie dann mit einem Schlag abgefrüh-
stückt; da brauchen Sie hier nicht rumzuwurschteln. 

Die CDU hatte auch einmal ein Steuererleichterungs-
programm, hat sich davon aber abgewandt. Seit 15 
Jahren kommt von Ihnen nichts mehr. 

Am Ende des Antrags der Grünen wird noch eine Ga-
rantie gefordert. Das Land soll jetzt die Garantie ge-
ben, dass den Kommunen kein Geld fehlt. Liebe 
Grüne, das Land kann kein Geld zaubern. Das fällt 
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auch nicht vom Himmel, und das zahlen auch nicht 
die Griechen irgendwann zurück. Das erwirtschaften 
die Malocher in unserem Land; sie zahlen die Steu-
ern, die 14 Milliarden €, die Sie hier garantieren wol-
len. 

(Beifall von der AfD) 

Der CDU-Antrag geht in die Beliebigkeit. Ich habe 
einmal empfohlen, sich dazu zu enthalten, aber 
grundsätzlich kann man ihm auch zustimmen oder 
ihn ablehnen, da er nichts Neues bewirkt. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Loose. – Nun spricht für die Landesregierung der Fi-
nanzminister, Herr Lienenkämper. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Sehr 
geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Das Thema „Grundsteuer“ ist ein wichtiges 
Thema; darin sind sich alle in diesem Hohen Haus 
offenbar einig. Es ist auch wichtig, mit den Ländern 
und dem Bund eine rechtssichere und belastbare, 
aber auch eine verwaltungsmäßig administrierbare 
Lösung innerhalb der gesetzten Fristen zu schaffen. 
Es spricht Vieles dafür, die Systematik möglichst ein-
fach auszugestalten, damit die Administrierbarkeit si-
chergestellt ist. Darüber steht die Finanzministerkon-
ferenz mit dem Bundesminister der Finanzen in ei-
nem engen Austausch. 

Ich gehe immer noch davon aus, dass der Bundes-
minister der Finanzen am Ende des Jahres einen 
Gesetzentwurf dazu vorlegen wird. Das ist genau der 
richtige Weg. Wir brauchen die Grundsteuer als Ein-
nahmequelle der Kommunen und werden deswegen 
eine Lösung finden, die genau diesen Ansprüchen 
gerecht wird. Der Antrag ist daher überflüssig. 

(Beifall von der CDU und der FDP)  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Lienenkämper. – Nun hat sich noch einmal 
für die grüne Fraktion Herr Mostofizadeh zu Wort ge-
meldet. Er hat noch genau 31 Sekunden; die werden 
wir jetzt aber auch genau einhalten. Bitte schön, Sie 
haben das Wort. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eines vorweg: Vie-
len Dank, Herr Witzel, für Ihren sehr offenen Rede-
beitrag. Den können wir ungekürzt an die kommuna-
len Vertretungen verschicken. Da werden wir mal se-
hen, wie viel Jubel Ihnen da entgegenschlägt. Das ist 
Punkt 1. 

Punkt 2 ist: Der Finanzminister hat keine fachliche 
Position bezogen. Deswegen gebe ich ihm noch eine 
Frage mit auf den Weg: Wer wird denn am Ende 
diese Einheitsbescheide erarbeiten? Wird das wei-
terhin die Finanzverwaltung machen, oder sind es 
die kommunalen Behörden, die da unterwegs sind? 

Ich finde es nicht in Ordnung, mit welcher Gelassen-
heit Sie mit der dramatischen Situation, die für die 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen und in ganz 
Deutschland ansteht, umgehen. Sie haben das jetzt 
weggewischt, keine Position bezogen, ähnlich wie 
die CDU. 

Letzter Punkt. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Nein. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Die Qualität der 
AfD ist: 14 Milliarden. Das ist zu 3,6 Milliarden ein 
kleiner Unterschied. Ich bitte darum, dass die Finanz-
verwaltung uns aufklärt, wie das hier weitergeht. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Mostofizadeh. – Weitere Wortmeldungen haben wir 
nicht.  

Damit kommen wir zur  Abstimmung, erstens über 
den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 17/3033. Hier ist direkte Abstimmung 
beantragt. Wer also stimmt dem Inhalt des Antrags 
zu? – Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
stimmt dagegen? – CDU, FDP, AfD und die beiden 
fraktionslosen Abgeordneten Herr Langguth und 
Herr Pretzell stimmen dagegen. Gibt es Enthaltun-
gen? – Bei Enthaltung der SPD-Fraktion hat der An-
trag Drucksache 17/3033 keine Mehrheit gefunden 
und ist abgelehnt. 

Zweitens stimmen wir ab über den Entschließungs-
antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
FDP Drucksache 17/3143. Wer stimmt dieser Ent-
schließung zu? – CDU und FDP; das war anzuneh-
men. Wer stimmt dagegen? – Die Grünen stimmen 
dagegen. Wer enthält sich? – SPD, AfD und die bei-
den fraktionslosen Kollegen, die im Raum sind, 
Langguth und Pretzell, enthalten sich. Damit haben 
wir auch hier ein eindeutiges Ergebnis: Dieser Ent-
schließungsantrag Drucksache 17/3143 ist mit 
Mehrheit angenommen. 

Tagesordnungspunkt 4 ist geschlossen.  

Ich gebe nun die Abstimmungsergebnisse zu Tages-
ordnungspunkt 3 bekannt (siehe Anlagen 2 u. 3). Zu-
nächst war über den Antrag der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/3012 abgestimmt worden. Hierfür ha-
ben im Rahmen der namentlichen Abstimmung 185 
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Abgeordnete ihre Stimme abgegeben. Mit Ja stimm-
ten 60 Abgeordnete, mit Nein 113 Abgeordnete, und 
zwölf Abgeordnete haben sich der Stimme enthalten. 
Damit ist dieser Antrag Drucksache 17/3012 der 
SPD-Fraktion abgelehnt. 

Zum Zweiten wurde namentlich abgestimmt über 
den Entschließungsantrag der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP Drucksache 17/3144. Hier lau-
tet das Ergebnis wie folgt: abgegebene Stimmen 
183. Mit Ja stimmten 112 Abgeordnete. 71 Abgeord-
nete haben mit Nein gestimmt. Niemand hat sich ent-
halten. Damit ist dieser Antrag Drucksache 17/3144 
mit 112 Stimmen klar angenommen.  

Wir haben somit den TOP 3 abgearbeitet, den ich 
jetzt schließe. TOP 4 hatte ich bereits geschlossen. 

Ich rufe auf: 

5 Illegale Immigration an der NRW-Westgrenze 
stoppen 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/3026 

Die Aussprache ist eröffnet. Es spricht der Fraktions-
vorsitzende der AfD, Herr Wagner. 

Markus Wagner (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
Berlin konnten wir in den letzten Tagen weitere Vor-
boten des Verfalls der alten Parteien erleben. Wie ein 
Katalysator wirkt Merkels Grenzöffnung auf den Nie-
dergang der ehemaligen Volksparteien. Aber wie 
sollte man denn auch Volkspartei sein, wenn man 
den Begriff des Volkes entweder ablehnt oder umde-
finieren will?  

Was haben wir in den letzten Tagen für ein Staats-
schauspiel erlebt! Ob einiger kosmetischer Verände-
rungen an der bayerisch-österreichischen Grenze 
wären wir fast die Bundesregierung losgeworden. 
Leider hat es nicht ganz geklappt. 

Horst Seehofer wollte auf Druck der AfD ja wenigs-
tens in Teilbereichen Recht und Gesetz wieder zur 
Geltung verhelfen. Aber allein die schlechteste Kanz-
lerin der Nachkriegsgeschichte wollte das nicht.  

(Beifall von der AfD) 

Recht, Gesetz und Ordnung – das ist eben nicht 
mehr Teil der CDU-Programmatik. Einig ist sie sich 
dabei mit dem Mann, der es innerhalb der Union so-
gar noch schafft, Frau Merkel links zu überholen: Ar-
min Laschet. Man liest und hört ja oft von einer abge-
hobenen Politikerkaste, die sich selbst anders be-
handelt als die, die sie vertreten sollen, die Bürger, 
das Volk. So manches Mal sind solche Vorwürfe 
übertrieben oder reiner Populismus.  

Natürlich gibt es in allen Parteien auch gute und an-
ständige Leute. Aber – ich sage: leider – gerade auch 
dieser Landtag ist ein Beispiel dafür, was die Politiker 
der alten Parteien gerne für sich selbst in Anspruch 
nehmen, was sie aber dem normalen Bürger nicht 
zugestehen wollen.  

Wenn Sie als Bürger uns hier im Landtag besuchen, 
dann erleben Sie, wie das geht mit dem Schutz von 
Grenzen und den Abschiebungen. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Die Sandkastenspiele 
der AfD!)  

Vor dem Landtag stehen Polizisten und haben ein 
Auge auf jeden, der Richtung Gebäude unterwegs 
ist. Nur ein paar Meter weiter stehen zusätzliche Si-
cherheitskräfte und Ordner. Haben Sie den Ein-
gangsbereich erreicht, müssen Sie sich zunächst am 
Empfang ausweisen. Die Bediensteten fragen Sie, 
was Sie veranlasst, hier zu sein und ob Sie einen 
Termin haben. Bejahen Sie dies, wird Ihr Termin im 
Haus angerufen und gefragt, ob das auch seine 
Richtigkeit hat. Erst dann bekommen Sie einen Ta-
gesausweis und begeben sich in die Sicherheits-
schleuse. Sie kennen das vom Flughafen. 

(Zuruf von Dr. Günther Bergmann [CDU] – 
Gegenruf von Helmut Seifen [AfD])  

Wir haben also eine umfangreiche Einlasskontrolle, 
Sicherheitspersonal und Zulassungsbeschränkun-
gen, und wer sich nicht benimmt, der fliegt auch raus. 
Hier, wo CDU, SPD, Grüne und FDP am liebsten un-
ter sich wären, da funktioniert das nicht nur mit dem 
Grenzschutz, da wollen sie das auch alle. Klar, es 
geht ja auch um ihr eigenes Wohl, um ihren eigenen 
Schutz. Ganz anders stellt es sich dar, wenn es um 
das Wohl und den Schutz der einfachen Menschen 
geht. Da kann man die Grenzen angeblich nicht nur 
nicht schützen, nein, man will es nicht. 

(Beifall von der AfD) 

Ganz offen sagt dies der Mann, der als Landesvater 
doch eigentlich für den Schutz der Bevölkerung da 
sein müsste: Armin Laschet. Dessen Schutz über-
nehmen natürlich gut ausgebildete Sicherheitskräfte. 
Durch das Land lässt er sich in gut gesicherten Li-
mousinen fahren, und sollte ihm doch mal jemand in 
feindlicher Absicht zu nahe kommen, greifen seine 
Personenschützer ein. Verstehen Sie mich nicht 
falsch: Ich gönne ihm das, und das alles ist auch si-
cher notwendig. Nur, warum billigt er den Bürgern in 
NRW nicht einmal die Hälfte dieses Schutzes zu?  

An der deutschen Grenze zählt für Armin Laschet nur 
eins: Offen muss sie sein, „offen wie ein Scheunen-
tor“, wie die Polizeigewerkschaft sagte. Entspre-
chend empfindlich reagiert er auf jeden Vorstoß, 
Kontrollen an der Westgrenze von NRW zu stärken. 

Doch diese Abneigung gegen alles, was den Grenz-
verkehr auch nur scheinbar einschränken könnte, sei 
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undifferenziert und unverantwortlich, so warnen nun 
Polizeifachleute, die AfD und sogar SPD- und CDU-
Politiker sowie die Bayerische Staatsregierung. Sie 
halten Laschet vor, schreibt die Tageszeitung „DIE 
WeLT“, an den 500 km der NRW-Westgrenze 
seien – wie in Bayern – stationäre Grenzposten nö-
tig, um illegale Migration und kriminellen Grenzver-
kehr zu bekämpfen. Innenminister Reul hingegen 
meint, man könne zwar einzelne Straßen sichern, 
nicht aber die grüne Grenze mit ihren zahlreichen 
Übergängen. Deren Kontrolle würde eine immense 
personelle Belastung bedeuten. 

Auf den Einwand, die grüne Grenze lasse sich kaum 
überwachen, entgegnete Bayerns Innenminister 
Joachim Herrmann, CSU – also noch Ihre Schwes-
terpartei –: Natürlich könne man diese nicht komplett 
kontrollieren. Bayern beweise aber, dass Kontrollen 
trotzdem effektiv seien. So wurden 2017 an Bayerns 
Südgrenzen 7.500 Einwanderer abgewiesen, 286 
Schleuser festgenommen und 2.000 zur Fahndung 
ausgeschriebene Kriminelle aufgegriffen. 

Grenzkontrollen würden die Zahl einwandernder 
Straftäter, Extremisten und Gefährder zweifellos sen-
ken, versichert Erich Rettinghaus, Landesvorsitzen-
der der Deutschen Polizeigewerkschaft. Auch Arnd 
Krummen, Grenzexperte der Gewerkschaft der Poli-
zei, bekräftigt: Der kriminelle Grenzverkehr und die 
illegale Migration werden drastisch heruntergefah-
ren. 

Tatsächlich lehrt die Erfahrung: Wenn die Polizei 
ausnahmsweise entlang der Westgrenze mit einem 
Großaufgebot kontrolliert, ist die Ausbeute beeindru-
ckend. So wurde die Grenze zu den Niederlanden 
2014 für zwei Tage gründlich überwacht, und schon 
wurden 45 % der 11.972 Kontrollierten wegen 
rechtswidrigen Verhaltens festgenommen, darunter 
Illegale, Diebe, Schmuggler, gesuchte Kriminelle und 
Rechtsextreme. 

Aber Experten, Argumente und Fakten sind der Lan-
desregierung egal. Die Ideologie der offenen Tür für 
jedermann ist wichtiger. Meine Damen und Herren, 
Sie haben unser Land sturmreif gemacht und sich 
selbst dabei sturmreif geschossen. Sie spalten das 
Land, aber rufen „Spalter“ und zeigen auf uns und die 
Bürger. 

(Beifall von der AfD) 

Sie reden von Toleranz, dabei sind Sie abweichen-
den Meinungen gegenüber häufig nur arrogant und 
intolerant. Sie hoffen auf Schützenhilfe durch die 
Presse und den Staatsfunk – klar, die haben Sie, 
aber die Bürger lachen Sie aus und glauben Ihnen 
nicht mehr. 

Die Auflagen der Blätter sinken rapide, und immer 
mehr Menschen informieren sich frei von Ihren Vor-
gaben. Manche reden schon von den Schweizer Zei-

tungen, wie zum Beispiel „Neue Züricher“ oder „Welt-
woche“, als dem neuen Westfernsehen. Unabhän-
gige Blogs, wie „Achse des Guten“, „Tichys Einblick“, 
„PI-News“ oder auch „Junge Freiheit“, wachsen und 
wachsen. Und die alten Parteien? – Die ehemalige 
Union liegt schon bei unter 30 %, und von der soge-
nannten SPD redet außer ihren Funktionären nie-
mand mehr. 

(Beifall von der AfD) 

Die letzte Umfrage sieht die AfD bei 17,5 % und be-
reits 28 Direktmandaten. 

(Beifall von der AfD) 

Sie haben einmal gefragt, wie Alexander Gauland es 
meinte, als er sagte, dass wir Sie jagen werden. Ich 
glaube, so langsam merken Sie es: Sie können noch 
mehr Netzwerkdurchsetzungsgesetze, Rundfunk-
zwangsgebühren und andere autoritäre Maßnahmen 
ergreifen, aber ich prophezeite Ihnen: Das beschleu-
nigt Ihren Machtverlust nur noch mehr, und das ist 
auch gut so. 

Meine Damen und Herren, im Bund haben Sie Ihre 
Koalition für höhere Mieten, höhere Strompreise, für 
mehr deutsches Geld an die EU, für mehr Geld ge-
gen das, was Sie „rechts“ nennen, für mehr unbe-
rechtigt hier im Land lebende Ausländer, Ihre Koali-
tion gegen die Sicherung der Grenzen nur aufrecht-
erhalten können, weil Sie Angst vor uns haben. Bei 
Neuwahlen haben Sie keine Mehrheit mehr. 
Schauen Sie nach Italien, Österreich, Polen, Ungarn, 
Norwegen, Dänemark oder demnächst auch nach 
Schweden: Die Völker wehren sich gegen ihre Eliten, 
die keine mehr sind, gegen Pseudo-Eliten, die Eu-
ropa dem Ansturm der Migranten preisgeben. 

(Beifall von der AfD – Bodo Löttgen [CDU]: Oi!) 

Die AfD-Fraktion steht Seite an Seite mit den berech-
tigten Minimalforderungen der Experten aus der Po-
lizei. Wie die Mehrheit der Deutschen wollen wir end-
lich wieder Ordnung an unseren Grenzen und nicht 
mehr Ihr bewusstes Staatsversagen. Um das Ver-
trauen der Bürger in die demokratischen Institutionen 
und in den funktionierenden freiheitlichen Rechts-
staat nicht noch weiter erodieren zu lassen, muss der 
Kontrollverlust an unseren Grenzen, welcher sich in 
unseren Innenstädten fortsetzt, unverzüglich been-
det werden. 

Ebenso – damit komme ich zum Schluss – wird die 
Akzeptanz für die Aufnahme tatsächlich politisch ver-
folgter Personen sowie die temporäre Aufnahme von 
Bürgerkriegsflüchtlingen durch Ihre Politik erschwert. 
Es müssen daher alle Maßnahmen ergriffen werden, 
die dagegen Abhilfe schaffen, was „DIE WeLT“ für 
NRW als „Einfallstor für illegale Migration“ be-
schreibt.  
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Sichern Sie endlich die Grenzen, ersparen Sie den 
Bürgern die Einreise von Illegalen und Kriminellen, 
schützen Sie endlich unser Land! – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Wagner. – Nun spricht für die CDU-Fraktion der Kol-
lege Schnelle. 

Thomas Schnelle (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich 
muss zunächst mit einer Anmerkung zur AfD begin-
nen. 

(Zuruf von der AfD) 

– Nein, nur auf Ihren Antrag bezogen. – Ihre Begrün-
dung in diesem Antrag basiert einzig und allein auf 
einem Presseartikel in der Zeitung „DIE WeLT“. Die-
sen haben Sie kopiert, zwei, drei Sätze vorangestellt 
und zwei, drei Sätze angehängt. Es scheint, als hät-
ten Sie sich in keiner Weise mit diesem Thema aus-
einandergesetzt. 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Die aus der „WeLT“ zitierten Aussagen von Gewerk-
schaftern etc. nehmen Sie in Auszügen in Ihrem An-
trag auf, wie sie Ihnen in den Kram passen, ohne mit 
diesen Gespräche zu führen. 

(Beifall von Bodo Löttgen [CDU]) 

Wenn man das Interesse Ihrer Fraktion an diesem 
Thema an der Arbeit und der Zeit, die Sie in diesen 
Antrag gesteckt haben, ablesen kann, dann tendiert 
dieses Interesse gegen null. Sie haben ja gerade 
eine Grundsatzrede gehalten und eigentlich nicht zur 
Westgrenze gesprochen. 

(Beifall von der CDU und der SPD) 

In der NRW-Koalition und in der Landesregierung be-
schäftigen wir uns mit deutlich mehr Zeit- und Ar-
beitseinsatz mit diesem Thema. 

Eine zweite Anmerkung möchte ich als Abgeordneter 
des Kreises Heinsberg machen. Dieser verfügt über 
77 km Grenzlänge zu den Niederlanden mit vielen 
grenzüberschreitenden Freundschaften, Partner-
schaften und wirtschaftlichem Austausch. Meine Kin-
der sind 18 und 13 Jahre alt, sie kennen keine 
Schlagbäume mehr. Gerade wir in der Grenzregion, 
aber auch die ganze NRW-Wirtschaft sind auf diese 
offenen Grenzen angewiesen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Wagner? 

Thomas Schnelle (CDU): Nein, ich möchte weiter-
sprechen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Sie möchten weiter-
sprechen. Bitte schön. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Helmut Sei-
fen [AfD]) 

Thomas Schnelle (CDU): Ich will keine stationären 
Grenzkontrollen mehr. Armin Laschet hat völlig recht, 
wenn er sagt, dass diese Grenze offen sein muss.  

Dies bedeutet aber natürlich nicht – das sage ich ge-
rade auch als ehemaliger Polizeibeamter –, dass 
diese Grenze unkontrolliert sein darf. Das ist und 
bleibt aber Aufgabe der Bundespolizei. Unbestritten 
muss sich die Bundespolizei in NRW hier besser auf-
stellen. Das ist auch die Meinung von Armin Laschet. 

Die von Ihnen geforderten Feststellungen sind zu-
dem völlig falsch. Zunächst etwas zu den Zuständig-
keiten an unseren Grenzen und im Bereich der 
Grenzsicherung: Schauen Sie in § 2 des Gesetzes 
über die Bundespolizei. Ich zitiere – mit Erlaubnis des 
Präsidenten –: 

„(1) Der Bundespolizei obliegt der grenzpolizeili-
che Schutz des Bundesgebietes (Grenzschutz), 
soweit nicht ein Land im Einvernehmen mit dem 
Bund Aufgaben des grenzpolizeilichen Einzel-
dienstes mit eigenen Kräften wahrnimmt.“ 

Letzteres ist in NRW richtigerweise nicht gesche-
hen – und auch in keinem anderen Bundesland. 
Nach Abs. 2 dieses Paragrafen umfasst dieser 
Grenzschutz die polizeiliche Überwachung der Gren-
zen, die polizeiliche Kontrolle des grenzüberschrei-
tenden Verkehrs und – im Grenzgebiet bis zu einer 
Tiefe von 30 km – die Abwehr von Gefahren, die die 
Sicherheit der Grenze beeinträchtigen. Wie kann da-
her eine Landesregierung bei etwas versagen, für 
das sie gar nicht zuständig ist?  

Sie stellen weiter fest, dass die Landesregierung sich 
ungenügend für die Stärkung der Bundespolizei an 
den Grenzen in NRW einsetze. – Auch das ist falsch. 
Sowohl Ministerpräsident Laschet als auch Innenmi-
nister Reul setzen sich für eine Verstärkung der Bun-
despolizei in NRW ein. Zwischenzeitlich ist auch ein 
Teil der Kolleginnen und Kollegen der Bundespolizei, 
die in Bayern unterstützt haben, wieder in NRW.  

Die mangelnde Besetzung der Dienststellen der Bun-
despolizei in NRW ist der insgesamt noch schlechten 
Personalausstattung der Bundespolizei und deren 
verstärktem Einsatz an den Flughäfen geschuldet. 
Dies hat die Bundesregierung erkannt und massiv 
mehr Personal eingestellt. Daher wird sich auch die 
Personalsituation der Bundespolizei in NRW wieder 
verbessern. Darüber können Sie auch einmal mit den 
Gewerkschaften sprechen. 

Ihre Forderung, sich mit Nachdruck für eine Verstär-
kung der Bundespolizei in NRW einzusetzen, wird 
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daher längst erfüllt, ob vonseiten der Landesregie-
rung oder auch in Gesprächen von Abgeordneten 
aus Land und Bund. Hierfür gilt mein ausdrücklicher 
Dank an die Bundestagsabgeordneten von CDU und 
SPD aus dem Aachener Bezirk. 

Ihre zweite Forderung ist längst Gegenstand um-
fangreicher Verhandlungen auf Bundesebene. Rich-
tigerweise wird dies, die Zurückweisungen an der 
Grenze, nur in enger Abstimmung mit den europäi-
schen Partnern geschehen können. Gerade gestern 
hat es hier Fortschritte bei der Innenministerkonfe-
renz der Europäischen Union gegeben. 

Gerade auch unsere besondere nordrhein-westfäli-
sche Freundschaft mit Belgien und den Niederlanden 
darf hierdurch nicht gefährdet werden. Praktisch 
wäre ein Alleingang auch nicht umsetzbar. 

Und dann zu Ihrer aberwitzigen Forderung nach Ein-
führung einer Grenzpolizei nach bayerischen Vorbild: 
Selbst Bundesinnenminister Seehofer – keiner wird 
es bestreiten: ein Bayer durch und durch – hat zuletzt 
die Einrichtung der sogenannten bayerischen Grenz-
polizei kritisiert und angemerkt, dass deren Handeln 
nur unter dem Rechtsregime der Bundespolizei mög-
lich ist. 

An welchen Stellen, in welchen Städten und Kommu-
nen sollen wir denn die Landespolizisten dafür abzie-
hen?  

(Zuruf von der AfD) 

Hierüber hätten Sie vielleicht einmal mit dem Polizei-
gewerkschaften reden sollen, die hätten Sie für diese 
Idee ausgelacht, gerade auch die von Ihnen zitierten 
Kollegen Krummen und Rettinghaus. 

Letzte Anmerkung: Obwohl ich in meiner Rede nur 
kurz aus dem Gesetz zitiert habe, während Sie ja 
über Seiten nur Zitate bringen, hat meine Vorberei-
tung auf diese Rede wahrscheinlich doppelt so lange 
gedauert wie die Erstellung Ihres Antrags. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schnelle. Bleiben Sie bitte am Pult. Es gibt 
eine angemeldete Kurzintervention von der AfD-
Fraktion. Herr Wagner hat diese Anmeldung hier sel-
ber vorgesprochen. Das darf er auch als Vorstand. 
Das können nicht alle Abgeordneten, aber der Vor-
stand darf das. – Bitte schön, Herr Fraktionsvorsit-
zender, Sie haben das Wort. 

Markus Wagner (AfD): Herzlichen Dank, Herr Präsi-
dent. – Lieber Kollege Schnelle, Sie haben gerade 
auf den Mangel an Polizeikräften hingewiesen. Das 

mag ja alles sein, allerdings ist das einer Politik ge-
schuldet, die Ihre Partei selbst mit begonnen hat und 
die sie jetzt auszubügeln versucht. 

Dann sprechen Sie davon, dass der Bund jetzt mehr 
Bundespolizisten einstellt, verschweigen aber, dass 
die Gewerkschaft diese Mehreinstellungen für weit-
aus nicht ausreichend hält, um die fehlenden Stellen, 
die nicht besetzt sind, auch nur einigermaßen aus-
gleichen zu können.  

Im Übrigen möchte ich noch auf eines hinweisen: 
Wenn man mit Politikern spricht, egal von welcher 
Partei, dann heißt es immer: So etwas wie 2015 darf 
sich nicht wiederholen. – Nun werden Sie vielleicht 
mitbekommen haben, dass Frontex eindringlich da-
vor gewarnt hat, dass die westliche Mittelmeerroute 
über Spanien zum neuen Einfallstor für Migranten 
werden könnte oder werden wird. Das bedeutet, 
dass die Grenzübertritte nach Deutschland an der 
Westgrenze stattfinden werden. Wenn Sie also auf 
der einen Seite sagen, 2015 dürfe sich nicht wieder-
holen, und auf der anderen Seite von Frontex bereits 
gewarnt werden, was da auf uns zukommt, und trotz-
dem nichts tun, dann ist das wieder das gewollte po-
litische Staatsversagen, das sich bereits 2015 ge-
zeigt hat. Obwohl Sie es wissen, unternehmen Sie 
nichts – das ist nicht hinnehmbar. 

(Beifall von der AfD) 

Thomas Schnelle (CDU): Ich will darauf nur kurz 
antworten. Die Unterstellung, dass sowohl die 
Bundes- als auch die Landesregierung dazu nichts 
tut, ist falsch. Wir stellen massiv mehr Polizisten 
ein; wir sind am Grenzschutz dran. Gerade der 
Grenzschutz in Bayern ist massiv ausgebaut wor-
den, aber auch da nur durch die Bundespolizei. 
Das werden wir weiter fortsetzen. Wir werden uns 
aber nicht für geschlossene Grenzen einsetzen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Schnelle. – Für die SPD-Fraktion spricht nun Herr 
Kollege Ganzke. 

Hartmut Ganzke (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als ich mir 
die Rede des Fraktionsvorsitzenden Wagner ge-
rade angehört habe, habe ich noch einmal kurz 
den Antrag, den wir gerade beraten, vorgenom-
men. Ich muss Ihnen sagen, Herr Wagner: Seien 
Sie doch so ehrlich und nennen den Antrag nicht 
„Illegale Immigration an der NRW-Westgrenze 
stoppen“, sondern nennen ihn so, wie Sie ihn ge-
meint haben: „Illegale Immigration durch den Bau 
eines neuen Westwalles an der Grenze zu NRW 
stoppen“. 
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(Beifall von der SPD, der CDU, der FDP und 
den GRÜNEN – Lachen von der AfD) 

Denn ich glaube, das ist genau das, Herr Wagner, 
was Sie in Ihrer Rede in Duktus und Inhalt wirklich 
gemeint haben. 

(Zurufe von der AfD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in der Vorbereitung 
solcher Reden muss man sich auch einmal mit der 
veröffentlichten Presse auseinandersetzen. Das ha-
ben Sie ja anscheinend auch gemacht. Allerdings ha-
ben Sie etwas gemacht, was man, glaube ich, nicht 
machen sollte – wir haben das nämlich bei uns in der 
Fraktion einmal überprüfen lassen. Sie sollten in ei-
nen Antrag nicht ungefähr 78 % des Inhalts eines 
„WeLT“-Artikels übernehmen.  

(Beifall von der SPD, der CDU, der FDP und 
den GRÜNEN – Zuruf: Bravo! – Zurufe von der 
AfD) 

Ich glaube, dass es nicht das, was von uns Politikern 
und Politikerinnen erwartet wird. Von uns Politikern 
und Politikerinnen wird erwartet, dass wir öffentliche 
Informationen aufnehmen.  

Das ist nicht das, was von uns Politikern und Politi-
kerinnen erwartet wird. Von uns wird vielmehr erwar-
tet, dass wir öffentliche Informationen aufnehmen; 
von uns wird aber nicht erwartet, dass wir das tun, 
was Herrn Dr. zu Guttenberg letztlich dazu gebracht 
hat, zurückzutreten, nämlich Plagiate zu erstellen. 
Das aber haben Sie mit Ihrem Antrag hier gemacht, 
ganz klar. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Markus Wag-
ner [AfD]) 

Vor langer Zeit, im Jahre 1985, habe ich mal Jura 
studiert. Da habe ich Hausarbeiten schreiben und 
darin Fußnoten angeben müssen. Sie haben in Ih-
rem Antrag ganz homöopathisch fünf Fußnoten ge-
setzt. In der ersten Fußnote haben Sie geschrieben, 
dass Sie auf den „WeLT“-Artikel rekurrieren, und in 
den folgenden Fußnoten stand: „ebd.“. Insgesamt 
besteht Ihr Antrag zu über 78 % aus diesem „Welt“-
Artikel. Das ist keine politische Arbeit hier im Landtag 
von Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der SPD – Marlies Stotz [SPD]: Lä-
cherlich!) 

Wir müssen es in der Politik anders machen. Daher 
möchte ich Bezug auf einen Bericht der „Aachener 
Nachrichten“ vom 7. Juli 2018 nehmen. Darin wird 
mitgeteilt, dass in der Bundespolizeiinspektion 
Aachen zurzeit ca. 170 Bundespolizistinnen und -po-
lizisten für die Sicherheit von ungefähr 200 Grenzki-
lometern, 44 Bahnhöfen und von drei Flughäfen in 
der Region zuständig sind. Da muss ich Ihnen sagen: 
Das ist viel zu wenig. So viel ist Fakt. 

(Helmut Seifen [AfD]: Aha!) 

Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, an die Adresse 
der Landesregierung zu sagen: Es reicht nicht aus, 
sich als Ministerpräsident damit zu rühmen, über die 
besten Kontakte nach Berlin zu verfügen; vielmehr ist 
es wichtig, dass der Ministerpräsidenten und der In-
nenminister dieses starken Bundeslandes darauf 
hinwirken, mehr Bundespolizei zu bekommen, auch 
in Nordrhein-Westfalen. 

Der Anfang ist gemacht: Im Frühjahr 2019 wird mit 
den 7.000 Bundespolizistinnen und -polizisten die 
erste Charge der insgesamt 15.000 eingestellt wer-
den, die in der Großen Koalition vereinbart worden 
sind. Das ist der richtige Weg. In einer zweiten 
Charge folgen dann die restlichen 8.000 Bundespoli-
zistinnen und -polizisten. 

Dann kann man sich immer noch darüber unterhal-
ten, ob das ausreicht oder ob wir möglicherweise 
noch eine Schippe drauflegen müssen. Wir als Politik 
müssen in der Öffentlichkeit zeigen, dass wir wirklich 
etwas tun. Dann kann man immer noch prüfen, ob 
man genug getan hat. 

Im Rahmen dieser Diskussion ist es wichtig, darauf 
hinzuweisen – das wollen wir in der SPD-Fraktion –, 
dass das Ganze nicht nur die Grenzbefestigung oder 
das Aufgreifen von möglichen Immigranten betrifft, 
die illegal über die Grenze kommen, sondern dass 
die Bundespolizei auch dafür da sein soll, unsere 
Bahnhöfe in Nordrhein-Westfalen sicherer zu ma-
chen. Das ist der Ansatzpunkt. Deshalb ist es falsch, 
nur auf die Westgrenze abzustellen. Wir müssen her-
vorheben, dass die Bundespolizei auch auf unseren 
Bahnhöfen fehlt. Das ist sehr wichtig. 

Ich möchte noch auf einen Punkt in Ihrem Antrag zu 
sprechen kommen. Wir als Politiker müssen uns ja 
mit den vorgelegten Anträgen auseinandersetzen, 
und das gilt auch für Ihren Antrag. Es kann doch nicht 
angehen, dass Sie in Ziffer 3 schreiben, Sie wollten 
eine Grenzpolizei nach dem Vorbild Bayerns. Es 
kann doch nicht wahr sein, dass wir so etwas in Nord-
rhein-Westfalen haben wollen! 

(Beifall von der AfD) 

Weil Sie gerade klatschen, sage ich Ihnen auch, wa-
rum das nicht wahr sein kann: Der Landtag in Bayern 
hat Anfang dieser Woche beschlossen, die Grenzpo-
lizei wieder einzuführen. Der Witz dabei war, dass 
Herr Ministerpräsident Söder schon vor drei Wochen 
gesagt hat, er werde die Grenzpolizei wieder einfüh-
ren. Er hat sogar schon den Chef der Grenzpolizei in 
sein Amt eingeführt. Anfang dieser Woche jedenfalls 
hat der Bayerische Landtag die Grenzpolizei wieder 
eingeführt. 

Man muss wissen, dass Bayern als einziges Bundes-
land überhaupt nach dem Zweiten Weltkrieg eine 
Grenzpolizei hatte, diese jedoch im Jahr 1998 abge-
schafft hat. Ein Schelm, wer dabei daran denkt, dass 
das etwas mit der am 14. Oktober dieses Jahres in 
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Bayern stattfindenden Landtagswahl zu tun haben 
könnte. Das ist doch der einzige Grund, warum 
Söder diese Grenzpolizei eingeführt hat! 

(Markus Wagner [AfD]: Das weiß ich auch!) 

Sie wissen das doch als eine Partei, die immer meint, 
das Grundgesetz gehe über alles. Wer hat denn die 
Zuständigkeit für die Grenzsicherung? Die liegt doch 
nicht bei den Ländern, die liegt beim Bund. Deshalb 
ist das nur eine „Grenzpolizei light“. 

(Beifall von der SPD) 

Das ist eine rein populistische Forderung. 

Es ist einfach nicht wahr, dass Grenzsicherung die 
Aufgabe eines Bundeslandes ist; das ist die Aufgabe 
der Bundespolizei. 

Deshalb komme ich für mich und für meine Land-
tagsfraktion zu dem Schluss: Bei dem vorgelegten 
Antrag handelt es sich um ein Plagiat. Sie eignen 
sich möglicherweise eine Urheberschaft an, die 
Ihnen nicht zusteht. Unserer Ansicht nach ist das ein 
untauglicher Versuch, sich profilieren zu wollen. Die-
ser Versuch ist jedoch gründlich schiefgegangen. – 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die FDP 
erteile ich dem Kollegen Dr. Pfeil das Wort. 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren Kolle-
gen! Herr Wagner, meine Vorredner haben recht, 
und – da müssen Sie jetzt leider durch – wir haben 
das Ganze auch überprüfen lassen. Sehen Sie: Das 
Gelbe sind die Zitate, das Grüne ist abgeschrieben, 
ohne Zitat. 

Von daher: Dass das alles aus Ihrer Feder stammt, 
glaube ich nicht. Sie haben es mit einer Fußnote aus 
dem „WeLT“-Artikel und mit vier Folgefußnoten ge-
kennzeichnet. Wir sollten schauen, welchen Inhalt 
der Antrag hat, von wem er stammt und was davon 
„DIE WeLT“ geschrieben hat. 

Damit komme ich zu den Forderungen, die Sie auf-
gestellt haben. Diesen Forderungen hat die Gewerk-
schaft der Polizei widersprochen. Sie hat dem nicht 
zugestimmt, so wie Sie das erklärt haben. Die 
Gründe, die gegen den AfD-Antrag sprechen, sind 
unterschiedlich: 

Zunächst widerspricht er dem europäischen Selbst-
verständnis sowie dem Gedanken des internationa-
len völkerrechtlichen Schengen-Abkommens und 
der Nachfolgeregelungen, 

(Nic Peter Vogel [AfD]: Grenzkontrollen!) 

mit denen die stationären Grenzkontrollen an den 
Binnengrenzen der teilnehmenden Staaten abge-
schafft werden. So ist die Aussage. 

Der AfD-Antrag, der verfassungsrechtlich bedenklich 
ist, verfolgt des Weiteren das Ziel, dass Landespoli-
zei und Bundespolizei dieselben Aufgaben wahrneh-
men sollen. Auch das sieht unsere verfassungsrecht-
liche Ordnung so nicht vor. Dieses Ziel verstößt damit 
gegen das Grundgesetz und die grundgesetzliche 
Ordnung. 

Ein weiterer Punkt spricht gegen den AfD-Antrag: Er 
erzeugt zum einen Doppelstrukturen, die zu doppel-
ten Freiheitseinschränkungen und Belastungen der 
Bürgerinnen und Bürger im Grenzraum führen, ins-
besondere zu den Niederlanden, zu Belgien und zu 
Frankreich. Zum anderen nennt er keine klare Kom-
petenzabgrenzung zwischen Bundespolizei und Lan-
desgrenzschutz, wie Sie das haben wollen. Das kann 
es derzeit auch nicht geben, weil das gar nicht vor-
gesehen ist. 

Fazit: Die Einrichtung einer landeseigenen Grenzpo-
lizei ist daher klar abzulehnen, weil sie unsere der-
zeitige Rechtsordnung gar nicht vorsieht. 

Es ist nämlich die Aufgabe des Bundes, hier für 
eine – darauf haben die Kollegen auch schon hinge-
wiesen – personelle Verstärkung zu sorgen. 

Daher ist es überhaupt nicht nachvollziehbar, warum 
NRW-Bundespolizisten nach Bayern abgezogen 
werden; da haben Sie recht. Gleichzeitig müssen 
wir – der Innenminister ist auch dieser Meinung – für 
eine Verstärkung der Bundespolizei in NRW sorgen. 

Wir als NRW-Koalition stehen zu Europa und zu den 
europäischen Zielen, zu denen insbesondere der 
freie Personenverkehr zählt. Wie haben die vier 
Grundfreiheiten: der freie Waren-, der freie Perso-
nen-, der freie Dienstleistungs- und der freie Kapital-
verkehr. Gerade der freie Personenverkehr ist ein 
wesentlicher Bestandteil dieser vier Grundfreiheiten. 
Dagegen würden wir mit der Erfüllung der Forderung, 
die Sie stellen, verstoßen. 

Wir sehen im Schengen-Raum nach wie vor die Idee 
der Freiheit und der Sicherheit sowie die Beachtung 
der europäischen Grundrechte und Grundfreiheiten 
für seine Bürgerinnen und Bürger verwirklicht. Und – 
auch das ist wesentlich für uns in der Grenzregion –: 
Wir wollen keine Schlagbäume und keine stationären 
Grenzposten und lehnen antieuropäische und 
rechtspopulistische Meinungsmache in diesem Be-
reich vollkommen ab. 

(Markus Wagner [AfD]: Das hätten Sie sich 
jetzt aber sparen können!) 

Aber so ist die Auffassung unserer Fraktion zu die-
sem Antrag.  

Ein Zusatz: Als Aachener und überzeugter Euro-
päer – und auch als Nordrhein-Westfale – richte ich 
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natürlich die Forderung an den Bund, für mehr 
Grenzschutz zu sorgen. Das ist aber nicht Landes-
aufgabe, und es ist auch nicht unsere Aufgabe, hier 
für eine Grenzschutzpolizei zu sorgen. 

(Beifall von der FDP) 

Es ist – das sei mir als einer der letzten Sätze gestat-
tet – tragisch, wenn die CSU in Bayern aus Angst vor 
dem Verlust der absoluten Mehrheit die Freiheits-
rechte zugunsten einer vermeintlich höheren Sicher-
heit opfert und eine eigene Grenzschutztruppe 
schafft, die verfassungsrechtlich bedenklich ist. Ob 
ihr das bei der Wahl hilft, sei einmal dahingestellt.  

NRW und wir als Koalition werden nicht jeder Sau 
hinterherlaufen, die aus wahltaktischen Gründen in 
einem anderen Bundesland durchs Dorf getrieben 
wird. Wir stimmen der Überweisung zwar zu, glauben 
aber nicht, dass wir im Ausschuss zu einer anderen 
Meinung kommen werden. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für Bünd-
nis 90/Die Grünen erteile ich der Kollegin Frau 
Aymaz das Wort. 

Berivan Aymaz (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokra-
tischen Fraktionen! Meine Vorredner haben es schon 
erwähnt: Der Antrag der AfD-Fraktion besteht zu 
87 % aus einem „Welt“-Artikel. Auf diese Art und 
Weise betreibt die AfD nicht zum ersten Mal Arbeits-
verweigerung. Nicht der Journalist Herr Stoldt, son-
dern die Damen und Herren von der AfD wurden in 
den Landtag gewählt. Zitate alleine reichen nicht, um 
Politik zu machen, und Plagiate gehen erst recht 
nicht! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich finde, dass ein solches Zeugnis der Erbärmlich-
keit dieses Hohen Hauses nicht würdig ist. Wir lassen 
es nicht zu, dass unsere parlamentarische Arbeit auf 
diese Art und Weise blockiert wird. 

(Zurufe von der AfD) 

Herr Wagner, Ihre Wortwahl und Ihr bewusstes Zitie-
ren von Herrn Gauland – die Regierung zu „jagen“ – 
zeigen, welches Verständnis Sie von Parlamentaris-
mus und Demokratie haben: ein ganz klar zerstöreri-
sches. Und das lassen wir nicht zu! Wir werden um 
die besten Argumente streiten. Hier werden wir nie-
manden jagen lassen. Das lassen wir nicht zu. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
rufe von der AfD) 

Präsident André Kuper: Frau Kollegin, es gibt die 
Bitte nach einer Zwischenfrage. Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Berivan Aymaz (GRÜNE): Von wem? 

Präsident André Kuper: Von der AfD. 

Berivan Aymaz (GRÜNE): Nein. 

(Zuruf von der AfD: Haben Sie Angst?) 

Präsident André Kuper: Okay. – Als nächstem 
Redner darf ich für die Landesregierung Herrn Minis-
ter Reul das Wort erteilen. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bin dankbar, dass es 
vor unserer Zeit Generationen von Politikern gege-
ben hat, die aus dem Europa der voneinander abge-
schlossenen, verfeindeten und sich bekriegenden 
Nationalstaaten ein offenes Europa gemacht haben, 

(Beifall von der CDU, der SPD und der FDP) 

die die Grenzen und Schlagbäume abgeschafft und 
den Menschen die Chance gegeben, über die Gren-
zen hinweg Freundschaften zu pflegen, zu lernen, 
miteinander umzugehen, und Wirtschaftsbeziehun-
gen einzugehen. 

(Helmut Seifen [AfD]: Das ist gar nicht strittig!) 

Wenn diese offenen Grenzen irgendjemandem in 
Europa besonders nutzen, dann der Bundesrepublik 
Deutschland und unseren Bürgerinnen und Bürgern. 
Wir sind die großen Profiteure dieses offenen Euro-
pas. 

(Zuruf von der AfD: Das glauben Sie!) 

Deshalb bin ich zu 100% dagegen – die Prozentzah-
len sind heute beliebt –, zu Schlagbäumen, zur Stein-
zeit, zu Beton, zu Abgrenzungen und zum Hass zu-
rückzukehren. 

(Beifall von der CDU) 

Es gibt aber – das ist der zweite Punkt – ein objekti-
ves Problem, nämlich das der illegalen Zuwande-
rung, und darauf braucht man Antworten. Und das ist 
der kleine Unterschied zwischen den einen und den 
anderen: Die einen machen auf Populismus und sa-
gen: Grenzen zu, Beton davor, Schlagbäume davor, 
Polizisten hin, und schon ist die Welt wieder in Ord-
nung. 

(Zuruf von Helmut Seifen [AfD]) 

Das nennt man „Populismus“, und das ist nicht in 
Ordnung. Das erweckt den Eindruck, man könne ein 
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Problem mit einem einzigen Simsalabim lösen. Das 
ist falsch und den Menschen gegenüber unfair. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von der AfD: 
Nachtwächterstaat!) 

– Ein Nachtwächterstaat ist auch falsch, sehr geehr-
ter Herr Kollege. Aber es gibt dazwischen auch noch 
pragmatisch-realistische Wege. Das ist genau das, 
was wir machen: keine flotten Sprüche, sondern 
ganz konkretes Handeln. Das ist bedauerlicherweise 
anstrengend, kostet Mühe und geht nicht mit einem 
Simsalabim, sondern nur Stück für Stück. 

Dann muss man dafür sorgen, dass in Europa Ver-
abredungen getroffen werden, wie man damit um-
geht. Dann muss dafür gesorgt werden, dass Frontex 
ordentlich ausgestattet wird. Darauf haben auch wir 
eine Antwort zu geben, nämlich ob wir genug Polizis-
ten an Frontex abgeben. 

(Helmut Seifen [AfD]: So ist es!) 

– Jawohl, selbstverständlich. Auch wir haben dafür 
zu sorgen, dass die Bundespolizei, die allein – nicht 
wir – für die deutschen Außengrenzen zuständig ist, 
personell ausreichend ausgestattet ist. Genau des-
halb haben wir bei der Bundesregierung interveniert 
und gesagt: Wir gehen davon aus – der Kollege von 
der SPD-Fraktion hat es eben erwähnt –, dass es die 
Polizisten, die für Nordrhein-Westfalen zuständig 
sind und die Grenzen zu schützen haben, auch gibt. 

Darum erstellen wir in Nordrhein-Westfalen Konzepte 
wie zum Beispiel „Strategische Fahndung“: weil wir 
sagen, es muss hinter den Grenzen ein Instrument ge-
ben, um damit umzugehen. Deswegen braucht man 
auch klare Zuständigkeiten. Für die Außengrenzen 
der Bundesrepublik Deutschland ist die Bundespolizei 
zuständig. Daher ist es absoluter Unsinn, eine eigene 
Grenzpolizei auf die Beine zu stellen.  

So einen Schwachsinn werden wir hier auf keinen 
Fall machen. 

(Beifall von der CDU) 

Das ist falsch in der Zuständigkeit, falsch in der Wir-
kung und nur wieder auf kurzfristige öffentliche Auf-
merksamkeit angelegt. Dazu haben Kollegen vieler 
Fraktionen das Richtige gesagt, und das teile ich 
hundertprozentig: Das hat keinen Sinn.  

Wir brauchen ganz konkrete, ganz präzise pragmati-
sche Antworten, und die gibt es. Mit denen kann man 
auch vorankommen, mit denen kann man Probleme 
lösen, und damit gewinnt man das Vertrauen der 
Menschen zurück.  

Sie machen etwas ganz Fatales, denn Sie sagen den 
Menschen: Mit kurzfristigen Aktionen – Schlag-
bäume zu, Polizisten vor die Tür und Beton hinge-
stellt – kommen wir voran. 

(Zuruf von der AfD) 

Selbst wenn das gemacht würde, wüssten Sie ge-
nau: Das geht nicht, das wird nicht funktionieren, und 
dann wird die Enttäuschung der Menschen noch grö-
ßer sein.  

Wir gehen den anstrengenderen, den langsameren 
Weg, aber er wird wirkungsvoller sein, und am Ende 
gewinnen wir das Vertrauen der Bürger zurück. 
Manchmal braucht man Ausdauer.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Herr Minister, bleiben Sie 
bitte am Pult stehen. Es gibt eine Kurzintervention 
aus den Reihen der AfD. 

Gabriele Walger-Demolsky (AfD): Vielen Dank, 
Herr Präsident. – Herr Minister Reul, ich habe in mei-
ner Jugend jedes Wochenende mit meinen Eltern in 
Holland verbracht. Das war in den 70er-Jahren. Da 
waren die Grenzen aufgrund der Schleierfahndun-
gen, aufgrund der Fahndungen nach RAF-
Terroristen sehr wohl geschlossen. Das war nicht 
schön, und das will keiner zurückhaben. 

(Dr. Günther Bergmann [CDU]: Das stimmt 
doch gar nicht!) 

– Doch, jedes Wochenende wurde an der Grenze zu 
Holland extrem gut kontrolliert. 

(Dr. Günther Bergmann [CDU]: Das stimmt 
nicht! Da sind Sie über die grüne Grenze ge-
gangen! Das war in den 70er-Jahren!) 

– Nein, sind wir nicht! 

(Zuruf von der AfD: Sie wissen es ja besser!) 

– Sie wissen es besser! 

(Widerspruch von der CDU) 

Darf ich jetzt ausreden? – In den letzten Jahren habe 
ich bei mehreren kürzeren Grenzübertritten nach Dä-
nemark erlebt, wie man Grenzen auch sichern kann, 
nämlich mobil. Dort wurde keine feste Grenze errich-
tet, sondern dort wird mobil geprüft, wer ins Land 
kommt. 

Was wir jetzt stattdessen sichern, insbesondere in 
unseren Städten, in den Großstädten, sind die Weih-
nachtsmärkte, sind die Volksfeste, ist alles Mögliche. 
Da stehen heute Polizisten mit Maschinenpistolen, 
und wir sehen Poller, die wie Weihnachtspakete 
schön verpackt sind. Da werden Weihnachtsmärkte 
gesichert – aber Grenzen halten wir für nicht sicher-
bar?  

Ich will keinen Schlagbaum an der Grenze, sondern 
einfach eine regelmäßige Kontrolle des Grenzgebie-
tes und natürlich auch der Grenzübergänge. 

(Beifall von der AfD) 
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Herbert Reul, Minister des Innern: Erstens, Frau 
Kollegin, haben Sie darauf hingewiesen, dass die da-
malige Aktion im Zusammenhang mit Schleyer ein 
punktuelles Ereignis war. Das war für eine befristete, 
kurze Zeit. So etwas hat es übrigens auch zu Fuß-
ballweltmeisterschaften schon gegeben. Dagegen 
hat kein Mensch etwas.  

Sie aber schlagen vor, diese Grenze dauerhaft mit 
Beton, Schlagbäumen und Polizisten zu sichern. Das 
ist ein qualitativer Unterschied. 

(Markus Wagner [AfD]: Die Stärkung von 
Frontex!) 

Zweitens. Dass auf den von Ihnen genannten Plät-
zen in Nordrhein-Westfalen Polizisten und Poller ste-
hen, hat nur sehr begrenzt mit den Außengrenzen zu 
tun; das wissen auch Sie. Sehr begrenzt! 

(Widerspruch von der AfD) 

Denn bedauerlicherweise sind – wie Sie feststellen 
werden, wenn Sie sich die Gefährderlage an-
schauen – große Teile der Gefährder deutsche 
Staatsbürger. 

(Zuruf von der AfD: Das ist es ja!) 

Das ist ein kleiner Unterschied. Sie vermischen wie-
der alles, machen Angst und lösen kein einziges 
Problem. So geht es nicht! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Also schließe ich die Aussprache, und wir kommen 
zur Abstimmung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags in der Drucksache 17/3026 an den Innenaus-
schuss. Die abschließende Abstimmung soll dort in 
öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer dem so folgen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind SPD, Grüne, CDU, FDP, AfD und die drei frakti-
onslosen Abgeordneten. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Damit ist die Überweisungsempfeh-
lung einstimmig angenommen.  

Ich rufe auf: 

6 Schulen im Kampf gegen Cybergewalt unter-
stützen – Cybergewalt auch als gesamtgesell-
schaftliche Herausforderung begreifen 

Antrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/3016 

Ich eröffne die Aussprache und erteile zunächst der 
Abgeordneten Frau Beer für die Fraktion der Grünen 
das Wort. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich freue mich außerordentlich, dass wir über die Be-
ratung zu unserem Antrag zu einem gemeinsamen 
Antrag von CDU, SPD, FDP und Grünen gekommen 
sind.  

Wir hatten eine sehr intensive Anhörung und konnten 
das Thema fachlich miteinander beraten. Ich danke 
für die konstruktive Arbeit im Nachgang, die zu dem 
heutigen Antrag geführt hat. Lassen Sie mich kurz 
noch einmal sagen, was uns dabei wichtig ist.  

Eines ist klar: Die moderne Technik liefert hervorra-
gende Chancen und Möglichkeiten; sie ist begeis-
ternd. Es gibt aber auch Schattenseiten. Wie die Ex-
pertin Frau Dr. Katzer mehrfach formuliert hat: 
Smartphones werden häufig zu Smart Weapons, und 
diese können mit dem Phänomen des Cybermob-
bings – Bloßstellung, Erniedrigung und Ausgren-
zung – verbunden sein. Kinder können das über 
diese Technik 24 Stunden am Tag erleben. Deswe-
gen ist es so wichtig, dass wir auf Sensibilisierung, 
Prävention, Beratung und Hilfen in der Schule und 
darüber hinaus auch im gesellschaftlichen Umfeld 
setzen.  

Wir wollen alle wichtigen Akteure miteinander vernet-
zen und stärken. Dadurch wollen wir dazu beitragen, 
dass Cybermobbing und Cybergewalt effektiv be-
kämpft werden können. Von Anfang an war uns sehr 
wichtig – auch das haben wir in diesem Antrag doku-
mentiert –, dass auch die Anbieter der Social Media 
in die Verantwortung genommen werden. Sie tragen 
gesellschaftliche Verantwortung, und es sollte ent-
sprechende Hilfeangebote im Netz geben.  

Ich nenne das mal „Internetseelsorge“, weil dieses 
Phänomen Kinder und Jugendliche 24 Stunden am 
Tag begleiten kann. Finanziert werden sollte ein sol-
ches Angebot von den Anbietern; es sollte aber von 
unabhängigen Fachleuten betreut werden.  

Ich bin froh, dass wir eine Initiative für die KMK und 
die Verbraucherschutzministerkonferenz vereinba-
ren konnten, und ich freue mich, dass die Schulen 
auf weitere Unterstützung setzen können. Es bleibt 
zu hoffen, dass das Ganze im Sinne aller potenziell 
Betroffenen sehr wirksam sein wird und wir dadurch 
möglichst viel an Prävention und Vermeidung in 
Nordrhein-Westfalen schaffen. Vielen Dank für die 
Zusammenarbeit!  

Das ist etwas, das wir können: Wir können über die 
Dinge streiten, aber wir können auch sehr gut etwas 
voranbringen. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 
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Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
CDU hat der Kollege Sträßer das Wort. 

Martin Sträßer (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Kampf gegen 
Cybergewalt und Cybermobbing ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe; denn die weitverbreitete 
Nutzung von mobilen Endgeräten und die Anonymi-
tät des Internet machen dieses Phänomen zu einem 
echten Problem in unserer Gesellschaft.  

Gerade Jugendliche leiden besonders darunter, 
wenn sie Opfer eines solchen Angriffs werden; denn 
sie stehen dem oft wehrlos gegenüber. Es ist daher 
unumgänglich, dieses Thema fester in den Schulen 
zu verankern, denn nur durch Aufklärung und Prä-
vention kann den jungen Menschen frühzeitig vermit-
telt werden, welche Chancen und Risiken die sozia-
len Medien bergen. Außerdem sollen die Schulen da-
bei unterstützt werden, konkrete Anlaufstellen für Be-
troffene von Cybermobbing einzurichten. Auf Bun-
desebene wollen wir uns dafür einsetzen, dass auch 
die Plattformbetreiber stärker in die Pflicht genom-
men werden. 

Junge Menschen, Eltern und Lehrkräfte stark zu ma-
chen gegen Cybergewalt, präventiv, aber auch re-
pressiv gegen Cybergewalt vorzugehen und immer 
wieder öffentlich gegen Cybergewalt aufzutreten, 
das liegt im Interesse unserer Gesellschaft. Deshalb 
freue ich mich, dass die Fraktionen von CDU, FDP, 
SPD und Grünen dieses Vorhaben gemeinsam ver-
treten wollen. Ich wünsche mir, dass dieses Vorge-
hen auch in der Gesellschaft breite Unterstützung fin-
det, als Zeichen für einen menschlichen und respekt-
vollen Umgang miteinander, ob im realen Leben oder 
in der virtuellen Welt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Herzlichen Dank. – Für die 
SPD erteile ich der Kollegin Spanier-Oppermann das 
Wort. 

Ina Spanier-Oppermann (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte mich 
auch kurzfassen und dem Anlass entsprechend zu-
nächst den Kolleginnen und Kollegen danken, dass 
wir einen so umfassenden und von gesamtgesell-
schaftlicher Verantwortung geprägten Antrag auf den 
Weg bringen. 

Lassen Sie mich kurz auf die Problemlage aufmerk-
sam machen. Wir alle wissen: Das Netz vergisst 
nie – egal ob wir unsere Urlaubsbilder teilen oder je-
manden beleidigen. Wir haben bei unserer Anhörung 
insbesondere von Lukas Pohland erfahren, wie tief 
diese Verletzungen sein können. Insofern freue ich 

mich, dass wir diese Sache mit den richtigen präven-
tiven Maßnahmen stärken und die Akteure unterstüt-
zen. 

Lassen Sie uns diesen Antrag als Auftakt für eine ge-
meinsame Initiative gegen Cybergewalt und Cyber-
mobbing nehmen. Gegen dieses gesamtgesell-
schaftliche Problem müssen wir ankämpfen. Ich be-
danke mich noch einmal für die wirklich außeror-
dentlich fruchtbare Zusammenarbeit, die wir in die-
sem Thema hatten. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD, der CDU, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Für die FDP hat nun die 
Kollegin Müller-Rech das Wort. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Auch ich 
möchte mich bei der Initiative für die hervorragende 
Zusammenarbeit bedanken und dafür, dass wir uns 
als Landtag mit großer Mehrheit diesem wichtigen 
Thema widmen und entsprechende Maßnahmen er-
greifen.  

Das ist ein Thema, das uns alle in unserer eigenen 
Schulzeit wahrscheinlich nicht betroffen hat; ich 
glaube, noch nicht einmal die Allerjüngsten von uns. 
Es ist wichtig, dass wir uns auch solchen neuen The-
men zügig widmen und insbesondere die Schulen 
unterstützen, damit sie wiederum die Opfer unterstüt-
zen können. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt für uns ist zudem, die 
Zusammenarbeit mit Polizei und Justiz zu verstär-
ken, um klarzustellen, dass nicht nur Mobbing in der 
realen Welt, sondern auch Cybermobbing und Cy-
bergewalt einen Angriff auf die Gesundheit von Mit-
schülerinnen und Mitschülern darstellen. Die Täter 
müssen daher ohne Ausnahme verfolgt und bestraft 
werden für das, was sie ihren Mitschülern antun. 

Vielen Dank für die Einbringung dieses aktuellen 
Themas. Ich freue mich sehr, dass es uns heute ge-
lungen ist, diesen Antrag mit solch großer Mehrheit 
zu verabschieden. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Ich danke auch. – Für die 
AfD spricht der Kollege Tritschler. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu den 
Dingen, die man als Parlamentsneuling lernt, gehört, 
dass die Regierungsfraktionen niemals und unter gar 
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keinen Umständen einem Antrag der Oppositions-
fraktionen, rechts wie links, zustimmen. Anscheinend 
gehört das zu den angeblichen Parlamentsbräuchen. 

Ab und an kommt es dann schon einmal vor, dass 
die Opposition eine gute Idee hat, oder, wie es hier 
der Fall ist, sie einen Antrag stellt, der ein ganz tolles 
Modethema behandelt. Das fängt aktuell meistens 
mit den Versatzstücken Cyber- oder Digital- an. 
Dann trifft man sich in einer geheimen Kungelrunde, 
schüttelt den Antrag ein bisschen durch und bringt 
ihn noch einmal als gemeinsamen Antrag ein. 
Manchmal, aber nur manchmal, wird der Antrag da-
bei besser. Das ist hier leider nicht der Fall. 

Um es klar zu sagen: Cybermobbing ist eine hässli-
che Angelegenheit, die man bekämpfen muss. Ja, es 
gibt sogar Fälle, in denen Personen durch diese Er-
scheinungsform des Mobbings in den Selbstmord 
getrieben wurden. Da sind wir aufgefordert, zu han-
deln. Es ist auch schön, zu sehen, dass Sie Cyber-
gewalt nicht wie im Grünen-Antrag als reines Schul-
problem, sondern als eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe wahrnehmen. 

An dieser Stelle ist der Denkprozess offenbar ins Sto-
cken geraten. Mobbing im virtuellen Raum ist doch 
nur ein Symptom eines viel tiefergehenden Prob-
lems, das in der Regel – höchst analog – im Klassen-
zimmer oder auf dem Pausenhof beginnt. Die Ursa-
chen dort sind vielfach hausgemacht. Missglückte 
Schulreformen, Inklusionsexperimente, mangelnde 
Integration und fehlender Respekt vor Autoritäten 
sind der fruchtbare Nährboden, auf dem Gewalt ge-
deihen kann. Das tut sie dann auch in erschrecken-
dem Maße. 

Die aktuelle Polizeistatistik weist einen rasanten An-
stieg von Gewalttaten an unseren Schulen aus. 
1.000 Fälle mehr als im Vorjahr gab es 2017, und in 
erschreckenden 159 Fällen kam es zu Verstößen ge-
gen das Waffengesetz. Jetzt kann sich jeder aus-
denken, woran das gelegen haben mag – am Smart-
phone aber wahrscheinlich eher nicht. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie aber nicht bereit 
sind, Ursachen zu benennen und zu bekämpfen, und 
stattdessen lieber auf dem Rücken der Opfer irgend-
welchen Politikmoden hinterherhuschen, dann ist 
das für die Betroffenen eher unbefriedigend. Bringen 
Sie einen Antrag ein, der ehrlich die Ursachen von 
Mobbing benennt und einen umfassenden Lösungs-
ansatz bietet, dann werden wir ihn gern unterstützen. 
Diesem Machwerk aus selektiver Wahrnehmung 
wird meine Fraktion aber nicht zustimmen können. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Als nächster Rednerin darf 
ich für die Landesregierung Frau Ministerin Gebauer 
das Wort erteilen. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Inhaltlich hat der Redner und 
haben die Rednerinnen der antragstellenden Frak-
tionen schon alles zum Thema gesagt. Das muss 
ich nicht wiederholen. 

Wir haben seitens unseres Hauses schon einige 
Maßnahmen auf den Weg gebracht. Weitere Maß-
nahmen werden gemäß dem Auftrag dieses Antrags 
folgen. Ich freue mich, dass sich die Fraktionen auf 
diesen fraktionsübergreifenden Antrag verständigen 
konnten. Wir werden aus unserem Hause das leis-
ten, was zu leisten ist. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU, der FDP, der SPD und 
den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen 
mehr vor. Daher schließe ich die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellenden 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die 
Grünen haben direkte Abstimmung beantragt. Wir 
kommen somit zur Abstimmung über den Inhalt des 
Antrags Drucksache 17/3016. Wer diesem Antrag 
folgen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind SPD, Grüne, CDU, FDP und die beiden 
fraktionslosen Abgeordneten Neppe und Langguth. 
Wer ist dagegen? – Die AfD ist dagegen. Wer enthält 
sich? – Damit ist dieser Antrag Drucksache 
17/3016 mit breiter Mehrheit angenommen. 

Ich rufe auf: 

7 Öffentlichkeitsfahndung beschleunigen – Täter 
schneller fassen – Potentielle Opfer schützen 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/3023 – Neudruck 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Herrn Wagner das Wort. 

Markus Wagner (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! So 
manches Mal höre ich von Bürgern ganz unter-
schiedlicher politischer Verortung – manche wählen 
uns, manche noch Sie –: Sie haben da doch neulich 
etwas ganz Vernünftiges gefordert, zum Beispiel 
eine bessere Regelung der Ingewahrsamnahme 
von Gefährdern oder ein Burkaverbot, mehr Geld 
für Polizisten oder die medizinische Altersfeststel-
lung von angeblich minderjährigen Flüchtlingen. 
Wieso wurde das eigentlich abgelehnt? Warum hat 
meine CDU oder meine FDP denn da nicht mitge-
stimmt? Das wäre doch sachlich vernünftig gewe-
sen. 
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Ich muss den Menschen dann immer erklären, dass 
die vier alten Fraktionen von Schwarz, Rot, Grün und 
Gelb auf die Idee gekommen sind, alles – also wirk-
lich alles –, was die AfD einbringt, abzulehnen.  

„Stimmt man im Landtag dann nicht nach Überzeu-
gung in der Sache ab?“, fragen mich die Leute er-
staunt. Nein, muss ich den Bürgern dann immer mit-
teilen, es kommt vor allem darauf an, wer welchen 
Antrag wann stellt. Sie können sich das so vorstellen: 
Wenn Sie mit Ihrer Familie zusammensitzen und den 
Urlaub planen, dann gibt es einen – sei es die Toch-
ter, der Vater oder die Mutter –, der einfach ignoriert 
wird. Egal, wie gut die Vorschläge sind, die anderen 
Familienmitglieder sagen Nein. Zusätzlich beschimp-
fen sie denjenigen noch dafür, überhaupt einen Vor-
schlag gemacht zu haben, und das, obwohl der viel-
leicht schöner, günstiger und besser ist.  

Das ist im Plenum so und geht dann in den Aus-
schüssen so weiter. Während sich die AfD natürlich 
mit allen eingebrachten Anträgen der anderen Frak-
tionen beschäftigt, wird beispielsweise in Ausschüs-
sen zu Initiativen der AfD vor allem eines getan, näm-
lich geschwiegen. Das ist die Demokratie der selbst-
ernannten Gemeinschaft der Demokraten oder, um 
mit der CDU zu sprechen, der progressiven Kräfte. 

So bin ich also gespannt, was mit unserem heutigen 
Antrag zur Beschleunigung der Öffentlichkeitsfahn-
dung passiert. Die wollen wir nämlich beschleunigen.  

Jeder kennt das: Er schlägt seine Zeitung auf oder 
klickt sich online durch die Medien und sieht ein 
Fahndungsfoto. Irgendwer hat irgendjemandem et-
was angetan und eine Straftat verübt. Das Glück im 
Unglück wollte es, dass der mutmaßliche Täter von 
einer Kamera erfasst wurde. Doch in welchem Fall 
und wie schnell wird dieses Bild dann genutzt, um 
den Täter dingfest zu machen?  

Immer wieder kritisieren Bürger, Medien und die Po-
lizei, dass das leider zu häufig zu lange dauert. So 
fordert die Vorsitzende der sächsischen Polizeige-
werkschaft, Cathleen Martin, zu Recht:  

„Wenn wir diese Bilder haben, und der Tatver-
dacht ist so bestätigt, dass es tatsächlich dieser 
Täter auf diesen Bildern ist, gehören die in die Öf-
fentlichkeit.“  

Auch aus der etablierten Politik kommt Kritik, bei-
spielsweise vom Berliner Innenexperten der FDP, 
Marcel Luthe:  

„Wenn sich nach einem Monat abzeichnet, dass 
der Täter nicht zu finden ist, müssen Fotos sofort 
gezeigt werden.“ 

Auch sein Kollege im Berliner Abgeordnetenhaus, 
Burkard Dregger, CDU, sieht das so:  

„Lässt sich die Straftat auf den Videoaufnahmen 
klar erkennen, sollte die Polizei die Bilder sofort 

veröffentlichen. Dann zählt das Schutzbedürfnis 
für die gezeigten Personen nicht mehr.“ 

Recht hat er.  

Die CDU-Fraktion in der Hamburgischen Bürger-
schaft legte zur Thematik einen Antrag vor, der den 
Senat auffordert, sich dafür einzusetzen, dass künftig 
nicht mehr ein Richter entscheiden muss, ob Bilder 
von Tatverdächtigen an die Medien weitergegeben 
werden dürfen, sondern grundsätzlich der ermit-
telnde Staatsanwalt eine solche Fahndung beschlie-
ßen darf. – Wir sollten im Ausschuss schauen, ob 
man so weit gehen muss oder ob nicht andere Maß-
nahmen ausreichen.  

Meine Damen und Herren, als AfD-Fraktion fühlen 
wir uns den Opfern von Kriminalität verpflichtet. 
Ihnen zu helfen und sie zu schützen ist unser Auftrag. 
Die zeitnahe Täterfahndung, -feststellung und -ding-
festmachung gehören dazu. Daher ist auch das In-
strument der Öffentlichkeitsfahndung so optimal wie 
möglich, also zügigst und möglich wenig limitiert, 
einzusetzen.  

Selbstverständlich muss der freiheitliche Rechts-
staat auch die Rechte von zu diesem Zeitpunkt nur 
mutmaßlichen Tätern beachten. Allerdings dürfen 
Verzögerungen wegen Überlastung, Personal- und 
Mittelknappheit, starker Eingrenzung der Deliktsbe-
reiche oder zu langer Entscheidungswege nicht 
dazu führen, dass eine Öffentlichkeitsfahndung un-
nötig verzögert wird. Lassen Sie uns also gemein-
sam dafür sorgen, dass Täter so schnell es geht er-
griffen werden. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
CDU hat Herr Dr. Katzidis das Wort. 

(Zurufe von der CDU: Ist noch unterwegs!) 

– Er ist noch unterwegs. Dann ziehen wir für die SPD 
Frau Bongers vor. 

Sonja Bongers (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Gerne 
möchte ich für meine Fraktion auf diesen Antrag ant-
worten. 

Liest man das Dokument, so wird auf der ersten Seite 
lediglich die Systematik der §§ 131 bis 131c der 
Strafprozessordnung nachvollzogen und dabei rich-
tigerweise festgestellt, dass diese Regelungen ver-
fassungsrechtlichen Voraussetzungen und strafpro-
zessualen Erfordernissen entsprechen. Für diese 
Feststellung hätte es keinen Antrag gebraucht.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Ferner wird in dem Antrag der AfD gefordert, dass 
die Öffentlichkeitsfahndung so optimal wie möglich 
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einzusetzen ist. – Dagegen ist aus meiner Sicht auch 
nichts einzuwenden.  

Der Teufel steckt jedoch im Detail der Formulierun-
gen. Das Perfide an dem vorliegenden Antrag ist, 
dass diese vermeintliche Optimierung sprachlich 
dazu missbraucht wird, eine, wie es in dem Antrag 
heißt, „wenig limitierte“ Anwendung der Öffentlich-
keitsfahndung zu fordern. 

Darüber hinaus wird beantragt, dass die Deliktsbe-
reiche, wegen derer nach mutmaßlichen Tätern öf-
fentlich gefahndet werden soll, so gut wie nicht ein-
gegrenzt werden sollen. 

Eigentlich müsste es Ihnen auch klar sein, dass eine 
unverhältnismäßig angewandte Öffentlichkeitsfahn-
dung einen schwerwiegenden und oftmals irreversib-
len Eingriff in Persönlichkeitsrechte darstellt. 

(Beifall von der SPD) 

Schließlich folgt die Strafverfolgung in Deutschland 
bis zum Beweis des Gegenteils dem Prinzip einer 
Unschuldsvermutung. Nach der in unserem Rechts-
system geltenden Subsidiaritätsklausel ist ebenfalls 
zunächst zu prüfen, ob Fahndungserfolge gegebe-
nenfalls auch durch andere, weniger belastende 
Maßnahmen erreicht werden könnten. 

Aus diesen Gründen widerspricht der Wunsch der 
AfD, die Öffentlichkeitsfahndung als Regelinstrument 
einzusetzen, nicht der Auffassung des Bundesver-
fassungsgerichts über die Auslegung der §§ 131 bis 
131c der Strafprozessordnung. 

Auch wenn mir als Innen- und Rechtspolitikerin eine 
erfolgreiche Strafverfolgung für die Sicherheit unse-
rer Gesellschaft immens wichtig ist, enttäuscht es 
mich, wenn hier solche Anträge gestellt werden, die 
den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz derart verletzen. 

(Beifall von der SPD) 

Letztendlich fordert die AfD mit ihrem Antrag doch ei-
gentlich eine Reformierung der §§ 131 bis 131c, de-
ren Verfassungsmäßigkeit sie allerdings zu Beginn 
des Antrags beschrieben hat. 

Ihre Kollegen aus den anderen Bundesländern sind 
hier konkreter geworden und forderten in klarer Spra-
che eine Bundesratsinitiative zur Änderung der 
StPO. 

Wir als SPD-Fraktion sind natürlich dafür, dass die 
Fahndung nach Straftätern effektiv, erfolgreich und 
schnell ist. Wir sind aber auch der Überzeugung, 
dass Methoden der Strafverfolgung weiterhin mit den 
Grundsätzen der Verfassung übereinstimmen müs-
sen. 

Damit das weitere Vorgehen in dieser wichtigen The-
matik fachkundig diskutiert werden kann, stimmen 
wir selbstverständlich der Überweisung in die Aus-
schüsse zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank – auch für die 
spontane Reaktion. – Ich darf nun dem Kollegen Dr. 
Katzidis das Wort erteilen. 

Dr. Christos Georg Katzidis (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herzlichen Dank. Ich habe nicht damit ge-
rechnet, dass es so zügig geht, sondern eigentlich 
erwartet, dass es ein wenig länger dauert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der 
rechten Opposition, eines muss ich tatsächlich ein-
räumen: Sie sind schon eine lustige Truppe. 

(Markus Wagner [AfD]: Ja!) 

Ihr ehemaliger Fraktionsvorsitzender, der Europaab-
geordnete Pretzell, hat am 14. September hier ge-
standen und uns als CDU-Fraktion jegliche innenpo-
litische Kompetenz abgesprochen. Was wir von 
Ihnen seitdem erleben, ist schon sehr beeindru-
ckend. Die Anträge, die uns von Ihnen immer wieder 
vorgelegt werden, kann man mit drei Schlagworten 
beschreiben: erstens inhaltsleer, zweitens überflüs-
sig, drittens für den Rundordner. 

(Zuruf von der AfD: Sie gebrauchen immer die 
gleichen Floskeln!) 

– Ja, okay. Ich mache es aber ganz konkret an dem 
Antrag fest, den Sie vorgelegt haben. Ich gehe gerne 
Ziffer für Ziffer durch.  

Erstens. Fangen wir mit Ziffer I „Ausgangslage“ an! 
Wenn ich „Wikipedia“ lesen möchte, gehe ich ins In-
ternet. Dazu brauche ich – und wir alle – keinen An-
trag im Plenum. Die gesamte erste Seite ist bei „Wi-
kipedia“ abgeschrieben. Sie haben an einzelnen 
Stellen ein paar Worte umformuliert; aber ansonsten 
geben Sie „Wikipedia“ eins zu eins wieder, meine 
sehr geehrten Damen und Herren. 

(Zurufe von der SPD: Oh! – Weitere Zurufe 
von der SPD) 

An der Stelle noch eine Anmerkung – ich bin mal Do-
zent gewesen –: „Wikipedia“ ist keine zitierfähige 
Quelle. Benutzen Sie bitte andere Quellen, wenn Sie 
irgendwo abschreiben wollen, aber nicht „Wikipedia“! 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Zweitens. Alles, was auf der zweiten Seite Ihres An-
trags steht, sind unbelegte Behauptungen.  

Ich nehme mal zwei Beispiele heraus: „Immer wieder 
kommt es dabei zu unverständlich langen Zeiträu-
men …“ – Meinen Sie mit den Worten „immer wieder“ 
einmal, zweimal, fünfmal, 50-mal, 100-mal? Das ist 
kein bisschen konkretisiert, kein bisschen quantifi-
ziert, ohne Substanz. 
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Das gilt auch für das, was im Antrag danach kommt: 
„Dies wird häufig kritisiert.“ Und dann bringen Sie 
wieder zwei Beispiele aus den Medien.  

Das ist auch wenig sachgerecht. Ich würde mir ei-
gentlich von Ihnen wünschen, hier keine populisti-
schen Anträge zu stellen, wenn Sie eine vernünftige, 
eine sachgerechte Politik machen wollen, sondern 
auch mal etwas mit Substanz zu liefern, mit dem man 
sich wirklich auseinandersetzen kann, meine sehr 
geehrten Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU) 

Präsident André Kuper: Herr Kollege, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Wagner? 

Dr. Christos Georg Katzidis (CDU): Nein.  

(Markus Wagner [AfD]: Sie sind aber streng!) 

– Das können wir gleich noch machen.  

Unter Punkt II Ihres Antrags heißt es:  

„Der Landtag stellt fest:  

Das Instrument der Öffentlichkeitsfahndung ist 
eine erfolgreiche Maßnahme zur Aufklärung von 
Straftaten.“ 

Das weiß jeder. Das brauchen wir nicht in einem An-
trag im Plenum. Das können wir uns auch in der Zu-
kunft sparen. Statt solcher Aussagen können Sie 
vielleicht mal etwas anderes reinschreiben, was 
dann auch wirklich zielführend ist. 

Unter Punkt III wird von der „grundsätzlichen Be-
schleunigung der Öffentlichkeitsfahndung“ gespro-
chen. – Es gibt einen rechtlichen Rahmen, der sehr 
zielführend ausgeschöpft wird. Denn es ist sehr wich-
tig, wie es bei meiner Vorrednerin Frau Bongers 
schon angeklungen ist, die Öffentlichkeitsfahndung 
nicht täglich als flächendeckendes Instrument zu nut-
zen – sonst würde sie irgendwann ein stumpfes 
Schwert werden –, sondern aus Gründen der Ver-
hältnismäßigkeit wohl abgewogen bei Straftaten von 
erheblicher Bedeutung. Und das ist auch richtig so, 
damit sie bei den Straftaten, für die sie infrage 
kommt, die entsprechende Wirkung entfaltet. 

Das BKA hat im Übrigen im letzten Jahr gerade ein-
mal fünf Öffentlichkeitsfahndungen durchgeführt. Die 
Probleme können also nicht so groß und nicht so flä-
chendeckend gewesen sein. Dabei handelte es sich 
um Straftaten wie politisch motivierte Kriminalität, se-
xueller Missbrauch von Kindern, Umsatzsteuerbe-
trug und weltweit gesuchte Kunstwerke. Das waren 
die Hintergründe, und es muss auch bei Straftaten 
von erheblicher Bedeutung bleiben. Bei jeglichen 
Straftaten würde die Öffentlichkeitsfahndung keinen 
Sinn machen. 

Wir werden der Überweisung in den Ausschuss na-
türlich zustimmen. Ich sehe aber nicht die große Not-
wendigkeit, darüber im Ausschuss noch in die Tiefe 
gehend zu debattieren, weil das bei dem Antrag gar 
nicht möglich ist. – Herzlichen Dank, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Danke schön, Herr Dr. Katzi-
dis. – Für die FDP erteile ich dem Abgeordneten 
Brockmeier das Wort. 

Alexander Brockmeier (FDP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir müssen uns bewusst sein, dass die öffentliche 
Fahndung ein sehr schwerwiegender Eingriff in das 
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung 
ist. Aufgrund der Eingriffsintensität und der Breiten-
wirkung, die eine solche öffentliche Fahndung zur 
Folge hat, ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
sehr wichtig und jederzeit zu bedenken.  

Deswegen ist diese Art der öffentlichen Fahndung 
auch nur unter spezifischen Bedingungen zulässig. 
Herr Katzidis hat gerade angeführt, dass dafür eine 
Straftat von erheblicher Bedeutung vorliegen muss, 
dass es mindestens eines dringenden Tatverdachts 
bedarf und darüber hinaus auch die Aufenthaltser-
mittlung des Tatverdächtigen ohne diese Maßnahme 
weniger erfolgversprechend wäre bzw. erschwert 
würde. Außerdem bedarf es einer richterlichen An-
ordnung. Lediglich bei Gefahr im Verzug sind auch 
Ermittlungspersonen bevollmächtigt, eine vorläufige 
Anordnung auszusprechen. Diese muss allerdings 
im Anschluss von einem Richter bestätigt werden.  

Die Staatsanwaltschaft kann eine öffentliche Fahn-
dung in die Wege leiten, wenn bereits ein Haftbefehl 
vorliegt. Bei der Diskussion um das Instrument der 
Öffentlichkeitsfahndung ist es wichtig, auch die Fol-
gen des Instruments zu bedenken. Denn auch der 
Beschuldigte hat schutzwürdige Interessen. Ich habe 
den Begriff der informationellen Selbstbestimmung 
bereits genannt. Doch mit der öffentlichen Fahndung 
können ebenfalls Vorverurteilungen, Rufschädigun-
gen oder auch Bloßstellungen verbunden sein. Au-
ßerdem kann es bei aufgrund der Öffentlichkeits-
fahndung eingehenden Anzeigen auch zu Verwechs-
lungen mit unschuldigen Personen kommen.  

All diese Aspekte müssen beim Einsatz dieser Fahn-
dungsmethode einbezogen werden.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Daher bedarf jeder Einzelfall einer sorgfältigen Prü-
fung und der damit einhergehenden Abwägung zwi-
schen den schutzwürdigen Interessen des Tatver-
dächtigen und dem öffentlichen Interesse an einer 
wirksamen Strafverfolgung.  
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Natürlich kann es sich bei der Öffentlichkeitsfahn-
dung im Einzelfall um ein wertvolles und erfolgrei-
ches Fahndungsinstrument handeln; einige Bei-
spiele sind uns noch in Erinnerung. Sie kann dazu 
beitragen, dass der Verdächtige schneller gefasst 
und das Verbrechen so schneller aufgeklärt wird. 
Dennoch sollte geprüft werden, ob dieser Fahn-
dungserfolg nicht auch mit anderen Instrumenten er-
zielt werden kann.  

(Beifall von Angela Freimuth [FDP]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, aus diesen 
Gründen sollte auf keinen Fall grundsätzlich immer 
dem öffentlichen Interesse mehr Gewicht eingeräumt 
werden – wie es die AfD in ihrem Antrag verlangt.  

Organisatorische und finanzielle Hemmnisse werden 
zwar in dem Antrag einfach so in den Raum gestellt, 
aber wirklich nachgewiesen werden sie am Ende des 
Tages nicht.  

Rechtliche Beschränkungen bestehen – das habe ich 
gerade ausgeführt –, aber das ist richtig und gut so.  

Wie Sie unschwer erkennen können, lehnen wir den 
Inhalt des vorliegenden Antrags ab. Der Ausschuss-
überweisung stimmen wir allerdings zu. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Präsident André Kuper: Herzlichen Dank. – Für die 
Grünen hat nun Frau Kollegin Düker das Wort.  

Monika Düker (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! „Öf-
fentlichkeitsfahndung“ bedeutet eine Fahndung, die 
sich über behördeninterne Maßnahmen hinaus an 
die gesamte Bevölkerung oder auch nur an einen be-
grenzten Personenkreis richtet. Sie erfolgt zum Bei-
spiel dadurch, dass eine Beschreibung der oder des 
Gesuchten oder sogar der Name über Rundfunk, 
Fernsehen und im Internet bekanntgegeben wird. – 
So weit der Sachstand.  

Die von meiner Vorrednerin und meinen Vorrednern 
schon beschriebene hohe Eingriffsintensität einer Öf-
fentlichkeitsfahndung mit Personenbeschreibung, 
Namen, Phantombild, und das im Zusammenhang 
mit der näheren Beschreibung einer Straftat, verbun-
den mit erheblicher Breitenwirkung, erfordert eine 
Abwägung des öffentlichen Interesses an effektiver 
Strafverfolgung mit den Rechten der Betroffenen, 
hier vor allem dem Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung. – So ist das in unserem Rechtsstaat, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der AfD. 

Die bestehenden Regelungen in der Strafprozess-
ordnung, die die AfD kritisiert oder abschwächen will, 
sorgen für die Beachtung von rechtsstaatlichen Prinzi-
pien, etwa des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit.  

Sie fordern nun eine grundsätzliche Beschleunigung, 
also wohl eine allgemeine Erleichterung der Öffent-
lichkeitsfahndung; so lese ich das. Das steht dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit aus unserer Sicht 
entgegen. Daher lehnen wir Ihren Antrag ab.  

Hinzu kommt – Kollege Katzidis hat das ausgeführt; 
das muss ich nicht wiederholen –, dass Ihr Antrag 
von allgemeinen Annahmen geprägt ist, etwa „Immer 
wieder kommt es dazu …“, „Wir haben mal gehört …, 
und deswegen meinen wir, wir müssten mal …“. Jeg-
licher Beweis für Ihre Annahme, dass das alles nicht 
funktioniert, fehlt. Sie liefern keine Beispiele aus der 
Praxis. Daher sehe ich überhaupt keinen Anlass, 
weiterhin über dieses Thema zu diskutieren. – Danke 
schön.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung hat nun Herr Minister Reul das Wort. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Dass Öffentlichkeitsfahn-
dungen für Staatsanwaltschaften und Polizei ein 
wertvolles, oft ein unverzichtbares Ermittlungsinstru-
ment sind, ist unbestritten.  

Das hat sich aktuell in besonderer Form in Hamburg 
so dargestellt, wo Staatsanwaltschaft und Polizei 
eine Vielzahl schwerer, im Zusammenhang mit dem 
G-20-Gipfel begangener Straftaten aufzuarbeiten 
haben. Im Dezember wurden von den Ermittlern zum 
Beispiel Bilder von den ersten 107 Tatverdächtigten 
veröffentlicht. Davon sind inzwischen nach Presse-
berichten 35 Personen identifiziert. Mitte Mai gab es 
neue Bilder. Damals waren 101 Frauen und Männer 
dabei. Auch hierbei wurden wieder Tatverdächtige 
identifiziert.  

Das ist die eine Seite. Die andere Seite – das zeigt 
das Hamburger Beispiel – zeigt, dass die Einbindung 
der Öffentlichkeit in eine Personenfahndung keine 
Bagatelle ist. Die Bilder der Tatverdächtigen haben 
sich in Europa ganz schnell verbreitet, kursierten un-
gehindert im Netz. Eine 17-Jährige landete unter 
dem Spitznamen „Krawall-Barbie“ bereits auf der Ti-
telseite einer Boulevardzeitung, und der Hamburger 
Justizsenator musste vor verbaler Lynchjustiz warnen.  

Noch gravierender ist – ich finde, das gehört auch zur 
Betrachtung dazu –, dass Unschuldige, oft auch An-
gehörige oder nahe stehende Personen, durch diese 
Öffentlichkeitsfahndung benachteiligt werden. Be-
sonders tragisch sind Fälle, in denen es zu Ver-
wechslungen oder zu Übergriffen auf völlig falsche 
Menschen kommt. Da sind auch schon Bilder ver-
wechselt worden. Zeuginnen und Zeugen haben sich 
geirrt. Wenn eine Rufschädigung einmal geschehen 
ist, helfen ein polizeiliches Dementi und eine Ent-
schuldigung nur noch eingeschränkt.  
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Sehr geehrte Damen und Herren, genau deshalb be-
darf es in jedem Einzelfall einer sorgfältigen Abwä-
gung zwischen dem öffentlichen Interesse an einer 
wirksamen Strafverfolgung einerseits und dem Per-
sönlichkeitsschutz andererseits.  

Öffentlichkeitsfahndung ist hilfreich, aber auch ris-
kant. Sie ist kein massentaugliches Fahndungs-
instrument; nur zur Aufklärung von Straftaten von er-
heblicher Bedeutung ist sie zu rechtfertigen. Dabei 
muss es bleiben. Das ist gut, und das ist richtig.  

Dass der Gesetzgeber diese Abwägungsentschei-
dung, von Eilfällen abgesehen, in die Hände unab-
hängiger Richterinnen und Richter gelegt hat, ist – 
bei allem Verfolgungseifer – auch richtig. So viel Zeit 
muss in einem Rechtsstaat sein.  

Es muss deshalb weiterhin stets und vorrangig ge-
prüft werden, ob der beabsichtigte Fahndungserfolg 
nicht auf anderem Wege besser erreicht werden 
kann. Übrigens, für besonders dringliche Fälle, bei-
spielsweise bei einer Gefährdung der Öffentlichkeit, 
sieht das Gesetz längst eine polizeiliche Eilkompe-
tenz vor. Ich weiß nicht, warum wir noch etwas 
Neues machen müssen.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr 
vor. Daher schließen wir die Aussprache und kom-
men zur Abstimmung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 17/3023 – Neudruck – an den In-
nenausschuss – federführend – sowie an den 
Rechtsausschuss. Die abschließende Abstimmung 
soll im federführenden Ausschuss in öffentlicher Sit-
zung erfolgen. Wer möchte diesem Vorschlag fol-
gen? – Das sind CDU, SPD, FDP, AfD und Bünd-
nis 90/Die Grünen sowie der fraktionslose Abgeord-
nete Langguth. Damit ist die Überweisungsempfeh-
lung Drucksache 17/3023 angenommen.  

Ich rufe auf:  

8 Gleicher Lohn für gleiche Arbeit – Anpassung 
der Lehrerbesoldung an ihre Ausbildung (Leh-
rerbesoldungsgleichstellungsgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/1817 

Beschlussempfehlung 
und Bericht des Haushalts- und  
Finanzausschusses  
Drucksache 17/3058 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die CDU-
Fraktion Herrn Dr. Optendrenk das Wort.  

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ende 
Februar haben wir den Gesetzentwurf der SPD-
Fraktion hier erstmals beraten. Nicht erst in der da-
maligen Debatte ist überdeutlich geworden: Ihre Re-
gierungszeit war, was die Weiterentwicklung des 
Dienst- und Besoldungsrechts angeht, eine Zeit der 
eingeschlafenen Hand.  

Sie haben damals ein unambitioniertes, mittelmäßi-
ges und uninspiriertes Dienstrecht beschlossen. Sie 
haben wichtige Zukunftsthemen verschlafen, Sie ha-
ben notwendige Anpassungen unterlassen und ha-
ben auf das Bohren dicker Bretter vorsichtshalber 
erst einmal verzichtet – schnelle PR im Stile der da-
maligen Minister Jäger und Walter-Borjans statt ver-
antwortlicher Regierungsarbeit.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das gilt auch für die zugegebenermaßen mühsame 
Aufgabe einer Anpassung der Lehrerbesoldung an 
die Lehrerausbildungsreform aus dem Jahr 2009. Sie 
hatten damals sieben Jahre Zeit, Sie haben sieben 
Jahre lang nichts gemacht.  

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Darauf ruht 
ihr euch aus!) 

Schon Ende Februar haben wir hier festgestellt: Ihre 
Gesetzesinitiative ist unausgereift, sie ist nämlich 
nicht geeignet, die strukturellen Fragen zu lösen, die 
sich aus der Reform der Lehrerausbildung ergeben. 
Die Haushaltsauswirkungen haben Sie damals und 
bis heute auch in den Ausschussberatungen nur teil-
weise beziffert.  

Die NRW-Koalition hat sich für diese Legislaturperi-
ode eine deutliche Modernisierung des Dienst- und 
Besoldungsrechts vorgenommen. Dieses Ziel wer-
den wir insbesondere seitens der Fraktionen von 
CDU und FDP Schritt für Schritt umsetzen.  

Mit den Eckpunkten für ein modernes Gesundheits-
management haben wir dabei schon wichtige Im-
pulse gesetzt. 

(Zuruf von der SPD: Welche Eckpunkte?) 

Wir reden nicht nur, wir handeln auch.  

Die hier verabschiedeten Maßnahmen kommen üb-
rigens auch den Lehrerinnen und Lehrern in unserem 
Land zugute. Die meisten von ihnen freuen sich völlig 
zu Recht nach einem anstrengenden Schuljahr auf 
die heute beginnenden Sommerferien, 

(Lachen von Jochen Ott [SPD]) 

um auszuspannen und wieder aufzutanken.  
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Auch ich wünsche ihnen von ganzem Herzen gute 
Erholung und schöne Sommerferien. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Für die SPD-Fraktion redet 
nun Herr Kollege Ott. Er hat das Wort.  

Jochen Ott (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Köstlich! Da sagt man den Kolleginnen 
und Kollegen: Ihr habt doch Urlaub. Fahrt doch in Ur-
laub! Das löst doch das Problem. – So etwas habe 
ich auch noch nicht erlebt. Sensationell!  

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Die zuständige Ministerin und ihr Staatssekretär sind 
gar nicht anwesend. Das ist auch kein Wunder.  

(Widerspruch von CDU und FDP) 

– Wo ist sie denn? – Da ist sie ja! Ah, sie ist jetzt in 
die Fraktionsspitze gewechselt, schön.  

Der Witz an der Sache ist nämlich: Sie können lange 
drum herumreden, was in der Vergangenheit war oder 
nicht. Fakt ist: Alle politischen Parteien – und Herr 
Löttgen an vorderster Front in der Podiumsdiskus-
sion – haben vor der Wahl erklärt, dass sie die Be-
soldungsanpassung vornehmen werden. – Und Sie 
machen sich vom Acker.  

Damals, als wir an der Regierung waren, gab es die 
Diskussion um eine Nettoneuverschuldung von 
6,6 Milliarden €, die wir systematisch zurückgeführt 
haben.  

(Zuruf von Dr. Marcus Optendrenk [CDU])  

Sie hingegen, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
CDU und FDP, haben einen Haushalt übernommen, 
der mit einem Plus abgeschlossen hat,  

(Bodo Löttgen [CDU]: Nein!) 

den Rot-Grün Ihnen überlassen hat. Jetzt wäre der 
perfekte Zeitpunkt, die Besoldungsanpassung vorzu-
nehmen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich habe eigentlich keine Lust mehr, über diese 
Wahlkampfthemen zu sprechen, weil es keinen Sinn 
macht. Es geht jetzt um die Frage: Wie handelt ihr?  

Gerade im Grundschulbereich haben wir massiven 
Lehrermangel. Alle wissen, dass es nicht funktioniert, 
Grundschullehrerinnen dadurch gewinnen zu wollen, 
dass man rosa Kärtchen bastelt und sagt: Werdet 
doch Lehrerinnen und Lehrer mit Pultstatus! – Das 
wird keinen Menschen motivieren, Lehrerin oder 
Lehrer an der Grundschule zu werden. Nein, du 
„spielst“ dich fest, wenn du das machst, obwohl du 

doch derzeit am Gymnasium oder in der Gesamt-
schule A13 verdienen kannst.  

(Bodo Löttgen [CDU]: Das haben Sie sieben 
Jahre lang nicht gemacht!) 

Deshalb ist es so wichtig, dass der Gesetzgeber 
schnell ein Signal sendet. Wir haben Ihnen in der 
Haushaltsplanberatung 100 Millionen € für dieses 
Jahr angeboten. Wenn Sie heute zustimmen, könn-
ten Sie die Kolleginnen und Kollegen ab 1. Septem-
ber auf A13 setzen. 

(Beifall von der SPD) 

Sie haben diese Chance im Ausschuss verstreichen 
lassen. Ich möchte Ihnen deshalb in diesem Zusam-
menhang noch einmal aus der Anhörung eines mit 
auf den Weg geben. Das Land Brandenburg hat be-
reits damit begonnen, eine Debatte über die Werthal-
tigkeit der Arbeit von Lehrkräften anzustoßen. Mit der 
Erlaubnis des Präsidenten möchte ich Günter Fuchs 
von der GEW Brandenburg aus der Anhörung vom 
8. Mai 2018 zitieren. Zitat:  

„Das muss man einfach mal sehen. Wir stellen 
heute fest, dass Grundschule, Sekundar I, in der 
öffentlichen Wertschätzung der Arbeit von den 
Kolleginnen und Kollegen anders bewertet wer-
den als noch vor Jahren.“ 

Angesichts des Lehrermangels, angesichts der 
Herausforderungen wäre jetzt die Chance, endlich 
dafür zu sorgen, dass die Besoldung für alle Kolle-
ginnen und Kollegen angepasst wird; sie alle haben 
eine angepasste Besoldung verdient. Die haben sie 
deshalb verdient, weil sie die gleiche Ausbildung ha-
ben.  

Last, but not least will ich noch auf eines deutlich hin-
weisen: Der Finanzminister kommt ja gar nicht darum 
herum, für diese Kolleginnen und Kollegen die Besol-
dung anzupassen; wenn geklagt wird, wird die Lan-
desregierung das Verfahren verlieren, wie jede Re-
gierung es verliert, weil im Beamtenrecht der Grund-
satz gilt: wer die gleiche Ausbildung hat, bekommt 
die gleiche Bezahlung. Wenn man die Besoldungs-
anpassung nur für die Kolleginnen und Kollegen vor-
nähme, für die das nach Verfassungsrecht geboten 
ist und man die verdienten Kollegen, die über Jahr-
zehnte hier gearbeitet haben, links liegen ließe, wäre 
das gleichbedeutend mit einem Aufstand in allen 
Schulen in diesem Land, insbesondere den Grund-
schulen und den Sekundarstufe-I-Schulen. Die Leute 
werden sagen: Das kann doch wohl nicht wahr sein. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege Ott, 
Entschuldigung, dass ich Sie unterbreche. Herr Kol-
lege Sträßer von der CDU-Fraktion würde Ihnen 
gerne eine Zwischenfrage stellen. 

Jochen Ott (SPD): Ja, klar. 
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Martin Sträßer (CDU): Vielen Dank, Herr Kollege, 
dass Sie die Frage zulassen. – Abgesehen davon, 
dass ich mir diese Aufregung vor zwei Jahren ge-
wünscht hätte und mir auch gewünscht hätte, dass 
Sie in Ihrer Regierungszeit eine solche Rede gehal-
ten hätten, stelle ich Ihnen jetzt die Frage: Was glau-
ben Sie denn, wie die angestellten Lehrerinnen und 
Lehrer auf Ihre Initiative reagieren werden, die beam-
teten Lehrerinnen und Lehrer jetzt mal wieder vorzu-
ziehen? 

Jochen Ott (SPD): Herr Sträßer, ich danke Ihnen für 
diese Frage. Sie ist nämlich sensationell. Denn Sie 
sind in der Regierung und können jetzt über die Ta-
rifverhandlungen dafür sorgen, dass die Lücke ge-
schlossen wird. 

(Beifall von der SPD) 

Dafür können Sie in den Bund-Länder-Verhandlun-
gen sorgen. Es wäre Ihre Aufgabe, das jetzt zu tun. 
Wie Sie wissen, gibt es im Tarifvertrag extra das 
Fenster, das geöffnet wurde, um dort weiter zuzule-
gen und so die Lücke zu schließen. Das muss getan 
werden. 

Aber Sie können doch nicht ständig, wenn es um die 
Problemlösung eines Themas geht, 23 andere The-
men nennen, die auch noch gelöst werden müssen. 
Tun Sie es! Sie regieren. Wir helfen Ihnen nur dabei. 
Das ist der Punkt. 

(Beifall von der SPD) 

Ich möchte aber gerne noch weiter ausführen. Es 
kann nicht sein, dass hier die wertvolle Redezeit ver-
loren geht. 

Deshalb zurück zu meinem Punkt: Was die Frage der 
Besoldung angeht, geht es jetzt um ein klares Signal. 
Ich finde es schon sehr ärgerlich, dass bei allen Ge-
werkschaftstreffen immer wieder von allen Parteien 
gesagt wird: „Ja, wir machen das“, aber Sie sich jetzt 
in die Büsche schlagen. 

Die Kosten sind klar beziffert – sowohl von Herrn 
Walter-Borjans als auch von Herrn Lienenkämper. 
Wir wissen, dass wir über 600 bis 700 Millionen € re-
den. Der Fraktionsvorsitzende der CDU hat es ver-
sprochen. Wir werden jetzt darauf warten, wann es 
von Ihnen kommt. 

Es geht aber nicht, sich in Wahlkampfdebatten vor 
der Bundestagswahl hinzustellen und wie der Kol-
lege Rock in aller Schärfe zu sagen: „Auf keinen Fall 
kann man das nur für einige machen; ein Stufenmo-
dell, wie es die Grünen vorgeschlagen haben, geht 
gar nicht“, aber jetzt anzufangen, mit den Gewerk-
schaften zu verhandeln und zu überlegen, wie man 
es im Stufenmodell hinkriegt. Man muss schon 
glaubwürdig bleiben. 

Der Versuch der Finanzpolitiker, daraus eine Ge-
samtbesoldungsfrage zu machen, ist wirklich absurd. 

Die Lehrerinnen und Lehrer in Nordrhein-Westfalen 
erwarten jetzt ein klares Bekenntnis: A13 für alle. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Sie haben sieben Jahre 
erfolglos darauf gewartet!) 

Das ist die Gunst der Stunde. Sie könnten es ma-
chen. Stimmen Sie unserem Gesetzentwurf zu, und 
es gibt mehr Gerechtigkeit im Schulsystem Nord-
rhein-Westfalens. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
Herr Kollege Ott. – Für die FDP-Fraktion spricht Frau 
Kollegin Hannen. 

Martina Hannen (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen, sehr geehrte Kol-
legen! Gleicher Lohn für gleiche Arbeit – das klingt 
erst einmal gut, schön plakativ und einfach. Aber wie 
es bei einfachen Lösungen oft so ist: Sie greifen zu 
kurz. 

Ihr vorgelegter Gesetzentwurf, meine Damen und 
Herren von der SPD, ist nicht nur handwerklich 
schlecht gemacht; er ist auch das verschriftlichte Ver-
sagen Ihrer Regierungszeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die Debatte um die Lehrerbesoldung ist doch nicht 
neu. Sie hatten sieben Jahre Zeit, sich des Themas 
anzunehmen, und Sie hatten sieben Jahre Zeit, Lö-
sungen zu erarbeiten. 

(Unruhe – Glocke) 

Und was haben Sie zustande gebracht? Nichts! 
Nichts – außer zum Beispiel ein Durchwinken einer 
erkennbar verfassungswidrigen doppelten Nullrunde 
für vermeintlich besserverdienende Beamte oder 
auch eine planlose, ideologisch betriebene Inklusion 
mit ihren Folgen für Schüler und Lehrer. Untätigkeit 
auf der einen Seite, blinder Aktionismus – so wie 
heute – auf der anderen Seite! So soll es offensicht-
lich auch weitergehen. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Dr. Dennis Maelzer [SPD]) 

Dass Sie nun ein knappes halbes Jahr, nachdem Sie 
aus der Verantwortung entlassen wurden … 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Entschuldigung, 
Frau Kollegin Hannen, dass ich Sie unterbreche. 
Herr Kollege Ott würde Ihnen gerne eine Zwischen-
frage stellen. 

Martina Hannen (FDP): Nein, ich würde gerne fort-
führen. 

(Zurufe von der SPD) 
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– Nein, das würden Sie nicht. Aber vielleicht hören 
Sie einfach einmal bis zum Ende zu, bevor Sie mich 
wegen des halben Jahres korrigieren. 

Dass Sie nun ein knappes halbes Jahr, nachdem Sie 
aus der Verantwortung entlassen wurden, im Januar 
dieses Jahres einen, nennen wir ihn einmal, unter-
komplexen Gesetzentwurf zur Lehrerbesoldung ein-
bringen, ist die konsequente Fortführung Ihrer Politik. 

(Zurufe von der SPD) 

Das ist eigentlich ein schlechter Witz und sonst gar 
nichts. Was Sie in sieben Jahren nicht angepackt ha-
ben, soll jetzt die Landesregierung in ein paar Mona-
ten umsetzen. Ausgerechnet Sie wissen nun, wie 
das gehen soll. Sieben Jahre Ahnungslosigkeit; aber 
jetzt haben Sie das Patentrezept! 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zurufe 
von der SPD) 

– Ich würde gerne weiterreden und nicht gestört wer-
den. – Wir wollen uns aber mit Ihrem Versagen nicht 
weiter beschäftigen. Das tun Sie nämlich selber. 
Schauen wir uns Ihren Beitrag zur Debatte doch ein-
mal genauer an. Sie fordern gleichen Lohn für glei-
che Arbeit, verlieren aber kein Wort darüber, wie Sie 
die Arbeit der Lehrerinnen und Lehrer vergleichbar 
machen wollen und ob sie überhaupt vergleichbar 
sein kann. 

(Zurufe von der SPD) 

Ihr Vorschlag hat nichts mit Lohn- und Leistungsge-
rechtigkeit zu tun. Sie fordern schlicht A13 für alle – 
und das sofort. Das ist weder ausgewogen, noch 
wird es der Heterogenität der Lehrerschaft in irgend-
einer Weise gerecht. 

Natürlich hat es – da haben Sie recht – eine Anglei-
chung der unterschiedlichen Lehrämter bei dem so 
wichtigen Punkt der identischen Ausbildungsdauer 
gegeben. Und natürlich hat es eine Aufwertung des 
Lehrerberufs – gerade auch, was die Anforderungen 
im Primarbereich angeht – gegeben. 

Selbstverständlich stellt sich für die betroffenen Lehr-
kräfte auch die Frage nach der Besoldung. Eine un-
terschiedliche Ausbildungsdauer ist als Argument 
nicht mehr statthaft. 

Im Rahmen der Anhörung wurde aber deutlich, dass 
Hochschulprofessoren und andere Experten – bis hin 
zum Bund der Steuerzahler – ein ganzes Spektrum 
unterschiedlicher Haltungen hatten. Gerade diese 
Anhörung zeigte deutlich die verschiedenen Positio-
nen von der qualifikationsorientierten bis hin zur rei-
nen anforderungsorientierten Entlohnung. 

Dieser Gesetzentwurf der SPD berücksichtigt in kei-
ner Weise die vielen zu wertenden Aspekte und un-
terstützt stattdessen eine einseitige Position. Er wird 
der eigentlichen Komplexität des Themas in keiner 
Weise gerecht. 

(Beifall von der FDP) 

Es gibt Lohnunterschiede im System. Wir finden 
diese wenig nachvollziehbaren Vergütungsunter-
schiede auch an anderer Stelle. 

Was ist eigentlich mit der Entlohnung angestellter 
Lehrkräfte? 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Denken Sie 
darüber nach!) 

Dieses Problem blenden Sie konsequent aus. 

Was ist mit den Werkstatt- und Fachlehrern an den 
Berufskollegs? Auch hier gibt es von Ihnen keine Ant-
wort.  

Über die Finanzierbarkeit Ihres Milliardenprogramms 
möchte ich gar nicht sprechen. Begriffe wie „ausge-
glichener Haushalt“ oder „Generationengerechtig-
keit“: Fehlanzeige! Auch das blenden Sie konse-
quent aus. 

Meine Damen und Herren, die NRW-Koalition ist sich 
der Problematik und ihrer eigenen Verantwortung 
sehr bewusst. 

(Nadja Lüders [SPD]: Wie? Und dann tragen 
jetzt alles die Lehrer?) 

Wir wissen, dass es gute Gründe für finanzielle Ver-
besserungen bei den Absolventen der neuen Lehr-
amtsprüfung für Grundschulen und Schulen der Se-
kundarstufe I gibt. Mit diesen müssen wir uns ausei-
nandersetzen, und zwar ernsthaft. Das wollen und 
das werden wir. 

Sehr geehrter Herr Ott, wir machen uns nicht vom 
Acker, wie Sie sagten, sondern wir bestellen den 
Acker, der Ihnen zu hart war, der für Sie zu klumpig 
war. 

(Jochen Ott [SPD]: Heute können wir beschlie-
ßen!) 

Sieben Jahre haben Sie den Acker nicht bestellt. Und 
jetzt erklären Sie uns, wie der Acker zu bestellen 
wäre. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Jochen Ott 
[SPD] – Weitere Zurufe) 

Anstelle dieses Showantrags, der nur neue Prob-
leme schafft, anstatt sie zu lösen, 

(Unruhe – Glocke) 

müssen wir über ein modernes Dienst- und Besol-
dungsrecht sprechen – ein Dienst- und Besoldungs-
recht, das attraktiv für junge Menschen ist und der 
hervorragenden und wichtigen Arbeit der Lehrerin-
nen und Lehrer in unserem Land gerecht wird. 

(Jochen Ott [SPD]: Ein Schlag ins Gesicht der 
Lehrerinnen und Lehrer ist das! Ein Schlag ins 
Gesicht!) 
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Geld allein macht diesen Beruf nicht attraktiver. Leh-
rerinnen und Lehrer, meine Damen und Herren, tra-
gen höchste Verantwortung in unserer Gesellschaft. 
Sie verdienen dafür höchste Wertschätzung 

(Jochen Ott [SPD]: Wertschätzung?) 

und ein Arbeitsumfeld, in dem sie mit Freude ihre so 
wichtige Arbeit verrichten können. 

Einen Teil der Lehrkräfte gleich zu entlohnen, ohne 
nach Ausbildung und Leistung zu differenzieren, 
kann hier nicht die Lösung sein. 

(Jochen Ott [SPD]: Sie haben die gleiche Aus-
bildung!) 

Und einen Teil der Lehrkräfte gar nicht in den Blick 
zu nehmen, führt wahrlich nicht zu mehr Gerechtig-
keit. 

(Jochen Ott [SPD]: Diese Rede wird bei den 
Lehrern gut ankommen! Sehr gut!) 

Die FDP-Fraktion wird diesem Gesetzentwurf nicht 
zustimmen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht Frau 
Kollegin Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich finde den 
Hinweis von Herrn Optendrenk auf die Ferien gut, 
weil die Ferien Gelegenheit bieten, in sich zu gehen 
und sich mental zu stärken. Wenn Sie dann aus den 
Ferien zurückkommen, können Sie die Verantwor-
tung vielleicht annehmen und sagen: Ja, wir regie-
ren; wir müssen es jetzt tun. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Das ist wunderbar. Ich glaube, dass Sie diese Zeit 
brauchen. Vielleicht gelingt der Switch, wenn Sie sich 
jetzt etwas zurücklehnen und sagen: Tatsächlich; wir 
sind in Regierungsverantwortung. 

Herr Lienenkämper wird den Rotwein zur Hand neh-
men und sagen: Ja, ich habe dann auch 500 Milliar-
den € Steuereinnahmen mehr. Da können wir in der 
Tat seit dem Haushalt 2017 … 

(Zurufe von der CDU und der FDP) 

– Ja, das ist doch wunderbar. – Dann können wir dar-
über nachdenken, und dann wird er sagen: Vielleicht 
war das mit dem Stufenplan, den die Grünen vorge-
schlagen hatten, doch gar nicht so schlecht. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Ich weiß auch nicht, wie oft Herr Löttgen schon be-
dauert hat, dass Frau Korte es damals auf der Auto-
bahn nicht bis zum VBE geschafft hat, weil er sich 

dort zu einem Versprechen hat verleiten lassen. Herr 
Löttgen, es ist auch gut, dass Sie gesagt haben: Wir 
setzen die A13-Besoldung für die Grundschullehr-
kräfte um. 

(Beifall von der SPD) 

Jetzt ist die große Frage: Wann denn, wenn? Das ist 
doch die Frage: Wann denn, wenn? 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Was muss ich denn jetzt dem entnehmen, was Sie 
eben hier ausgeführt haben, Herr Optendrenk? 
Große Dienstrechtsreform? Prima! Wann kommt 
denn dann der Punkt, dass die Grundschullehrkräfte 
mit A13 dran sind? Wann kommen die anderen Fra-
gen? 

Ich bin ja durchaus Ihrer Meinung. Es ist in der Tat 
eine komplexe Angelegenheit, die Dinge neu zu re-
geln. Wie lange soll es denn dann dauern, wenn Sie 
darauf hinarbeiten wollen? 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Wir würden das gerne begleiten. Wie gesagt, Sie hät-
ten unserem Antrag zustimmen können, in dem 
stand: Bitte überlegen Sie sich einen Stufenplan. – 
Das wäre ein eindeutiges Signal gerade an die 
Grundschullehrkräfte gewesen, die dringend darauf 
warten. 

Wir werden diesem Gesetzentwurf der SPD jetzt zu-
stimmen, weil er das notwendige Signal an die 
Grundschullehrkräfte und die S-I-Lehrkräfte ist, und 
zwar an alle. An dieser Stelle hat Herr Ott recht. Da 
kann man keine Zweiklassengesellschaft einführen. 

Ich habe aber noch ein anderes Anliegen und bitte 
den Finanzminister, das jetzt mitzunehmen. Wir ha-
ben eine sehr missliche Situation. Wir haben gemein-
sam – das habe ich immer so wahrgenommen – ge-
wollt, dass die Schulleitungen der Grundschulen hö-
her dotiert werden. Das hat die alte Landesregierung 
mit den verantwortlichen Schulleitungen gemacht. 
Für die stellvertretenden Schulleitungen haben Sie 
das dann entsprechend nachbeschlossen – ein rich-
tiger und wichtiger Schritt. Das war gut. 

Einen Tag vor unserem Beschluss am 7. April 2017 
hier im Landtag gab es ein Urteil, das den Grund-
schulleitungen, die rückwirkend zum 1. Januar 2017 
in die höhere Besoldungsstufe kamen und jetzt in 
den Ruhestand gegangen sind, abverlangt, gegebe-
nenfalls Rückzahlungen zu leisten, weil diese Beför-
derung einen Zeitraum von zwei Jahren braucht, um 
wirksam zu werden. 

In dem Schreiben des Landesamtes für Besoldung 
und Versorgung, das jetzt genau den Schulleitungen 
zugegangen ist, die in den Ruhestand gegangen 
sind, wird verlangt, dass in bestimmten Bereichen im 
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Prinzip zurückgezahlt wird, bzw. sehr deutlich ge-
sagt, dass diese Höhergruppierung rechtsunwirksam 
ist. 

Das kann nicht in unserem Sinne sein. Das kann 
nicht die Wertschätzung sein, die wir genau diesen 
Personen entgegenbringen wollen. 

Dem Schreiben des LBV entnehme ich auf der 
Seite 2 folgenden Absatz: 

Eine Rücknahme darf jedoch nicht erfolgen, soweit 
der Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungs-
aktes vertraut hat und sein Vertrauen unter Abwä-
gung mit dem öffentlichen Interesse an einer Rück-
nahme schutzwürdig ist. 

Ich sage: Das bejahe ich hier. Ich bitte den Finanz-
minister und die Schulministerin, dafür Sorge zu tra-
gen, dass die Kollegen und Kolleginnen, die in eine 
höhere Besoldungsgruppe gekommen sind, diese 
auch weiterhin haben. Das ist meine Bitte zur Som-
merzeit. Nehmen Sie sich diese sechs Wochen Zeit, 
um das zu regeln. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. – Für die AfD-Fraktion spricht der 
Abgeordnete Strotebeck. 

Herbert Strotebeck*) (AfD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Im März dieses Jahres hatte 
mein Kollege Herr Seifen einleitend gesagt: Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit wird hier als gesetzliche For-
derung für einen Tatbestand erhoben, in dem es we-
nig Gleiches zu beobachten gibt. 

Ich hatte klar und deutlich dargelegt, dass es wirt-
schaftsfremd ist, als Basis für die gleiche Bezahlung 
die gleiche Ausbildung heranzuziehen, auch wenn 
die Antragsteller das Grundgesetz, und zwar die 
Art. 3 und 33, strapazieren. 

Nochmals: Es geht hier doch nicht um den gleichen 
Lohn für die gleiche Arbeit. Dieser sollte nicht nur, 
sondern muss eine Selbstverständlichkeit sein. 

(Beifall von der AfD)  

Ich gebe Ihnen gerne ein leicht verständliches Bei-
spiel. Wir hier im Landtag haben die gleichen Aufga-
ben und die gleiche Grundentschädigung. Also glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit! Aber die gleiche Ausbil-
dung? Da bestehen doch erhebliche Unterschiede, 
wie Sie wissen und auch gerne nachlesen können. 

Unterschiede in den Bezügen müssen sein. Sie mo-
tivieren, belohnen und fördern durch Fordern. Nur so 
kommen wir voran – im Wettbewerb zu Höchstleis-
tungen. 

(Zuruf von der SPD: Wer lesen kann, ist klar 
im Vorteil!) 

Wir hatten im Mai dieses Jahres eine nicht nur inte-
ressante, sondern auch aufschlussreiche Sachver-
ständigenanhörung. Die Frage ist: Welche gleiche 
Arbeit? Und: Ist alle Arbeit gleich? Sicher nicht! Die 
Belastungen im Schulwesen haben zugenommen, 
zum Beispiel durch Inklusion und Migration. Was ist 
mit erfolgten und zukünftigen Beförderungen? Was 
ist mit der Ungleichheit bei Altfällen? Nicht alle Bun-
desländer haben die Lehrerausbildung vereinheit-
licht. Was ist mit der Ungerechtigkeit zwischen der 
Besoldung von Sonderpädagogen und Schulleitern? 

Die vorliegenden Stellungnahmen und die Antworten 
auf die gestellten Fragen sind allesamt sehr auf-
schlussreich. 

Herr Professor Dr. Gusy von der Universität Bielefeld 
bezieht sich natürlich auch auf das Grundgesetz und 
stellt deutlich klar, dass es durchaus eine unter-
schiedliche Besoldung zulässt. Ebenso weist er auf 
die Möglichkeiten nach dem Laufbahnrecht hin und 
nennt als Differenzierungsgrund ausdrücklich die un-
terschiedlichen Anforderungen in den Ämtern. Er 
schreibt klar, Gleiches müsse gleichbehandelt wer-
den, macht aber auch deutlich, dass das Grundge-
setz und die Landesverfassung nicht gebieten wür-
den, alles gleichzubehandeln. 

(Beifall von der AfD) 

Gehen wir doch einmal auf die finanzpolitischen As-
pekte ein. Wie sagte Herr Professor Dr. Gusy in der 
Anhörung des Schulausschusses so treffend? Ein 
noch so brillantes Rechtsgutachten spült Ihnen kei-
nen Euro mehr in die Landeskasse, den Sie hier ver-
teilen können! 

Was passiert mit den Beschlüssen zur Schulden-
bremse? Dazu stellte er klar fest, dass die Schulden-
bremse im Ergebnis dazu führt, dass man nicht mehr 
ausgeben kann, als man eingenommen hat, jeden-
falls ab 2020 ganz strikt. 

Bei jährlich 2.500 erforderlichen Neueinstellungen 
würde allein die Höhergruppierung rund 16,5 Millio-
nen € an zusätzlichen Kosten verursachen. Die etwa 
40.000 Lehrerstellen, die derzeit gemäß A12 dotiert 
sind, müssten angehoben werden, und – nicht zu 
vergessen; wir haben es gerade schon deutlich ge-
hört – die Bezahlung der angestellten Lehrer müsste 
ebenfalls angepasst werden. Es würden Mehrkosten 
von ca. 200 Millionen € auf uns zukommen. 

Der Bund der Steuerzahler schreibt im Fazit seiner 
Stellungnahme 17/600: 

„Die angestrebte Änderung des Besoldungsge-
setzes für das Land NRW dürfte als ,Schnell-
schuss‘ und Initiative zum Geldausgeben zu wei-
teren Unklarheiten und Regelungsbedarfen füh-
ren.“ 

Die besoldungsrechtlichen Probleme, die eine Klage-
welle auslösen würden, hängen nicht zuletzt von 
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dem Verhalten der GEW ab – da steht wohl wieder 
eine Musterklage an – und sind eine klare Konse-
quenz verantwortungsloser Politik. 

Der Bologna-Prozess in der Lehrerausbildung hat 
Sie in die heutige missliche Lage gebracht. Zu die-
sem Zeitpunkt war die AfD noch nicht in diesem 
Landtag vertreten. 

Bei der Expertenanhörung im Landtag Nordrhein-
Westfalen zur Novellierung des Lehrerausbildungs-
gesetzes wurde klar Position zu Bologna bezogen. 
Professor Dr. Ursula Frost, Professor Dr. Ulrich Hei-
nen und Professor Dr. Hans Peter Klein sprachen 
sich ausdrücklich für die Revision der durch die Bo-
logna-Reform erzeugten bildungsfeindlichen Lehr-
amtsstudiengänge aus. 

(Beifall von der AfD) 

Die Lehrerausbildungsreform aus dem Jahr 2009 
war jedoch Wegbereiter für diese insbesondere aus 
besoldungsrechtlicher Sicht schier unlösbare Auf-
gabe. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Herbert Strotebeck*) (AfD): In der Anhörung ist deut-
lich geworden, dass es keine absolutistischen Maß-
nahmen gibt. Glücklicherweise werden langsam die 
ersten schlimmsten Verwerfungen beseitigt. Aber es 
ist noch sehr viel zu tun. 

Den Antrag müssen wir leider – verständlicher-
weise – ablehnen. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Strotebeck. – Für die Landesre-
gierung hat jetzt Herr Minister Lienenkämper das 
Wort. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! An-
lässlich der heutigen zweiten Lesung des Gesetzent-
wurfs der SPD-Fraktion zur Besoldung der Einstiegs-
ämter an Grundschulen und Schulen der Sekundar-
stufe I brauche ich wohl nur die zentralen Aspekte 
noch einmal herauszuarbeiten; denn seit der ersten 
Lesung hat sich relativ wenig geändert. 

Wir haben heute schon gehört: Sieben Jahre hatte 
die Vorgängerregierung Zeit, Konsequenzen zu zie-
hen. Geschehen ist ausgesprochen wenig. 

Die neue Landesregierung hat nach ihrem Amtsan-
tritt bereits mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2018 die 
Besoldung der Konrektorinnen und Konrektoren an 
den Grund- und Hauptschulen verbessert. Ein erster 
Schritt ist gemacht. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir werden auch die notwendigen Schritte einleiten, 
um die besoldungsrechtlichen Konsequenzen aus 
der Reform der Lehrkräfteausbildung zu ziehen. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister. Da keine weiteren Wortmeldungen 
vorliegen, schließe ich an dieser Stelle die Ausspra-
che zu Tagesordnungspunkt 8. 

(Zuruf von Jochen Ott [SPD]) 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Haushalts- und 
Finanzausschuss empfiehlt in Drucksache 17/3058, 
den Gesetzentwurf Drucksache 17/1817 abzu-
lehnen. Damit stimmen wir über den Gesetzentwurf 
selbst und nicht über die Beschlussempfehlung ab. 
Wer dem Gesetzentwurf seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die SPD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Die CDU-
Fraktion, die FDP-Fraktion, die AfD-Fraktion 

(Jochen Ott [SPD]: Die Grundschullehrer wer-
den sich bedanken!) 

und die drei fraktionslosen Abgeordneten. Möchte 
sich jemand enthalten? – Das ist nicht der Fall. Damit 
ist der Gesetzentwurf Drucksache 17/1817 mit 
dem eben festgestellten Abstimmungsergebnis in 
zweiter Lesung abgelehnt worden. 

Ich rufe auf: 

9 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befris-
tung in § 15a Absatz 5 Satz 1 des Polizeigeset-
zes des Landes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/3064  

zweite Lesung 

Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen – das 
weiß das gesamte Parlament aber schon –, dass die 
Fraktion der AfD gemäß § 78 Abs. 1 der Geschäfts-
ordnung eine dritte Lesung beantragt hat.  

§ 78 Abs. 1 Sätze 2 und 3 unserer Geschäftsord-
nung lauten: 

„Im Übrigen findet eine dritte Lesung auf Antrag 
einer Fraktion oder eines Viertels der Mitglieder 
des Landtags statt. Dieser Antrag muss vor 
Schluss der Beratung der zweiten Lesung schrift-
lich bei der Präsidentin bzw. dem Präsidenten des 
Landtags eingereicht werden.“ 
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Das ist der Fall. Damit ist klar, dass es eine dritte Le-
sung geben wird. 

An dieser Stelle wird gerade ein zweiter Antrag ein-
gereicht. Es gibt noch folgenden Antrag von CDU 
und FDP dazu: 

„Unter Bezugnahme auf den Antrag der Fraktion 
der AfD vom 13. Juli 2018 zur Durchführung einer 
dritten Lesung zum oben genannten Gesetzent-
wurf beantragen wir, dass diese gemäß § 78 
Abs. 2 Satz 2 der Geschäftsordnung unmittelbar 
nach Schluss der zweiten Lesung durchgeführt 
wird.“ 

Das ist ein Geschäftsordnungsantrag, der sich auf 
das weitere Verfahren bezieht. Dass die dritte Lesung 
durchgeführt wird, ist klar; das ist nach der Geschäfts-
ordnung so geregelt. Es ist ein geschäftsordnender 
und damit verfahrensleitender Geschäftsordnungsan-
trag, über den wir jetzt erstens debattieren könnten 
und zweitens natürlich auch abstimmen müssen. 

Ich würde Ihnen gerne § 78 Abs. 2 Satz 2 noch ein-
mal vorlesen, damit alle den Wortlaut im Ohr haben: 

„Die dritte Lesung kann auch unmittelbar nach 
Schluss der zweiten Lesung erfolgen, wenn nicht 
eine Fraktion oder ein Viertel der Mitglieder des 
Landtags widerspricht; in diesem Fall findet die 
dritte Lesung frühestens am nächsten Sit-
zungstag statt.“ 

Wünscht jemand das Wort? – Herr Kollege Wagner. 

Zur Geschäftsordnung 

Markus Wagner (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir ha-
ben es hier aufgrund verschiedenster Versäumnisse 
der regierungstragenden Fraktionen mit dem Um-
stand zu tun, dass wir die Videoüberwachung wegen 
der Verfristung quasi im Schweinsgalopp verlängern 
sollen. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Das ist nicht zur Ge-
schäftsordnung!) 

Diesbezüglich haben wir eine dritte Lesung bean-
tragt. 

Wir haben auch in den Raum gestellt, dass wir einer 
dritten Lesung direkt im Anschluss an die zweite Le-
sung widersprechen könnten, dass wir diese Option 
jedenfalls haben. 

Nun hätte ich mich sehr darüber gefreut, mit Ihnen 
allen zusammen die Nacht zu verbringen – wobei ja 
0:05 Uhr kolportiert wurde. Innerhalb so kurzer Frist 
eine neue Sitzung einzuberufen, ist allerdings zumin-
dest rechtlich sehr umstritten. Das haben wir auch 
prüfen lassen. 

(Christian Dahm [SPD]: Ihr könnt ja wegblei-
ben!) 

Nachdem ich aber gelesen habe, dass der Kollege 
Kutschaty uns um 0:05 Uhr dann zu einem Fest der 
Demokratie einladen möchte, hat die AfD davon Ab-
stand genommen, dem von CDU und FDP gestellten 
Antrag zu widersprechen. 

(Zurufe) 

Wir werden also die dritte Lesung direkt nach der 
zweiten Lesung stattfinden lassen. – Ich danke 
Ihnen. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank. – 
Da es keinen Widerspruch dagegen gibt, die dritte 
Lesung sofort und unmittelbar im Anschluss an 
die zweite Lesung durchzuführen, erübrigt sich 
eine Abstimmung über den Geschäftsordnungsan-
trag. Oder sieht jemand das anders? – Nein. 

Dann kann ich an dieser Stelle die Aussprache eröff-
nen. Bevor ich Herrn Kollegen Kerkhoff für die Frak-
tion der CDU das Wort erteile, möchte ich für das 
Protokoll feststellen – dazu bin ich gerade noch ein-
mal aufgefordert worden; das ist sicherlich formal völ-
lig richtig –, dass wir uns jetzt in der zweiten Lesung 
befinden und dass am Ende der zweiten Lesung na-
türlich auch eine Abstimmung erfolgt. 

Ich werde – so habe ich jetzt das große Einverneh-
men im Haus, was den weiteren Prozess und die 
Verfahrenssteuerung angeht, wahrgenommen – un-
mittelbar danach die dritte Lesung aufrufen. Dann 
werden wir wahrscheinlich auf Redebeiträge verzich-
ten können. Aber das können wir noch während der 
Debatte im Rahmen der zweiten Lesung bilateral klä-
ren. Wir werden dann natürlich die Abstimmung in 
dritter Lesung durchführen. – Auch dagegen erhebt 
sich kein Widerspruch. 

Herr Kollege Kerkhoff, jetzt haben Sie im Rahmen 
der zweiten Lesung das Wort. 

Matthias Kerkhoff (CDU): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Wir wollen die Regelungen, die wir zum 
Thema der Videoüberwachung haben, erhalten. 
Dazu ist es notwendig, heute eine kurze Verlänge-
rung einer Befristung vorzunehmen, bevor das ge-
samte Thema dann im Rahmen der Novellierung des 
Polizeigesetzes ohnehin zu regeln ist. Dazu bitten wir 
heute alle anderen Fraktionen um Zustimmung. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kerkhoff. – Für die SPD-Fraktion spricht 
Herr Kollege Ganzke. 
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Hartmut Ganzke (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir diskutie-
ren hier in zweiter Lesung über den § 15a Polizeige-
setz und damit die Videobeobachtung – und nicht die 
Videoüberwachung, wie immer wieder gesagt wird – 
in Nordrhein-Westfalen. 

Seitens der SPD-Fraktion ist auf zwei Dinge hinzu-
weisen, und zwar erstens darauf, dass ich im Innen-
ausschuss mit der Kollegin Schäffer schon einmal 
gewettet habe, was eigentlich passiert, wenn der In-
nenminister seinen Gesetzentwurf zurückzieht und 
die Frist 31. Juli 2018 möglicherweise nicht sieht. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben schon 
darüber diskutiert und gesagt: Was passiert denn 
dann? 

Der 31. Juli 2018 steht doch im § 15a des aktuellen 
Gesetzes und auch in der Evaluation, die wir in der 
letzten Innenausschusssitzung noch einmal disku-
tiert haben. Es hat uns dann schon verwundert, dass 
wir, nachdem der Entwurf des neuen Polizeigesetzes 
zurückgezogen wurde, nicht sofort die Information 
erhalten haben, dass dort etwas gemacht werden 
muss. 

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir als SPD-
Fraktion wollen aber – ich glaube, gemeinsam mit 
vielen Fraktionen hier – nicht nur die Sicherheit in 
Nordrhein-Westfalen, sondern auch das subjektive 
Sicherheitsgefühl der Menschen in Nordrhein-West-
falen unterstützen und werden deshalb hier in zwei-
ter Lesung zustimmen. Und ich verrate kein Geheim-
nis, wenn ich sage, dass wir auch in dritter Lesung 
zustimmen werden. 

Ich will aber noch eines anmerken: Wir hoffen, dass 
der Entwurf des neuen Polizeigesetzes, den Sie aus 
guten Gründen zurückgezogen haben, mit der gebo-
tenen Akribie und der gebotenen 

(Christian Dahm [SPD]: Sorgfalt!) 

Weitsicht überarbeitet wird, bevor er uns im Parla-
ment wieder vorgelegt wird. Denn diese Schlampig-
keit und Schludrigkeit, die beinahe dazu geführt 
hätte, dass die Videobeachtung nicht mehr möglich 
gewesen wäre, brauchen wir in Nordrhein-Westfalen 
nicht. 

Wir werden dem hier vorliegenden Gesetzentwurf 
trotzdem zustimmen. – Ich bedanke mich für die Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Ganzke. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Kollege Lürbke.  

Marc Lürbke (FDP): Vielen Dank. – Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Polizeiliche Vi-
deobeobachtung – Herr Ganzke hat gerade darauf 
hingewiesen: 

(Hartmut Ganzke [SPD]: Genau, „Beobach-
tung“!) 

eben nicht -überwachung, sondern -beobachtung – 
nach klaren Regeln ist ein Baustein für mehr Sicher-
heit in Nordrhein-Westfalen.  

Diesen Baustein – darin ist sich die Nordrhein-West-
falen-Koalition einig – wollen wir weiter erhalten, und 
wir haben dies auch in der Novelle des Polizeigeset-
zes verankert.  

Das war auch Bestandteil der Anhörung. Wir haben 
immer gesagt, dass wir diese Anhörung nicht als 
Showveranstaltung sehen, sondern sie ernsthaft und 
gewissenhaft auswerten wollen.  

Insofern ist es richtig, dass wir uns dafür die Zeit neh-
men und das Polizeigesetz erst im Herbst verab-
schieden werden. Herr Kollege Ganzke, wir haben es 
nicht zurückgezogen – bitte auch auf die Feinheiten 
achten –, sondern es ist in den Herbst verschoben 
worden. 

Das macht aber diesen rein technischen Vorgang der 
Fristverlängerung nötig, damit die bewährte polizeili-
che Videobeobachtung auch im Übergang fortge-
führt werden kann. Wir denken, alles andere wäre 
fahrlässig, und bitten um Zustimmung für den Ge-
setzentwurf. – Herzlichen Dank. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lürbke. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Düker. 

Monika Düker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Videobeobach-
tung stellt einen Eingriff in Grundrechte dar: in das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmungsrecht 
und das Recht auf den Schutz der Privatsphäre. Da-
für gelten in unserem Rechtsstaat der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit und das Übermaßgebot. Der 
Gesetzgeber ist, bevor er so etwas verlängert, gut 
beraten, hierzu Stellung zu nehmen.  

Herr Lürbke, wieder einmal haben Sie den Anspruch 
einer Bürgerrechtspartei verwirkt, indem Sie nicht 
einmal einen Satz zu dieser Abwägung gesagt ha-
ben. 

(Zuruf von Marc Lürbke [FDP]) 

Das heißt nämlich: Maßnahmen, die in Grundrechte 
eingreifen, müssen erstens einen legitimen Zweck 
verfolgen, zweitens geeignet und erforderlich und 
drittens angemessen sein. Vom Gesetzgeber wird 
nun einmal verlangt, dass dazu eine sorgfältige Ab-
wägung stattfindet. 
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(Marc Lürbke [FDP]: Das ist doch abgehoben!) 

Genau deshalb haben wir diesen Paragrafen befris-
tet und eine Evaluierungsklausel ins Gesetz ge-
schrieben. Ich habe den Eindruck, dass wir die Ein-
zigen sind, die den Evaluierungsbericht überhaupt 
gelesen haben, 

(Zurufe von Marc Lürbke [FDP] und Bodo Lött-
gen [CDU]) 

denn, Herr Kollege, schauen wir einmal auf die Zu-
sammenfassung. Sie brauchen sich nur die letzten 
zwei Seiten durchzulesen. Das ist in dieser Debatte 
zumindest eine Erwähnung wert, denn in der Zusam-
menfassung steht auf Seite 54 – ich zitiere aus dem 
Bericht –: 

„Der wissenschaftliche Nachweis eines allgemein 
kriminalitätsreduzierenden Effekts der Videoüber-
wachung konnte bisher allerdings nicht überzeu-
gend geführt werden.“ 

Jetzt der letzte Satz: 

„Einigkeit besteht unter Praktikern auch darin, 
dass die Einsatz- und Ermittlungsarbeit durch die 
Videobeobachtung wesentlich erleichtert wird.“ 

Also wäre es zumindest einen Satz wert gewesen, 
noch einmal zu bilanzieren: Was kann Videobe-
obachtung? Sie ist ein Mittel zur Gefahrenabwehr, 
nicht zur Strafverfolgung, also zur Verhinderung von 
Straftaten, und sie kann – dieses Wort ist bedeu-
tungsvoll – Kriminalitätsbrennpunkte entschärfen.  

Aber – auch dies ist noch einmal wichtig festzuhalten, 
und auch das sagt der Bericht – Kameras aufzuhän-
gen allein reicht nicht. Die Abschreckungswirkung ist 
begrenzt. Es funktioniert nur, wenn die Einsatzreak-
tionszeiten tatsächlich gewährleistet sind, das heißt, 
wenn in weniger als einer Minute jemand da ist, um 
zu helfen, und wenn die Videobeobachtung in ein 
Gesamtkonzept mit den Kommunen eingebettet ist. 

Der Evaluierungsbericht – auch das gehört dazu, es 
an dieser Stelle zu erwähnen – kommt zu dem 
Schluss, dass dieser Effekt, der erzielt werden sollte, 
nicht überall gelungen ist. 

(Marc Lürbke [FDP]: Wie in Düsseldorf!) 

In Aachen ergab sich im nicht videobeobachteten 
Bereich eine stärkere Reduktion der Straftaten als im 
beobachteten Bereich, und in Dortmund zeigte sich 
sogar ein Anstieg des Kriminalitätsaufkommens im 
beobachteten Bereich.  

Alles in allem ist die Bilanz der Videobeobachtung 
auf Grundlage des § 15 a, sagen wir einmal, also 
sehr durchwachsen.  

In Düsseldorf, meiner Heimatstadt, finde ich das ei-
gentlich gut gelöst und dieses Mittel richtig einge-
setzt, denn hier sind diese Differenziertheit und die 
Rahmenbedingungen gut ausformuliert: Der Einsatz 

ist in Düsseldorf auf bestimmte Zeiten begrenzt. Die 
Altstadt hat nicht nur die Kameras, sondern auch 
eine erhöhte Präsenz von Einsatzhundertschaften. 

(Henning Höne [FDP]: Nur durch Videobe-
obachtung!) 

Ich hoffe, Herr Minister, das bleibt Düsseldorf auch 
erhalten, denn die Kameras wirken nur in dieser 
Kombination mit einer erhöhten Präsenz von Polizei, 
und genau das sagen uns auch die Altstadtwirte: 
Wichtiger als die Kameras sind uns die Polizisten vor 
Ort.  

In dieser Kombination – zu bestimmten Zeiten mit 
sehr kurzen Einsatzreaktionszeiten – kann das ein 
Mittel sein, Kriminalitätsbrennpunkte zu entschärfen. 
Videobeobachtung ist also bedingt – nicht allumfas-
send und immer – geeignet, an einzelnen Orten Kri-
minalitätsbrennpunkte abzumildern. 

Wofür Videobeobachtung aber nicht geeignet ist – 
das steht im Entwurf Ihres neuen Polizeigesetzes –: 
dass der Anwendungsbereich der Videobeobach-
tung ausgeweitet wird und sie nicht mehr nur an die 
konkreten Straftaten, die begangen werden, ge-
knüpft wird, sondern auch an Orten stattfinden kann, 
an denen Straftaten verabredet oder vorbereitet wer-
den – wie immer man das messen will. Wie wollen 
Sie das denn messen? 

(Zurufe von Henning Höne [FDP] und von 
Marc Lürbke [FDP]) 

Straftaten können Sie messen, aber wie wollen Sie 
solche Orte identifizieren? Es ist also im Grunde eine 
Ausweitung.  

Straftaten – das finde ich in Ihrem neuen Polizeige-
setz besonders verhängnisvoll – müssen nicht mehr 
an die Beschaffenheit des Ortes gekoppelt sein. Was 
heißt das übersetzt? Dass hier Verdrängungseffekte 
entstehen können, und genau das ist mit dem Ge-
setz, so wie es jetzt vorliegt – wir werden die Frist um 
ein halbes Jahr verlängern und dem zustimmen –, 
nicht beabsichtigt gewesen. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit! 

Monika Düker (GRÜNE): Denn niemandem ist ge-
holfen, wenn wir Kriminalität nur an andere Orte ver-
schieben und sie nicht wirksam an einem Ort be-
kämpfen. 

Wir stimmen dem Gesetzentwurf zu und hoffen, dass 
das neue Polizeigesetz nicht nur in diesem Punkt 
deutlich nachgebessert wird. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Düker. – Für die AfD-Fraktion spricht Herr Wag-
ner. 

Markus Wagner (AfD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich will es nicht allzu 
sehr in die Länge ziehen, aber einige Kleinigkeiten 
möchte ich doch noch sagen. 

Ich denke, spätestens nach der Anhörung im Innen-
ausschuss war klar, dass Ihr Gesetzentwurf zum Po-
lizeigesetz so nicht haltbar sein wird. Es war Ihnen 
klar, dass Sie diesen Gesetzentwurf im Juni/Juli nicht 
werden verabschieden können, sondern dass das 
frühestens im September möglich sein würde. 

Ebenso klar müsste Ihnen gewesen sein, dass die 
Videobeobachtung am 31. Juli verfristet.  

Aber so klar scheint Ihnen das doch nicht gewesen 
zu sein, denn sonst hätten wir uns nicht in dieser Wo-
che in einem außergewöhnlichen Verfahren darauf 
einlassen müssen, die Verfristung bei der Videobe-
obachtung zu verhindern und die Videobeobachtung 
zu verlängern. 

Das ist zumindest aus Sicht der AfD-Fraktion ein 
wichtiger Punkt. Denn in der letzten Innenausschuss-
sitzung hat die Evaluierung aus unserer Sicht erge-
ben, dass die Vorteile der Videoüberwachung die 
Nachteile deutlich überwiegen und dass es natürlich 
so ist, dass Videoüberwachung mit einer verstärkten 
Polizeipräsenz, mit einer schnelleren Anwesenheit 
von Polizei und Rettungskräften und Ähnlichem ein-
hergehen muss. 

Die Verlängerung ist der erste richtige Schritt. Damit 
ist es allerdings noch nicht getan. Ihre Arbeit wird da-
rin liegen, Videoüberwachung mit Präsenz von Poli-
zei und Rettungskräften zu koppeln, und zwar in ei-
ner angemessenen Zeit.  

Es nützt herzlich wenig, wenn wir irgendwo auf dem 
Land Videoüberwachung haben und die Polizei teil-
weise 20 Minuten braucht, um einzutreffen. Dement-
sprechend sollten Sie sich dem auch weiter anneh-
men.  

Wir stimmen der Verlängerung der Frist selbstver-
ständlich zu. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
Herr Wagner. – Für die Landesregierung spricht Herr 
Minister Reul. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Erstens ist das Po-
lizeigesetz nicht zurückgezogen; es wird im Herbst 
verabschiedet. Wir erlauben uns nur, kluge Anregun-

gen, die von Fachleuten vorgetragen werden, zu be-
rücksichtigen, und nicht einfach irgendetwas durch-
zupeitschen. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
der SPD) 

Jeder wählt sein Verfahren. Wir haben uns dafür ent-
schieden, die Bedenken und Hinweise aufzuneh-
men, zu prüfen und das, was notwendig ist, auch ein-
zubeziehen. 

Zweitens war natürlich klar, dass die bestehende Vi-
deobeobachtung zum 31. Juli verlängert werden 
muss, wenn das Polizeigesetz nicht im Juli verab-
schiedet wird. Wir haben auch einen klaren Vor-
schlag gehabt, wenn Sie sich erinnern, das nämlich 
an ein anderes Artikelgesetz anzuhängen.  

Nur weil eine andere Fraktion der Meinung war, das 
ginge nicht und es würden dann mögliche Rechts-
probleme auftreten, sind wir auf Nummer sicher ge-
gangen und haben dieses Verfahren gewählt, was 
uns jetzt in diese drei Lesungen bringt. Das gehört 
zur Wahrheit auch dazu. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Christian 
Dahm [SPD]: Trotzdem handwerklich schlecht 
gemacht! – Weitere Zurufe von Josefine Paul 
[GRÜNE] und Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]) 

– Wir machen doch jetzt alles ordentlich, ganz unauf-
geregt. 

(Weitere Zurufe) 

– Passen Sie einmal auf: Fahren Sie in die Ferien, 
regen Sie sich ab, dann reden wir in der Sache wei-
ter. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von der SPD und den GRÜNEN) 

Wahr ist – das ist der dritte Punkt –, dass die unab-
hängige wissenschaftliche Evaluierung durchgeführt 
wurde. Die liegt erstens seit Mitte Juni vor und ist 
zweitens im Innenausschuss debattiert worden. Das 
Ergebnis ist relativ klar: Videobeobachtung leistet ei-
nen Beitrag zur Erhöhung der Sicherheit in unseren 
Städten und Gemeinden. 

Über die Frage, ob das ausreichend ist oder ob man 
das verändern muss, werden wir beim Polizeigesetz 
wieder streiten. Dazu gibt es verschiedene Meinun-
gen; wir werden sehen. 

Im Übrigen, Frau Kollegin Düker, hatte die Evaluie-
rung nicht die Aufgabe, einzelne Standorte zu bewer-
ten, sondern es ging um die Gesamtwirkung der Vi-
deobeobachtung. Es ein klares positives Ergebnis; 
an dem ist nicht zu deuteln. Eigentlich hätte man so-
gar die ganze Ermächtigung aufheben, total entfris-
ten können.  
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Wir schlagen aber jetzt vor – und das ist auch rich-
tig –, das Gesetz nur bis Ende dieses Jahres zu ver-
längern, weil wir Handlungssicherheit haben wollen. 
Keiner will, dass in der Zwischenzeit – weil eben 
Sommerferien sind und wir dem Polizeigesetz den 
letzten Schliff geben – die Videobeobachtung außer 
Kraft gesetzt wird. Dazu dient dieses Verfahren; das 
ist eigentlich alles. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
Herr Minister Reul. – Damit sind wir am Ende der 
Aussprache zur zweiten Lesung des Gesetzentwur-
fes. Wünscht noch jemand das Wort? – Das ist nicht 
der Fall. Dann schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 17/3064. Wer diesem Gesetzent-
wurf in zweiter Lesung seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – 
Das sind CDU, SPD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, 
die AfD und die drei fraktionslosen Abgeordneten. 
Vielen Dank. Stimmt jemand dagegen? – Das ist 
nicht der Fall. Möchte sich jemand enthalten? – Das 
ist auch nicht der Fall. Damit ist der Gesetzentwurf 
Drucksache 17/3064 in zweiter Lesung einstimmig 
angenommen und verabschiedet worden. 

Dritte Lesung 

So wie wir das eben miteinander verabredet haben, 
rufe ich unmittelbar zur dritten Lesung des Gesetz-
entwurfes der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
FDP Drucksache 17/3064 – Gesetz zur Änderung 
der gesetzlichen Befristung in § 15a Abs. 5 Satz 1 
des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfa-
len – auf. 

Falls jemand das Wort in der dritten Lesung wünscht, 
würde ich jetzt die Aussprache eröffnen. – Das ist 
nicht der Fall.  

Dann kommen wir sofort zur Schlussabstimmung in 
dritter Lesung gemäß § 78 Abs. 3 Satz 1 unserer Ge-
schäftsordnung über den Gesetzentwurf Drucksache 
17/3064.  

Wer diesem Gesetzentwurf in dritter Lesung seine 
Zustimmung geben möchte, den bitte ich jetzt um 
das Handzeichen. – Das sind CDU, SPD, FDP, 
Bündnis 90/Die Grünen, die AfD und die drei frakti-
onslosen Abgeordneten. Vielen Dank. Stimmt je-
mand dagegen? – Das ist nicht der Fall. Möchte sich 
jemand enthalten? – Das ist auch nicht der Fall. Da-
mit ist der in Rede stehende Gesetzentwurf Druck-
sache 17/3064 in dritter Lesung einstimmig ange-
nommen und verabschiedet worden. Vielen Dank. 

(Vereinzelter Beifall) 

Bevor ich den Tagesordnungspunkt 10 aufrufe, muss 
ich auf die gestrige Sitzung des Parlaments zurück-
kommen. In der gestrigen Plenarsitzung hat der Ab-
geordnete Christian Dahm während der Rede des 
Abgeordneten Dr. Christian Blex zu Tagesordnungs-
punkt 7 einen Zwischenruf getätigt, der im vorläufi-
gen Protokoll erfasst ist und den wir auf Wunsch von 
Herrn Dr. Blex selbstverständlich haben überprüfen 
lassen.  

Die Überprüfung ist zu dem Ergebnis gekommen, 
dass ich Herrn Kollegen Christian Dahm für diesen 
Zwischenruf eine nichtförmliche Rüge auszuspre-
chen habe, was ich hiermit tue. 

(Vereinzelter Beifall von der FDP und der AfD) 

Ich bitte Sie, Herr Kollege Dahm, im Rahmen der kol-
legialen Zusammenarbeit sich selbst noch einmal an-
zuschauen, was Sie da gesagt haben und Ihre Kon-
sequenzen daraus zu ziehen. 

(Unruhe – Rainer Schmeltzer [SPD]: Die FDP 
stellt sich an die Seite der AfD! Herr Rasche, 
das war ein Armutszeugnis!) 

– Wenn sich die Aufregung legt, weil jetzt alle gern 
wissen möchte, was ich nicht sage, rufe ich auf: 

10 Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes zur Stär-
kung des Kreistags und zur Änderung kom-
munalrechtlicher, haushaltsrechtlicher und 
steuerrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/2994 

erste Lesung 

Ich eröffne die Aussprache. Frau Ministerin Schar-
renbach hat jetzt das Wort. 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank. Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! 

(Unruhe – Glocke) 

Mit diesem Gesetz wollen wir eine wichtige kommu-
nalverfassungsrechtliche Weichenstellung rechtzei-
tig vor der nächsten Kommunalwahl schaffen. Des-
halb lassen Sie mich kurz die wesentlichen Änderun-
gen, die wir Ihnen zur Beratung und Beschlussfas-
sung vorlegen, erläutern. 

Wir wollen an der bewährten Kreisordnung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen festhalten. Deshalb enthält 
der Gesetzentwurf in Art. 2 eine ganz einfache und 
unmissverständliche Regelung: Das Gesetz zur Stär-
kung des Kreistags vom 15. Dezember 2016 wird 
aufgehoben.  
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Mit diesem Gesetz hatte die Vorgängerkoalition noch 
gegen Ende der letzten Legislaturperiode gegen den 
ausdrücklichen Rat der kommunalen Spitzenver-
bände und gegen namhafte Stimmen aus der Wis-
senschaft erhebliche Eingriffe in die gegenwärtig be-
stehende Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen beschlossen. 

Eine wirklich tragfähige und überzeugende Begrün-
dung für dieses Gesetz gab und gibt es bis heute 
nicht. Es gibt sie dabei weder für die von SPD und 
Grünen damals beschlossene Abschaffung der seit 
Jahrzehnten bestehenden Kreisausschüsse noch für 
Änderungen an der bewährten Aufgabenverteilung 
zwischen Land, Rat und Kreistag. Es gibt sie auch 
nicht für die Wahl von Beigeordneten. 

Wir wollen dieses Gesetz deshalb aufheben, noch 
bevor es in Kraft tritt, und unsere gut funktionieren-
den Kreise vor überflüssigen Experimenten bewah-
ren. 

Gleichzeitig werden wir vorsehen, dass das Bürger-
begehren als ein unverzichtbares Element direkter 
Demokratie in unserer kommunalen Verfassung ge-
stärkt wird. Die notwendige Sammlung von Unter-
stützungsunterschriften ist für die Initiatoren eines 
Bürgerbegehrens regelmäßig mit einem großen zeit-
lichen Aufwand verbunden. Weist dann ein Rat nach 
Einreichung der Unterschriften ein Bürgerbegehren 
aus formalen bzw. rechtlichen Gründen als unzuläs-
sig zurück, sind oft Enttäuschung und Unverständnis 
die Folge.  

Künftig wollen wir es daher den Initiatoren eines Bür-
gerbegehrens ermöglichen, eine verbindliche Ent-
scheidung des Rates über die Zulässigkeit des Bür-
gerbegehrens herbeiführen zu können. 

Einen weiteren wichtigen Baustein des Gesetzent-
wurfs bildet die Flexibilisierung der Regelungen zur 
Entschädigung der Ausschussvorsitzenden in kom-
munalen Vertretungen.  

Zu Recht hatte in der letzten Legislaturperiode die 
Ehrenamtskommission vorgeschlagen, dem zusätz-
lichen Aufwand Rechnung zu tragen, der einem Aus-
schussvorsitzenden durch die Übernahme dieser 
wichtigen Funktion in den kommunalen Vertretungen 
entsteht. 

Allerdings hat sich gezeigt – das wissen all diejeni-
gen, die zugleich in Räten und Kreistagen engagiert 
sind –, dass die seinerzeit beschlossenen Regelun-
gen zu unflexibel sind. Nicht zuletzt in kleineren Ge-
meinden, aber auch in der einen oder anderen Stadt 
und in Kreisen ist die Neuregelung deshalb mit Skep-
sis von den Räten und Kreistagen aufgenommen 
worden. 

Deswegen wollen wir hier nachbessern und schla-
gen Ihnen vor, dass Kommunen mit dem Beginn der 
neuen Kommunalwahlperiode einzelne oder sämtli-
che Ausschüsse ausnehmen können.  

Darüber hinaus eröffnen wir die Möglichkeit, auch ein 
Sitzungsgeld statt einer zusätzlich monatlichen Auf-
wandsentschädigung gewähren zu können. 

Ein weiterer wichtiger Punkt betrifft die Erhebung der 
Umlagen durch die Kreise, Landschaftsverbände 
und den Regionalverband Ruhr. Sie wissen: Wir ha-
ben ein doppelschleifiges Umlagegenehmigungsver-
fahren in diesem Zusammenhang. Wir wollen die 
zweite Schleife, die über die Oberen Aufsichten führt, 
abschaffen, weil sie keine Ergebnisse gebracht hat.  

Vor dem Hintergrund nehmen wir Bürokratie heraus. 
Das trägt am Ende auch zu einer Beschleunigung 
der aufsichtlichen Tätigkeiten. 

Ein letzter Punkt, den ich hier gern erwähnen 
möchte, betrifft die Realsteuern. Künftig wird allein 
das Finanzamt für die Bekanntgabe des sogenann-
ten Gewerbesteuermessbescheides zuständig sein, 
sofern der Landtag dem Gesetzentwurf folgt. Dies 
wird Gemeinden entlasten, die bisher die Bekannt-
gabe vorgenommen haben. 

Die Festsetzung und die Erhebung der Realsteu-
ern – das möchten wir ausdrücklich betonen – blei-
ben natürlich in der Zuständigkeit der hebeberechtig-
ten Gemeinden. Daran wird sich durch diese Verein-
fachung, sofern der Landtag diesem Gesetzentwurf 
folgen wird, nichts ändern. 

Wir danken Ihnen für die Aufmerksamkeit und freuen 
uns auf die weiteren Beratungen hier im Hause. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Scharrenbach. – Für die CDU-
Fraktion hat jetzt der Abgeordnete Hoppe-Biermeyer 
das Wort. 

Bernhard Hoppe-Biermeyer (CDU): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
2016 hat die rot-grüne Landesregierung ein Gesetz 
zur Stärkung des Kreistags vorgestellt. Sie wollte da-
mit den politischen Einfluss neu verteilen.  

Was von der rot-grünen Landesregierung in ihrem 
Gesetz außer Acht gelassen wurde, ist die simple 
Tatsache, dass „neu“ nicht automatisch „besser“ be-
deutet. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Das sieht man an 
der Landesregierung!) 

In Ihrem Gesetz sollte etwas verändert werden, das 
zu keiner Zeit einer Veränderung bedurfte. Vielmehr 
hatte Rot-Grün die Kreise mit diesem Gesetz ge-
schwächt. Die Gesetzesänderung hätte also genau 
das Gegenteil bewirkt.  
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Geplant war, die Kreisordnung an die Gemeindeord-
nung anzupassen. Doch die Aufgaben der Kreise 
und Gemeinden unterscheiden sich grundlegend 
voneinander. Die Kreisordnung an die Gemeindeord-
nung anzugleichen, wäre, als würde man Handballer 
zwingen, nach Fußballregeln zu spielen. 

(Zuruf von der SPD: Oioioi!) 

Geplant war auch die Einführung der Option zur 
Wahl von Beigeordneten auf Kreisebene. Tatsäch-
lich aber sprachen sich nicht nur alle nordrhein-west-
fälischen Landräte, sondern auch die kommunalen 
Spitzenverbände gegen diese Beigeordnetenverfas-
sung aus. Sogar die SPD-Kommunalvereinigung äu-
ßerte sich ablehnend.  

Sie bekamen also bereits damals Kritik von allen Sei-
ten, auch aus Ihren eigenen Reihen. Dennoch hielten 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen an ihrem Gesetz 
fest, ohne jemals überzeugende Argumente für diese 
Änderung vorlegen zu können. 

Geplant war außerdem, den Kreisausschuss abzu-
schaffen und 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

stattdessen einen Hauptausschuss zu bilden – wie-
der eine Maßnahme, deren Sinn sich mir nicht er-
schließt und die Sie auch nie wirklich begründen 
konnten. Das Modell des Kreisausschusses hatte 
sich bewährt, und es gab keinen Anlass zu einer Er-
neuerung. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Geplant war außerdem ein Rückholrecht für den 
Kreistag. 

(Christian Dahm [SPD]: Warum nicht? Warum 
wollen Sie das nicht?) 

Dies hätte bei laufenden Geschäften der Verwaltung 
zu einer erheblichen Verlangsamung der Verfahren 
geführt. Auch hier wurde nie begründet, welchen 
Nutzen man sich von diesem Schritt versprochen 
hatte. 

Die Landesregierung aus CDU und FDP hat die Män-
gel und die Sinnlosigkeit dieses Gesetzes erkannt 
und hebt es nun wieder auf. Diese Koalition aus CDU 
und FDP ist kommunalfreundlich. 

(Lachen von Stefan Kämmerling [SPD]) 

Sie zwingt den Kommunen keine unerwünschten Än-
derungen auf. Stattdessen stärkt sie mit der Aufhe-
bung des Gesetzes die bestehende Ordnung in den 
Kommunen und damit die Kommunen selbst.  

Bürgerbegehren und Bürgerentscheide ergänzen 
sinnvoll die Arbeit der Räte und Kreistage. Auch da-
ran möchte diese Koalition aus FDP und CDU fest-
halten. Sie ist und bleibt nicht nur kommunal-, son-
dern auch bürgerfreundlich. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Integration passiert vor Ort. Entsprechend möchten 
wir der kommunalen Ebene mehr Möglichkeiten ge-
ben. In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass In-
tegrationsräte in der Regel nur dort eingerichtet wur-
den, wo eine Verpflichtung dazu bestand. Oft gab es 
an der Arbeit der Integrationsräte auch Kritik. Mit der 
Option, auch Integrationsausschüsse einzurichten, 
stärken wir die Integrationsarbeit auf kommunaler 
Ebene. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Hoppe-Biermeyer, Entschuldigung, dass ich Sie un-
terbreche: Kollege Dahm von der SPD-Fraktion 
würde Ihnen gern eine Zwischenfrage stellen. 

Bernhard Hoppe-Biermeyer (CDU): Im Moment 
nicht, bitte. 

(Thomas Kutschaty [SPD]: Haben Sie den Ge-
setzentwurf gelesen? Er hat sich geändert!) 

Zusätzlich steuert die Landesregierung eine Verbes-
serung der haushaltsrechtlichen und steuerrechtli-
chen Vorschriften an. Sie schafft das Anhörungsver-
fahren zur Genehmigung der Umlagesätze der 
Kreis-, Landschafts- und Verbandsumlage ab, da 
diese Anhörungsverfahren zu Verzögerungen führ-
ten und von den Kommunen kaum genutzt wurden. 

(Christian Dahm [SPD]: Da ist eine Truppe zu-
sammen!) 

Darüber hinaus geben wir den Kommunen mehr 
Spielraum und Flexibilität bei der Festlegung der zu-
sätzlichen Aufwandsentschädigung für die Vorsit-
zenden der Ausschüsse. Nach der Kommunalwahl 
2020 kann die Aufwandsentschädigung als monatli-
che Pauschale oder auch als Sitzungsgeld gewährt 
werden.  

Ferner wird ausdrücklich klargestellt, dass die Kom-
munen nicht nur einzelne, sondern auch sämtliche 
Ausschüsse von der Gewährung der zusätzlichen 
Aufwandsentschädigung ausnehmen können.  

Ich freue mich auf die weitere Diskussion im Aus-
schuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Woh-
nen. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die SPD-Fraktion spricht der Ab-
geordnete Dahm. 

Christian Dahm*) (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
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und Kollegen! In der gebotenen Kürze zum letzten 
Tagesordnungspunkt „Kreisordnung“.  

Wir alle wissen, dass die Regelungen der Kreisord-
nung, die geregelten Einflussmöglichkeiten von 
Kreistagsmitgliedern, deutlich hinter denen der Mit-
glieder unserer Stadt- und Gemeinderäte zurückblei-
ben.  

Deshalb hat in der vergangenen Legislaturperiode 
die SPD-Fraktion gemeinsam mit der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen diesen Gesetzentwurf einge-
bracht und beschlossen. Er wurde – im Dezember 
2016 – auch gemeinsam mit der FDP beschlossen. 
Darauf will ich an dieser Stelle noch einmal hinwei-
sen. 

Das seinerzeit beschlossene Gesetz zur Stärkung 
des Kreistages – diese Bezeichnung ist auch rich-
tig – fördert die Gestaltungs- und Einflussmöglichkei-
ten der Kreistage und wertet das ehrenamtliche En-
gagement in unseren Vertretungskörperschaften 
deutlich auf. Damit wurde die kommunale Selbstver-
waltung in den Kreisen insgesamt aufgewertet und 
deutlich gestärkt. 

Die Rückabwicklung, die Sie hier derzeit vornehmen, 
meine Damen und Herren von FDP und CDU, ist rein 
ideologisch geprägt. Ich habe bisher nicht verstan-
den – eine Antwort sind Sie, Herr Hoppe-Biermeyer,  
aber auch die Frau Ministerin hier schuldig geblie-
ben –, warum Sie das tun; denn eine Begründung 
habe ich in diesem Gesetzentwurf nicht gefunden. 

(Beifall von der SPD) 

Es gab heute keine sachlichen Argumente, die das 
untermauert hätten. 

Ich habe gesagt, die FDP hat seinerzeit diesem Ge-
setz zugestimmt. Dieses Umfallen der FDP ist schon 
mehr als verwunderlich. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Der jetzige Gesetzentwurf führt automatisch wieder 
zu einer Entmachtung der Kreistage. Damit wird die 
kommunale Demokratie deutlich geschwächt und 
fällt grundlegend in den alten Zustand zurück. Das 
ursprüngliche Gesetz hätte die Stellung der Volks-
vertreterinnen und -vertreter in den Kreistagen ge-
genüber dem Landrat und seiner Verwaltung deutlich 
gestärkt. Sie drehen alles zurück; Sie stellen das 
komplette Gesetz wieder auf null.  

Ich will auf die einzelnen Punkte nicht eingehen. Las-
sen Sie mich einen Hinweis geben: Ich hätte mir ge-
wünscht, dass Sie die Option der Beibehaltung von 
Beigeordneten drinlassen. Ich will an dieser Stelle zi-
tieren, was der geschätzte Kollege Nückel in seiner 
Plenarrede im Dezember 2016 gesagt hat:  

„Das setzt auch Anreize für Experten aus der 
Wirtschaft, als Quereinsteiger in die Verwaltungs-
spitze gewählt werden zu können.“ 

(Beifall von der SPD) 

Hört, hört! Herr Nückel, ich hätte gerne gehört, wie 
Sie das begründen. Dieser Anreiz würde mit der Ab-
schaffung des Gesetzes wieder entfallen. Die FDP-
Fraktion würde sich damit in Widerspruch zu sich 
selbst setzen. 

(Beifall von der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU und FDP, 
zusammen mit einer Änderung der Kreisordnung pla-
nen Sie auch eine Änderung der Aufhebung der Min-
destfraktionsgrößen. Auch das kann ich nicht nach-
vollziehen; das sage ich an dieser Stelle ganz deut-
lich. Ich kenne das Minderheitsvotum der FDP dazu, 
aber das ist im Parlament mehrheitlich beschlossen 
als Stärkung aus der Ehrenamtskommission. 

(Zuruf von Christof Rasche [FDP]) 

Ich halte das für elementar, gerade vor dem Hinter-
grund der Zersplitterung der Räte und gerade vor 
dem Hintergrund der Tatsache, dass die Sperrklau-
sel in Zukunft keine Wirkung entfalten wird. 

(Beifall von der SPD) 

Die Begründung des vorliegenden Gesetzentwurfs 
lässt überhaupt nicht erkennen, was die jetzige Lan-
desregierung dazu bewegen mag, von der Meinung 
der CDU-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen 
im Jahre 2016 wieder abzurücken.  

Jedenfalls sprach sich in der damaligen Legislaturpe-
riode insbesondere die Kollegin aus Aachen, Frau 
Thönnissen, die ich hier einmal zitieren möchte, da-
für aus. Ich zitiere mit Genehmigung der Präsidentin 
aus dem Plenarprotokoll 16/127: 

„Die CDU-Fraktion begrüßt ebenso wie die Mehr-
heit der Sachverständigen die nun vorliegenden 
Änderungen des Gesetzes, die in großen Teilen 
auf der Arbeit der Ehrenamtskommission fußen.“ 

Hört, hört, meine Damen und Herren! Rätsel über 
Rätsel geben Sie uns heute, am letzten Plenartag 
auf.  

An einer Stelle möchte ich Sie jedoch ausdrücklich 
loben: Von der geplanten Änderung des § 27 GO ha-
ben Sie Abstand genommen. Deswegen bin ich völ-
lig irritiert, Herr Hoppe-Biermeyer, dass Sie das 
heute Nachmittag hier zitieren: 

(Beifall von der SPD und Mehrdad Mostofiza-
deh [GRÜNE]) 

die Entbindung der Kommunen von der Pflicht zur 
Einrichtung von Integrationsräten. – Ich empfehle 
Ihnen, den Gesetzentwurf und nicht nur den Referen-
tenentwurf zu lesen. 

(Beifall von der SPD) 
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Die Integrationsräte leisten in unseren Städten und 
Gemeinden einen hervorragenden Beitrag zur Betei-
ligung sowie zur Partizipation vor Ort und sind wahr-
lich, meine Damen und Herren, keine Kaffeekränz-
chen, wie es Staatssekretärin Güler an der einen oder 
anderen Stelle in den Medien behauptet hat. 

(Beifall von der SPD und Mehrdad Mostofiza-
deh [GRÜNE]) 

Auf Bürgerbegehren oder Haushaltsführungsent-
schädigung will ich an dieser Stelle nicht eingehen; 
dazu haben wir noch im Ausschuss Gelegenheit. Ich 
will nur einen Satz sagen:  

Die lange schon geplante Umstellung der Haushalts-
führung beim Landesverband Lippe ist richtig, ist 
schon lange im Vorfeld geplant gewesen. Wir legen 
aber Wert darauf, dass der Landesverband Lippe 
dauerhaft kostenneutral entlastet wird, so, wie es ei-
gentlich vorgesehen ist. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Christian Dahm*) (SPD): Die weitere Beratung soll-
ten wir dann im Ausschuss vornehmen. Ich freue 
mich auf die spannende Auseinandersetzung mit 
Ihnen im Ausschuss. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und Mehrdad Mostofiza-
deh [GRÜNE] – Zuruf von der SPD: Mehr De-
mokratie wagen!) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dahm. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Kollege Höne. 

Henning Höne (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Im Koalitionsvertrag der NRW-
Koalition heißt es – ich zitiere –: 

„Wir werden noch vor der Kommunalwahl 2020 
dafür sorgen, dass eine Revision der Änderungen 
der Kreisordnung vorgenommen wird.“ 

Mit dem hier vorliegenden Gesetzentwurf soll genau 
das getan werden.  

Wir haben uns darauf geeinigt, weil der Gesetzent-
wurf zum damaligen Zeitpunkt einige Kritik erfahren 
hat – das ist gerade angesprochen worden. Lieber 
Christian Dahm, ich erinnere mich noch ganz gut an 
die Debatten dazu, die wir nämlich, weil es ja ver-
schiedenste Maßnahmen waren, die damals ergrif-
fen wurden, in der letzten Legislaturperiode sehr dif-
ferenziert geführt haben. Es war eben nicht so, dass 
die Freien Demokraten mit wehenden Fragen gesagt 
hätten: „Wir gehen bei diesem Gesetzentwurf zu 
100 % mit“, sondern das Gegenteil ist der Fall. Wir 
haben das schon sehr sauber abgewogen. Die 
zentralen Kritikpunkte, die wir damals vorgebracht 

haben, haben wir auch in die Koalitionsverhandlun-
gen eingebracht. Ich halte das für genau richtig.  

Einer dieser zentralen Kritikpunkte ist eben – und das 
ist eine sehr spannende Frage; ich freue mich da 
ernsthaft auf die weiteren Diskussionen –, inwiefern 
eigentlich die gleiche Behandlung, die genau glei-
chen Regelungen, die wir in Stadt- und Gemeinde-
räten haben, in Kreisen überhaupt sinnvoll und vor 
allem auch sachgerecht sind. Es gibt eben sehr 
zentrale Unterschiede bei den Aufgaben, bei der 
Struktur, in der Verfasstheit von Städten und Ge-
meinden auf der einen Seite und den Landkreisen 
auf der anderen Seite. Daher ist es schon sachge-
recht, differenziert vorzugehen.  

Lassen Sie mich auf drei Aspekte dieses Gesetzent-
wurfs noch einmal besonders eingehen.  

Erstens möchte ich die Rolle des kommunalen Eh-
renamtes noch einmal hervorheben. Das kommu-
nale Ehrenamt, die Kommunalpolitik ist die Basis un-
serer Demokratie, und darum ist die Stärkung des 
kommunalen Ehrenamtes auch immer eine Stärkung 
unserer Demokratie. 

(Beifall von der CDU und der AfD) 

Eine solche Stärkung sollte mit der Regelung der 
Aufwandsentschädigung für Ausschussvorsitzende 
vorgenommen werden. Wir müssen aber feststellen, 
dass das in einer nennenswerten Anzahl von Kom-
munen zu deutlicher Kritik geführt hat. Unser Vor-
schlag, darauf einzugehen, ist, an dieser Stelle mehr 
Verantwortung, mehr Flexibilität in die kommunale 
Ebene zu geben, weil wir als NRW-Koalition es un-
seren Kommunalpolitikern zutrauen, das sachge-
recht und fair zu klären. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Zweiter Punkt – da hatte ich mich eigentlich, lieber 
Christian Dahm, auf das zweite Lob von Ihnen ge-
freut – ist die Weiterentwicklung der direktdemokrati-
schen Elemente, die wir hier vornehmen, die Rege-
lung einer Vorprüfung – optional –, die wir hier vor-
schlagen, wie wir sie aus anderen Bundesländern 
schon kennen, wie sie sich in anderen Bundeslän-
dern übrigens auch bewährt hat. 

Uns geht es dabei darum, dass denjenigen Bürgerin-
nen und Bürgern, die sich in Bürgerinitiativen einbrin-
gen, die sich auf eine andere Art und Weise um ihr 
Umfeld kümmern und sich da einmischen, sich ein-
bringen wollen, eine rechtssichere und vor allem pla-
nungssichere Möglichkeit gegeben wird, sich einzu-
bringen, damit nicht am Ende Frust bleibt, wenn man 
schon angefangen hat, Unterschriften zu sammeln, 
und am Ende all das an einem kleinen Formfehler 
scheitert. Hätte man das doch nur ein paar Wochen 
vorher gewusst! Wir unterbreiten hier also ein Ser-
viceangebot, und das ist eine Stärkung der direktde-
mokratischen Elemente in unserer Kommunalpolitik. 
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(Beifall von der FDP) 

Einen dritten Aspekt muss ich noch kurz anspre-
chen – auch da muss ich auf den Kollegen Dahm ein-
gehen, der gerade noch einmal die Zersplitterung der 
Räte angesprochen hat –: Ich empfehle an dieser 
Stelle noch einmal die Lektüre des Urteils des Ver-
fassungsgerichtshofs zur Sperrklausel. Da ging es ja 
insbesondere um die vermeintliche Zersplitterung 
der kommunalen Räte. Läge diese vor – übrigens hat 
hierzu auch die FDP-Fraktion in der letzten Legisla-
turperiode sehr differenziert argumentiert –, müsste 
man ganz anders über eine kommunale Sperrklausel 
sprechen. Aber, lieber Christian Dahm, in der Ge-
richtsverhandlung wurde klar: Dem VGH reichte die 
Argumentations- und die Datengrundlage nicht, um 
eine solche Zersplitterung festzustellen.  

Es ist richtig, dass diejenigen, die in der Kommunal-
politik tätig sind, auch die Möglichkeit haben, sich in 
Fraktionen zu organisieren, ihre Arbeit zu organisie-
ren, weil sich diese zwei, drei oder vier Menschen ja 
nicht zum Selbstzweck in einer Fraktion zusammen-
schließen, sondern es darum geht, dass sie ihre 
Wählerinnen und Wähler auch wirklich sauber vertre-
ten und ihnen eine starke Stimme verleihen können.  

Es gibt viele weitere Aspekte in diesem Gesetzent-
wurf. Darüber diskutieren wir in aller Ausführlichkeit 
im Ausschuss. Ich freue mich darauf und wünsche 
Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen, eine schöne 
Sommerpause. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Höne. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Kollege Mostofiza-
deh.  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Plenardebatten 
führen ja manchmal dazu, dass man manch merk-
würdige Vorgänge im Vorfeld eines Gesetzgebungs-
verfahrens deutlich besser versteht.  

Der Kollege Hoppe-Biermeyer hat heute allen Erns-
tes noch einmal den Gesetzentwurf dafür gelobt, 
dass er die Option biete, Integrationsausschüsse ein-
zuführen, ohne zu merken, dass diese Option gar 
nicht mehr im Gesetzentwurf steht. Herzlichen 
Glückwunsch, Herr Hoppe-Biermeyer! 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD) 

Aber warum sage ich das? – Letzte Woche Dienstag 
guckte ich in mein Mailfach, um zu sehen, welche An-
träge und Gesetzentwürfe für das Plenum vorgese-
hen sind, und entdeckte, dass ein Änderungsantrag 
der Koalitionsfraktionen zu einem Gesetzentwurf vor-
gesehen ist, den das Kabinett noch gar nicht be-
schlossen hat.  

Erstens ist das ein etwas merkwürdiger Umgang mit 
dem Parlament, wenn offensichtlich Dinge schon in 
den Fraktionen verteilt wurden, die die anderen Frak-
tionen noch gar nicht kennen. 

Zweitens, liebe Kolleginnen und Kollegen, hört man 
sich üblicherweise erst die Meinung der Kolleginnen 
und Kollegen im Ausschuss an, dann die der Sach-
verständigen, und nach Abwägung der Argumente 
trifft man eine Entscheidung. Bei Ihnen ist das genau 
andersherum. 

(Heiterkeit von der SPD) 

Also herzlichen Glückwunsch, was das weitere Bera-
tungsverfahren betrifft! Ein merkwürdiges Parla-
mentsverständnis legen CDU und FDP hier an den 
Tag. 

Ich möchte aber auch noch auf zwei inhaltliche 
Punkte eingehen. Herr Kollege Dahm, viele Aspekte, 
die Sie genannt haben, kann ich absolut unterstrei-
chen. Ich möchte jedoch noch einmal an den letzten 
Punkt anknüpfen, den Herr Höne erwähnt hat. Herr 
Kollege Höne, Sie haben diesem Gesetz ausdrück-
lich zugestimmt. 

(Christian Dahm [SPD]: So ist es!) 

Was dabei differenziert gewesen ist und was Sie 
nicht gemacht haben, kann ich, ehrlich gesagt, nicht 
erkennen. Dann hätte ich heute an Ihrer Stelle lieber 
gesagt, warum Sie es anders machen. 

(Henning Höne [FDP]: Dann müssen Sie das 
Protokoll lesen!) 

Ich sage Ihnen jetzt wahrscheinlich als Erster, warum 
wir es für richtig halten, was da steht. Die Wahl von 
Beigeordneten in den Kreistagen bedeutet eine klare 
Stärkung der Kreistagsmitglieder gegenüber dem 
Landrat und der Landrätin, und das ist ein Gewinn an 
Demokratie, und deswegen ist es auch eine Stär-
kung der Kreistage. Deswegen war das Gesetz auch 
vom Namen her richtig, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Christian Dahm [SPD]: So ist es!) 

Zur Eilzuständigkeit: 90 % der Aufgaben der Kreis-
tage sind gesetzliche Pflichtaufgaben mit relativ ge-
ringem Gestaltungsspielraum. Wenn die Kreistage 
vor diesem Hintergrund die Möglichkeit bekommen, 
in Bereichen mitzuwirken, in denen sie gestalten kön-
nen – wer sich in den Stadträten auskennt, der weiß, 
wie oft das passiert; das ist nämlich relativ über-
schaubar –, und an entscheidenden Stellen in Dinge 
einzugreifen und zu sagen: „Nein, wir wollen eine an-
dere Richtung; wir wollen noch einmal eine neue Vor-
lage“, dann ist das doch ein Gewinn an Demokratie 
und keine Schwäche. Das ist doch albern, was Herr 
Hoppe-Biermeyer gesagt hat. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 
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Frau Ministerin, ich hatte damit gerechnet, dass das 
eine oder andere geändert wird. Mir ist schon klar, 
dass die CDU die Partei der Landrätinnen und Land-
räte ist und deshalb ein bisschen nachsteuern muss. 
Deshalb hatte ich ein bisschen auf die FDP gesetzt 
und gedacht, dass sie steuernd eingreift. Das ist aber 
schon beim Polizeigesetz nicht gelungen, und auch 
hier ist es offensichtlich nicht gelungen. Ich hatte da-
rauf gesetzt, … 

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

– Bitte? 

(Henning Höne [FDP]: Zerbrechen Sie sich 
nicht meinen Kopf!) 

– Ja. 

… dass Sie, Frau Ministerin, die wahren Probleme 
angehen. Aber offensichtlich ist nicht vorgesehen, 
differenziert vorzugehen. Vielmehr kippen Sie das 
bestehende Gesetz weg, frei nach dem Fußballphi-
losophen Rolf Rüssmann, der sinngemäß sagte: 
Wenn wir selber schon nicht gestalten können, treten 
wir den anderen wenigstens den Rasen kaputt. – 
Das ist eine ganz merkwürdige Vorgehensweise, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von FDP und CDU, 
die Sie an den Tagen legen. 

(Heiterkeit und Beifall von den GRÜNEN und 
der SPD) 

Frau Ministerin, ich habe ein paar Vorschläge zu Din-
gen, um die Sie sich wirklich kümmern könnten. In 
dem Zusammenhang fallen mir zum Beispiel The-
men wie die Grundsteuer aus der heutigen Debatte 
oder das Thema der Altschulden oder das Thema 
der Gemeindefinanzen oder das Thema der Integra-
tionspauschale ein. Da tauchen Sie überall ab, aber 
hier steigen Sie ein und sagen: Das Gesetz von SPD 
und Grünen von damals war nicht in Ordnung; das 
müssen wir wegkippen. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, das ist ganz kleines Regierungshandeln. Das 
finden wir hochgradig albern. 

Ich will aber auch ausdrücklich sagen, dass ich die 
anderen Punkte, die im Entwurf stehen und mit Bür-
gerbegehren zu tun haben, sehr gut finde. Dazu wer-
den wir uns fachlich ausdrücklich einbringen. Ich lobe 
Sie auch ganz besonders dafür, Herr Höne, wenn Sie 
einen Beitrag dazu geleistet haben. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Oh! – Zuruf von Hen-
ning Höne [FDP]) 

– Einverstanden. Das können Sie machen, wie Sie 
wollen. 

Ich finde es auf jeden Fall in der Sache richtig, den 
Bürgerinnen und Bürgern im Rahmen des Bürgerbe-
gehrens mehr Rechtssicherheit zu geben. Wir wer-
den noch weitere Vorschläge dazu machen und uns 
im Ausschuss noch ausdrücklich darüber unterhal-
ten. 

Aber das, was hier heute aufgetischt worden ist, ist 
ganz kleine Suppe, und ich finde das einigermaßen 
merkwürdig. – Ich wünsche Ihnen trotzdem gute Fe-
rien. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Arndt Klocke [GRÜNE]: Dünne Suppe!) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Mostofizadeh. – Für die AfD-Fraktion 
spricht der Abgeordnete Tritschler. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der vorlie-
gende Gesetzentwurf der Landesregierung enthält 
eine Reihe sinnvoller Vorhaben, die wir als AfD-Kom-
munalpolitiker ausdrücklich begrüßen. Ich weiß, die 
meisten haben schon die Badehose an, deswegen 
greife ich jetzt nur zwei heraus. 

(Heiterkeit) 

Erstens. Die Schaffung von mehr Rechtssicherheit 
bei Bürgerbegehren nach § 26 der Gemeindeord-
nung begrüßen wir ausdrücklich. Wir fordern seit un-
serer Gründung eine Stärkung und Ausweitung di-
rekter Demokratie auf allen Ebenen, und wir durften 
in den letzten Jahren auch viel Erfahrung mit dem 
Sammeln von Unterschriften machen. Wir haben 
deshalb großes Verständnis für die Initiatoren von 
Bürgerbegehren, die vor Beginn einer Unterschriften-
sammlung wissen wollen, ob ihr Antrag zulässig ist. 
Auch wenn es hier noch einige offene Rechtsfragen 
gibt, halten wir dieses Vorhaben für richtig und wich-
tig und hoffen auf die Klärung der Fragen im Aus-
schuss. 

Zweitens. Wir begrüßen ausdrücklich die Rück-
nahme der Anhebung von Fraktionsmindestgrößen. 
Demokratie lebt vom Wandel, neue Parteien tauchen 
auf und alte verschwinden, wenn der Souverän es 
wünscht. Neue Parteien fangen meistens eben nicht 
groß an. Wir waren einmal klein, die Grünen waren 
einmal klein, die FDP ist immer mal wieder klein, und 
die SPD wird gerade klein. 

(Heiterkeit von der AfD) 

Einer kleinen Partei sollten ihre demokratischen Mit-
wirkungsrechte nicht beschnitten werden. Herr 
Dahm, vielleicht profitieren Sie bald davon. So viel 
Demokratie muss ein Kreistag oder ein Stadtrat eben 
aushalten. 

Frau Ministerin, Sie nehmen es mir hoffentlich nicht 
übel, wenn ich einmal mutmaße, dass das jetzt nichts 
damit zu tun hat, dass Sie plötzlich Ihr Herz für De-
mokratie und kleine Parteien entdeckt haben. Ich 
vermute eher, dass die Altparteien sich keine neue 
Klatsche vor dem Verfassungsgericht abholen wol-
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len, wie es mit der Prozenthürde geschehen ist. Wa-
rum streichen Sie diese mit diesem Gesetzentwurf 
eigentlich nicht gleich mit? 

Wie dem auch sei, wenn am Ende etwas Gutes bei 
dem Gesetz herauskommt, wird sich meine Fraktion 
nicht verweigern. Wir stimmen der Überweisung da-
her natürlich zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Tritschler. – Damit, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, sind wir am Ende der Aussprache zu Tagesord-
nungspunkt 10. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksa-
che 17/2994 an den Ausschuss für Heimat, Kommu-
nales, Bauen und Wohnen. Möchte sich jemand ge-
gen die Überweisung aussprechen? – Sich enthal-
ten? – Das ist beides nicht der Fall. Dann haben wir 
Gesetzentwurf Drucksache 17/2994 so überwie-
sen. 

Um 16:14 Uhr sind wir nicht nur am Ende des heuti-
gen Plenartages angekommen, sondern gleichzeitig 
auch am Ende der Plenarwoche vor den Sommerfe-
rien. Deshalb darf ich Ihnen im Namen des Präsiden-
ten und der beiden Vizepräsidenten, Angela Frei-
muth und Oliver Keymis, ein wunderschönes Wo-
chenende und natürlich eine sehr erholsame und 
wunderbare Sommerpause wünschen. Kommen Sie 
alle gesund und munter wieder. 

Ich berufe das Plenum wieder ein für Mittwoch, den 
19. September 2018, 10 Uhr.  

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Schluss: 16:15 Uhr  
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Anlage 1 

Anlage zu TOP 13 der 32. Plenarsitzung – Gesetz zur Aufhebung der Gesetzes zur Förderung des Kli-
maschutzes in Nordrhein-Westfalen – Stärkung des Industriestandorts in Nordrhein-Westfalen – 
Drucksache 17/1128 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

1  Frau Altenkamp SPD  x  

2  Frau Aymaz GRÜNE  x  

3  Herr Baran SPD entschuldigt 

4  Herr Beckamp AfD x   

5  Herr Becker, Andreas SPD  x  

6  Herr Becker, Horst GRÜNE abwesend 

7  Frau Beer GRÜNE  x  

8  Herr Bell SPD  x  

9  Herr van den Berg SPD entschuldigt 

10  Herr Dr. Berger CDU  x  

11  Herr Berghahn SPD  x  

12  Herr Dr. Bergmann CDU  x  

13  Herr Bialas SPD  x  

14  Herr Biesenbach CDU  x  

15  Herr Bischoff SPD  x  

16  Frau Blask SPD  x  

17  Herr Dr. Blex AfD x   

18  Herr Blöming CDU  x  

19  Herr Blondin CDU  x  

20  Herr Börner SPD  x  

21  Herr Börschel SPD entschuldigt 

22  Herr Bolte-Richter GRÜNE  x  

23  Herr Bombis FDP  x  

24  Frau Bongers SPD  x  

25  Herr Boss CDU  x  

26  Herr Prof. Dr. Bovermann SPD  x  

27  Herr Braun CDU  x  

28  Frau Brems GRÜNE  x  

29  Herr Brockes FDP  x  
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

30  Herr Brockmeier FDP  x  

31  Frau Dr. Büteführ SPD  x  

32  Frau Butschkau SPD  x  

33  Herr Dahm SPD  x  

34  Herr Deppe CDU  x  

35  Herr Déus CDU  x  

36  Herr Deutsch FDP  x  

37  Herr Diekhoff FDP  x  

38  Herr Dudas SPD  x  

39  Frau Düker GRÜNE  x  

40  Frau Dworeck-Danielowski AfD x   

41  Herr Engstfeld GRÜNE  x  

42  Frau Erwin CDU  x  

43  Herr Fortmeier SPD  x  

44  Herr Franken CDU  x  

45  Frau Freimuth FDP  x  

46  Herr Freynick FDP  x  

47  Herr Frieling CDU  x  

48  Frau Fuchs-Dreisbach CDU  x  

49  Herr Ganzke SPD  x  

50  Frau Gebauer, Katharina CDU  x  

51  Frau Gebauer, Yvonne FDP  x  

52  Frau Gebhard SPD  x  

53  Herr Dr. Geerlings CDU  x  

54  Herr Göddertz SPD  x  

55  Frau Gödecke SPD  x  

56  Herr Goeken CDU  x  

57  Herr Golland CDU  x  

58  Herr Hafke FDP  x  

59  Herr Hagemeier CDU  x  

60  Frau Hammelrath SPD abwesend 

61  Frau Hannen FDP  x  
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

62  Herr Haupt FDP  x  

63  Herr Herter SPD entschuldigt 

64  Herr Höne FDP  x  

65  Herr Hoppe-Biermeyer CDU  x  

66  Herr Hovenjürgen CDU entschuldigt 

67  Herr Hübner SPD  x  

68  Herr Jäger SPD  x  

69  Herr Jahl SPD abwesend 

70  Herr Jörg SPD  x  

71  Herr Kämmerling SPD  x  

72  Herr Kaiser CDU entschuldigt 

73  Herr Kamieth CDU  x  

74  Frau Kampmann SPD  x  

75  Frau Kapteinat SPD  x  

76  Herr Dr. Katzidis CDU  x  

77  Herr Kehrl CDU  x  

78  Herr Keith AfD x   

79  Herr Kerkhoff CDU  x  

80  Herr Keymis GRÜNE  x  

81  Herr Klenner CDU  x  

82  Herr Klocke GRÜNE entschuldigt 

83  Herr Körfges SPD  x  

84  Herr Körner FDP  x  

85  Frau Kopp-Herr SPD entschuldigt 

86  Frau Korte CDU  x  

87  Herr Korth CDU  x  

88  Herr Kossiski SPD entschuldigt 

89  Frau Kraft SPD  x  

90  Herr Kramer SPD  x  

91  Herr Krauß CDU  x  

92  Herr Krückel CDU  x  

93  Herr Kuper CDU  x  
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

94  Herr Kutschaty SPD  x  

95  Herr Langguth fraktionslos  x  

96  Herr Laschet CDU entschuldigt 

97  Herr Lehne CDU  x  

98  Herr Lenzen FDP  x  

99  Herr Lienenkämper CDU  x  

100  Herr Löcker SPD  x  

101  Herr Löttgen CDU  x  

102  Herr Loose AfD x   

103  Frau Lück SPD  x  

104  Frau Lüders SPD entschuldigt 

105  Herr Lürbke FDP  x  

106  Frau Lux SPD  x  

107  Herr Dr. Maelzer SPD  x  

108  Herr Mangen FDP  x  

109  Herr Matheisen FDP  x  

110  Herr Middeldorf FDP  x  

111  Herr Moritz CDU  x  

112  Herr Mostofizadeh GRÜNE  x  

113  Herr Müller, Frank SPD  x  

114  Herr Müller, Holger CDU  x  

115  Frau Müller-Rech FDP  x  

116  Frau Müller-Witt SPD  x  

117  Herr Dr. Nacke CDU  x  

118  Herr Neppe fraktionslos abwesend 

119  Herr Nettekoven CDU  x  

120  Herr Neumann SPD  x  

121  Herr Dr. Nolten CDU  x  

122  Herr Nückel FDP  x  

123  Frau Oellers CDU  x  

124  Herr Dr. Optendrenk CDU  x  

125  Herr Ott SPD  x  



Landtag   13.07.2018 

Nordrhein-Westfalen 75 Plenarprotokoll 17/33 

 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

126  Herr Panske CDU  x  

127  Frau Paul, Josefine GRÜNE  x  

128  Herr Paul, Stephen FDP  x  

129  Frau Dr. Peill CDU  x  

130  Herr Petelkau CDU  x  

131  Herr Dr. Pfeil FDP  x  

132  Frau Philipp SPD  x  

133  Frau Plonsker CDU  x  

134  Herr Pretzell fraktionslos abwesend 

135  Herr Preuß CDU  x  

136  Frau Quik CDU entschuldigt 

137  Herr Rasche FDP  x  

138  Herr Rehbaum CDU  x  

139  Herr Remmel GRÜNE  x  

140  Herr Reuter FDP  x  

141  Herr Ritter CDU  x  

142  Herr Rock CDU  x  

143  Herr Röckemann AfD x   

144  Herr Römer SPD entschuldigt 

145  Herr Prof. Dr. Rudolph SPD  x  

146  Herr Rüße GRÜNE  x  

147  Frau dos Santos Herrmann SPD  x  

148  Frau Schäffer GRÜNE entschuldigt 

149  Herr Schick CDU  x  

150  Frau Schlottmann CDU  x  

151  Herr Schmeltzer SPD  x  

152  Herr Schmitz CDU  x  

153  Herr Schneider, René SPD abwesend 

154  Frau Schneider, Susanne FDP  x  

155  Herr Schnelle CDU  x  

156  Herr Scholz CDU  x  

157  Herr Schrumpf CDU  x  
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158  Herr Schultheis SPD  x  

159  Frau Schulze Föcking CDU  x  

160  Herr Seifen AfD x   

161  Herr Sieveke CDU  x  

162  Frau Spanier-Oppermann SPD  x  

163  Herr Dr. Stamp FDP  x  

164  Herr Stinka SPD abwesend 

165  Frau Stock SPD  x  

166  Frau Stotz SPD  x  

167  Herr Sträßer CDU  x  

168  Herr Strotebeck AfD x   

169  Frau Stullich CDU  x  

170  Herr Sundermann SPD  x  

171  Herr Terhaag FDP  x  

172  Herr Tigges CDU  x  

173  Herr Tritschler AfD x   

174  Frau Troles CDU  x  

175  Herr Dr. Untrieser CDU  x  

176  Herr Dr. Vincentz AfD x   

177  Herr Voge, Marco CDU  x  

178  Herr Vogel, Nic Peter AfD x   

179  Herr Vogt, Alexander SPD  x  

180  Frau Vogt, Petra CDU  x  

181  Frau Voigt-Küppers SPD  x  

182  Frau Voßeler CDU  x  

183  Herr Voussem CDU  x  

184  Herr Wagner AfD x   

185  Frau Walger-Demolsky AfD x   

186  Frau Watermann-Krass SPD  x  

187  Herr Watermeier SPD  x  

188  Herr Weiß SPD  x  

189  Frau Wendland CDU  x  
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190  Frau Weng SPD  x  

191  Frau Wermer CDU  x  

192  Herr Weske SPD  x  

193  Frau Winkelmann CDU  x  

194  Herr Witzel FDP  x  

195  Herr Wolf SPD entschuldigt 

196  Herr Wüst CDU  x  

197  Herr Yetim SPD  x  

198  Herr Yüksel SPD  x  

199  Herr Zimkeit SPD  x  

 Gesamtsumme  13 164 0 
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1  Frau Altenkamp SPD X   

2  Frau Aymaz GRÜNE   X 

3  Herr Baran SPD X   

4  Herr Beckamp AfD  X  

5  Herr Becker, Andreas SPD X   

6  Herr Becker, Horst GRÜNE entschuldigt 

7  Frau Beer GRÜNE   X 

8  Herr Bell SPD X   

9  Herr van den Berg SPD entschuldigt 

10  Herr Dr. Berger CDU  X  

11  Herr Berghahn SPD X   

12  Herr Dr. Bergmann CDU  X  

13  Herr Bialas SPD X   

14  Herr Biesenbach CDU  X  

15  Herr Bischoff SPD X   

16  Frau Blask SPD X   

17  Herr Dr. Blex AfD  X  

18  Herr Blöming CDU  X  

19  Herr Blondin CDU  X  

20  Herr Börner SPD X   

21  Herr Börschel SPD X   

22  Herr Bolte-Richter GRÜNE   X 

23  Herr Bombis FDP  X  

24  Frau Bongers SPD X   

25  Herr Boss CDU  X  

26  Herr Prof. Dr. Bovermann SPD X   

27  Herr Braun CDU  X  

28  Frau Brems GRÜNE   X 

29  Herr Brockes FDP  X  

30  Herr Brockmeier FDP  X  
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31  Frau Dr. Büteführ SPD X   

32  Frau Butschkau SPD X   

33  Herr Dahm SPD X   

34  Herr Deppe CDU  X  

35  Herr Déus CDU  X  

36  Herr Deutsch FDP  X  

37  Herr Diekhoff FDP  X  

38  Herr Dudas SPD X   

39  Frau Düker GRÜNE   X 

40  Frau Dworeck-Danielowski AfD  X  

41  Herr Engstfeld GRÜNE   X 

42  Frau Erwin CDU  X  

43  Herr Fortmeier SPD X   

44  Herr Franken CDU  X  

45  Frau Freimuth FDP  X  

46  Herr Freynick FDP  X  

47  Herr Frieling CDU  X  

48  Frau Fuchs-Dreisbach CDU  X  

49  Herr Ganzke SPD X   

50  Frau Gebauer, Katharina CDU  X  

51  Frau Gebauer, Yvonne FDP  X  

52  Frau Gebhard SPD X   

53  Herr Dr. Geerlings CDU  X  

54  Herr Göddertz SPD X   

55  Frau Gödecke SPD X   

56  Herr Goeken CDU  X  

57  Herr Golland CDU  X  

58  Herr Hafke FDP  X  

59  Herr Hagemeier CDU  X  

60  Frau Hammelrath SPD X   

61  Frau Hannen FDP  X  

62  Herr Haupt FDP  X  
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63  Herr Herter SPD X   

64  Herr Höne FDP  X  

65  Herr Hoppe-Biermeyer CDU  X  

66  Herr Hovenjürgen CDU  X  

67  Herr Hübner SPD X   

68  Herr Jäger SPD entschuldigt 

69  Herr Jahl SPD X   

70  Herr Jörg SPD X   

71  Herr Kämmerling SPD X   

72  Herr Kaiser CDU  X  

73  Herr Kamieth CDU  X  

74  Frau Kampmann SPD X   

75  Frau Kapteinat SPD X   

76  Herr Dr. Katzidis CDU  X  

77  Herr Kehrl CDU  X  

78  Herr Keith AfD  X  

79  Herr Kerkhoff CDU  X  

80  Herr Keymis GRÜNE   X 

81  Herr Klenner CDU  X  

82  Herr Klocke GRÜNE   X 

83  Herr Körfges SPD X   

84  Herr Körner FDP  X  

85  Frau Kopp-Herr SPD entschuldigt 

86  Frau Korte CDU  X  

87  Herr Korth CDU  X  

88  Herr Kossiski SPD X   

89  Frau Kraft SPD X   

90  Herr Kramer SPD X   

91  Herr Krauß CDU  X  

92  Herr Krückel CDU  X  

93  Herr Kuper CDU  X  

94  Herr Kutschaty SPD X   
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95  Herr Langguth fraktionslos  X  

96  Herr Laschet CDU abwesend 

97  Herr Lehne CDU  X  

98  Herr Lenzen FDP  X  

99  Herr Lienenkämper CDU  X  

100  Herr Löcker SPD X   

101  Herr Löttgen CDU  X  

102  Herr Loose AfD  X  

103  Frau Lück SPD X   

104  Frau Lüders SPD X   

105  Herr Lürbke FDP  X  

106  Frau Lux SPD X   

107  Herr Dr. Maelzer SPD X   

108  Herr Mangen FDP  X  

109  Herr Matheisen FDP  X  

110  Herr Middeldorf FDP  X  

111  Herr Moritz CDU  X  

112  Herr Mostofizadeh GRÜNE   X 

113  Herr Müller, Frank SPD entschuldigt 

114  Herr Müller, Holger CDU  X  

115  Frau Müller-Rech FDP  X  

116  Frau Müller-Witt SPD X   

117  Herr Dr. Nacke CDU  X  

118  Herr Neppe fraktionslos  X  

119  Herr Nettekoven CDU  X  

120  Herr Neumann SPD X   

121  Herr Dr. Nolten CDU  X  

122  Herr Nückel FDP  X  

123  Frau Oellers CDU  X  

124  Herr Dr. Optendrenk CDU  X  

125  Herr Ott SPD X   

126  Herr Panske CDU  X  
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127  Frau Paul, Josefine GRÜNE   X 

128  Herr Paul, Stephen FDP  X  

129  Frau Dr. Peill CDU  X  

130  Herr Petelkau CDU  X  

131  Herr Dr. Pfeil FDP  X  

132  Frau Philipp SPD X   

133  Frau Plonsker CDU  X  

134  Herr Pretzell fraktionslos  X  

135  Herr Preuß CDU  X  

136  Frau Quik CDU entschuldigt 

137  Herr Rasche FDP  X  

138  Herr Rehbaum CDU  X  

139  Herr Remmel GRÜNE   X 

140  Herr Reuter FDP  X  

141  Herr Ritter CDU  X  

142  Herr Rock CDU  X  

143  Herr Röckemann AfD  X  

144  Herr Römer SPD entschuldigt 

145  Herr Prof. Dr. Rudolph SPD X   

146  Herr Rüße GRÜNE   X 

147  Frau dos Santos Herrmann SPD X   

148  Frau Schäffer GRÜNE entschuldigt 

149  Herr Schick CDU  X  

150  Frau Schlottmann CDU  X  

151  Herr Schmeltzer SPD X   

152  Herr Schmitz CDU  X  

153  Herr Schneider, René SPD X   

154  Frau Schneider, Susanne FDP  X  

155  Herr Schnelle CDU  X  

156  Herr Scholz CDU  X  

157  Herr Schrumpf CDU  X  

158  Herr Schultheis SPD entschuldigt 
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159  Frau Schulze Föcking CDU  X  

160  Herr Seifen AfD  X  

161  Herr Sieveke CDU  X  

162  Frau Spanier-Oppermann SPD X   

163  Herr Dr. Stamp FDP entschuldigt 

164  Herr Stinka SPD X   

165  Frau Stock SPD X   

166  Frau Stotz SPD X   

167  Herr Sträßer CDU  X  

168  Herr Strotebeck AfD  X  

169  Frau Stullich CDU  X  

170  Herr Sundermann SPD X   

171  Herr Terhaag FDP  X  

172  Herr Tigges CDU  X  

173  Herr Tritschler AfD  X  

174  Frau Troles CDU  X  

175  Herr Dr. Untrieser CDU  X  

176  Herr Dr. Vincentz AfD  X  

177  Herr Voge, Marco CDU  X  

178  Herr Vogel, Nic Peter AfD  X  

179  Herr Vogt, Alexander SPD X   

180  Frau Vogt, Petra CDU  X  

181  Frau Voigt-Küppers SPD X   

182  Frau Voßeler CDU  X  

183  Herr Voussem CDU  X  

184  Herr Wagner AfD  X  

185  Frau Walger-Demolsky AfD  X  

186  Frau Watermann-Krass SPD X   

187  Herr Watermeier SPD X   

188  Herr Weiß SPD X   

189  Frau Wendland CDU  X  

190  Frau Weng SPD X   
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191  Frau Wermer CDU  X  

192  Herr Weske SPD abwesend 

193  Frau Winkelmann CDU  X  

194  Herr Witzel FDP  X  

195  Herr Wolf SPD X   

196  Herr Wüst CDU  X  

197  Herr Yetim SPD entschuldigt 

198  Herr Yüksel SPD abwesend 

199  Herr Zimkeit SPD X   

 Gesamtsumme  60 113 12 
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1  Frau Altenkamp SPD  X  

2  Frau Aymaz GRÜNE  X  

3  Herr Baran SPD  X  

4  Herr Beckamp AfD X   

5  Herr Becker, Andreas SPD  X  

6  Herr Becker, Horst GRÜNE entschuldigt 

7  Frau Beer GRÜNE  X  

8  Herr Bell SPD  X  

9  Herr van den Berg SPD entschuldigt 

10  Herr Dr. Berger CDU X   

11  Herr Berghahn SPD  X  

12  Herr Dr. Bergmann CDU X   

13  Herr Bialas SPD  X  

14  Herr Biesenbach CDU abwesend 

15  Herr Bischoff SPD  X  

16  Frau Blask SPD abwesend 

17  Herr Dr. Blex AfD X   

18  Herr Blöming CDU X   

19  Herr Blondin CDU X   

20  Herr Börner SPD  X  

21  Herr Börschel SPD  X  

22  Herr Bolte-Richter GRÜNE  X  

23  Herr Bombis FDP X   

24  Frau Bongers SPD  x  

25  Herr Boss CDU x   

26  Herr Prof. Dr. Bovermann SPD  X  

27  Herr Braun CDU X   

28  Frau Brems GRÜNE  X  

29  Herr Brockes FDP X   

30  Herr Brockmeier FDP X   
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31  Frau Dr. Büteführ SPD  X  

32  Frau Butschkau SPD  X  

33  Herr Dahm SPD  X  

34  Herr Deppe CDU X   

35  Herr Déus CDU X   

36  Herr Deutsch FDP X   

37  Herr Diekhoff FDP X   

38  Herr Dudas SPD  X  

39  Frau Düker GRÜNE  X  

40  Frau Dworeck-Danielowski AfD X   

41  Herr Engstfeld GRÜNE  X  

42  Frau Erwin CDU X   

43  Herr Fortmeier SPD  X  

44  Herr Franken CDU X   

45  Frau Freimuth FDP X   

46  Herr Freynick FDP X   

47  Herr Frieling CDU X   

48  Frau Fuchs-Dreisbach CDU X   

49  Herr Ganzke SPD  X  

50  Frau Gebauer, Katharina CDU X   

51  Frau Gebauer, Yvonne FDP X   

52  Frau Gebhard SPD  X  

53  Herr Dr. Geerlings CDU X   

54  Herr Göddertz SPD  X  

55  Frau Gödecke SPD  X  

56  Herr Goeken CDU X   

57  Herr Golland CDU X   

58  Herr Hafke FDP X   

59  Herr Hagemeier CDU X   

60  Frau Hammelrath SPD  X  

61  Frau Hannen FDP X   

62  Herr Haupt FDP X   
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63  Herr Herter SPD  X  

64  Herr Höne FDP X   

65  Herr Hoppe-Biermeyer CDU X   

66  Herr Hovenjürgen CDU X   

67  Herr Hübner SPD  X  

68  Herr Jäger SPD entschuldigt 

69  Herr Jahl SPD  X  

70  Herr Jörg SPD  X  

71  Herr Kämmerling SPD abwesend 

72  Herr Kaiser CDU X   

73  Herr Kamieth CDU X   

74  Frau Kampmann SPD  X  

75  Frau Kapteinat SPD  X  

76  Herr Dr. Katzidis CDU X   

77  Herr Kehrl CDU X   

78  Herr Keith AfD X   

79  Herr Kerkhoff CDU X   

80  Herr Keymis GRÜNE  X  

81  Herr Klenner CDU X   

82  Herr Klocke GRÜNE  X  

83  Herr Körfges SPD  X  

84  Herr Körner FDP X   

85  Frau Kopp-Herr SPD entschuldigt 

86  Frau Korte CDU X   

87  Herr Korth CDU X   

88  Herr Kossiski SPD  X  

89  Frau Kraft SPD  X  

90  Herr Kramer SPD  X  

91  Herr Krauß CDU X   

92  Herr Krückel CDU X   

93  Herr Kuper CDU X   

94  Herr Kutschaty SPD  X  
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95  Herr Langguth fraktionslos X   

96  Herr Laschet CDU abwesend 

97  Herr Lehne CDU X   

98  Herr Lenzen FDP X   

99  Herr Lienenkämper CDU X   

100  Herr Löcker SPD  X  

101  Herr Löttgen CDU X   

102  Herr Loose AfD X   

103  Frau Lück SPD  X  

104  Frau Lüders SPD  X  

105  Herr Lürbke FDP X   

106  Frau Lux SPD  X  

107  Herr Dr. Maelzer SPD  X  

108  Herr Mangen FDP X   

109  Herr Matheisen FDP X   

110  Herr Middeldorf FDP X   

111  Herr Moritz CDU X   

112  Herr Mostofizadeh GRÜNE  X  

113  Herr Müller, Frank SPD entschuldigt 

114  Herr Müller, Holger CDU X   

115  Frau Müller-Rech FDP X   

116  Frau Müller-Witt SPD  X  

117  Herr Dr. Nacke CDU X   

118  Herr Neppe fraktionslos X   

119  Herr Nettekoven CDU X   

120  Herr Neumann SPD  X  

121  Herr Dr. Nolten CDU X   

122  Herr Nückel FDP X   

123  Frau Oellers CDU X   

124  Herr Dr. Optendrenk CDU X   

125  Herr Ott SPD  X  

126  Herr Panske CDU X   
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127  Frau Paul, Josefine GRÜNE  X  

128  Herr Paul, Stephen FDP X   

129  Frau Dr. Peill CDU X   

130  Herr Petelkau CDU X   

131  Herr Dr. Pfeil FDP X   

132  Frau Philipp SPD  X  

133  Frau Plonsker CDU X   

134  Herr Pretzell fraktionslos X   

135  Herr Preuß CDU X   

136  Frau Quik CDU entschuldigt 

137  Herr Rasche FDP X   

138  Herr Rehbaum CDU X   

139  Herr Remmel GRÜNE  X  

140  Herr Reuter FDP X   

141  Herr Ritter CDU X   

142  Herr Rock CDU X   

143  Herr Röckemann AfD X   

144  Herr Römer SPD entschuldigt 

145  Herr Prof. Dr. Rudolph SPD  X  

146  Herr Rüße GRÜNE  X  

147  Frau dos Santos Herrmann SPD  X  

148  Frau Schäffer GRÜNE entschuldigt 

149  Herr Schick CDU X   

150  Frau Schlottmann CDU X   

151  Herr Schmeltzer SPD  X  

152  Herr Schmitz CDU X   

153  Herr Schneider, René SPD  X  

154  Frau Schneider, Susanne FDP X   

155  Herr Schnelle CDU X   

156  Herr Scholz CDU X   

157  Herr Schrumpf CDU X   

158  Herr Schultheis SPD entschuldigt 
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159  Frau Schulze Föcking CDU X   

160  Herr Seifen AfD X   

161  Herr Sieveke CDU X   

162  Frau Spanier-Oppermann SPD  X  

163  Herr Dr. Stamp FDP abwesend 

164  Herr Stinka SPD  X  

165  Frau Stock SPD  X  

166  Frau Stotz SPD  X  

167  Herr Sträßer CDU X   

168  Herr Strotebeck AfD X   

169  Frau Stullich CDU X   

170  Herr Sundermann SPD  X  

171  Herr Terhaag FDP X   

172  Herr Tigges CDU X   

173  Herr Tritschler AfD X   

174  Frau Troles CDU X   

175  Herr Dr. Untrieser CDU X   

176  Herr Dr. Vincentz AfD X   

177  Herr Voge, Marco CDU X   

178  Herr Vogel, Nic Peter AfD X   

179  Herr Vogt, Alexander SPD  X  

180  Frau Vogt, Petra CDU X   

181  Frau Voigt-Küppers SPD  X  

182  Frau Voßeler CDU X   

183  Herr Voussem CDU X   

184  Herr Wagner AfD X   

185  Frau Walger-Demolsky AfD X   

186  Frau Watermann-Krass SPD  X  

187  Herr Watermeier SPD  X  

188  Herr Weiß SPD  X  

189  Frau Wendland CDU X   

190  Frau Weng SPD  X  
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191  Frau Wermer CDU X   

192  Herr Weske SPD  X  

193  Frau Winkelmann CDU X   

194  Herr Witzel FDP X   

195  Herr Wolf SPD  X  

196  Herr Wüst CDU X   

197  Herr Yetim SPD entschuldigt 

198  Herr Yüksel SPD abwesend 

199  Herr Zimkeit SPD  X  

 Gesamtsumme  112 71 0 

 
 


